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4 Ideologien dermodernisierten, marktorientiertenHerrschaft

4.1 Nachhaltigkeit
Im Original: Auszug ausChristoph Spehr1996: „DieÖko-Falle“,ProMediaVerlag in Wien
Zukunftsfähiges Deutschland versucht sich vor allem am Nachweis, daß eine ökologisch nachhaltige
Umorientierung der BRD ohne größere Konflikte und grundsätzliche Einschnitte möglich ist. Zu diesem Er-
gebnis kommt die Studie aufgrund einer Reihe methodischer Kniffe, eines sehr reduzierten Nachhaltig-
keits-Begriffs und eines eher blauäugigen Vertrauens auf angeblich bereits wirksame Tendenzen in die
richtigeRichtung. ...
Die Studie istdaheralsBeitrag zu einem Kapitalismuszu sehen, dermiteinem verbesserten, nachhaltige-
ren Akkumulationsmodell vorallem sich selbstnachhaltigermacht: seine Herrschaftund seine Privilegien.
Sie ist eine Blaupause für einen reformierten Öko-Kapitalismus, der zukunftsfähig ist: fit, schlank und mit
gutemGewissen. ...
Die herrschende Nachhaltigkeits-Debatte suggeriert, daß die Verhältnisse keiner grundlegenden Verän-
derung bedürfen, um den Tankerwieder flottzu kriegen. Sie redetzwarvon gewaltigen Anstrengungen,
die nötig seien, um dieökologischeKrisezu überwinden. Aberdiese sollen komplettaufder Liniederbis-
herigen Entwicklungsstränge bleiben: technische Entwicklung; Strukturpolitik; internationale Abkommen;
Steuerung des individuellen Verhaltens gemäß objektiven Notwendigkeiten; Formierung derGesellschaft
im Sinne einer nationalen Handlungsfähigkeit. Durch intelligente Technik und intelligente Politik soll dem
bestehenden Kapitalismusein überraschenderAuswegausderökologischen Krisegefundenwerden. Die
Anziehungskraft der Nachhaltigkeitsdebatte besteht in der Vermarktung dieser Idee eines raffinierten
Coups: Allesnichtsoschlimm gewesen. DonaldDuckschaffteswiedereinmal in der letztenMinute.

a. Was istNachhaltigkeit?
DerDefinitionengibtesviele− siesagen vorallemaus, daßeskeineeinheitlicheDefinition
gibt. Nachhaltigkeitistdas, wassich jedeRdrausmacht, dieRegierenden, dieKonzerne, die
Umwelt-NGOsoderwerauch immer. Zugrunde liegteine eherbanale ökologischeAussa-
ge, z.B. im Text „Die Welt ist keine Ware“ von Hartwig Berger („Stachelige Argumente“,
5/1999, S. 9): „DieDebatteumNachhaltigkeit istauseiner leichtbegreiflichen Erkenntnis
entstanden, dieBauern, FörsterundFischerimeinfachenSatzzusammenfassenwürden: Es
darfnichtmehrgeerntetwerden als nachwächst. Etwas anspruchsvoller formuliert, können
wirauch sagen: ÖkologischeTeilsystemewieGewässer, LandschaftenoderWälderundGe-
samtsysteme wie die Meeresströmungen oder dasWeltklima dürfen nicht so belastet wer-
den, dassdadurch ihreFunktionen und ihreFunktionsfähigkeitgeschwächtodernachteiligt
verändertwerden. Nachhaltig istdemnach einHandeln, welchesdasFunktionieren derNa-
tur als Ressourcenquelle, als Aufnahmemedium für Emissionen und als Lebensgrundlage
fürdieMenschen nichteinschränkt.“
Doch diese fachlich orientierteDefinition istbeliebig dehnbar. Wie istdasZiel zu erreichen
undwiesiehtdasgewünschteEndstadium aus?Dazu gibteskeineKlarheit. Herrschaftsver-
hältnissewerden regelmäßig ausgeblendet. Sokann dervon Kinderhänden geknüpfteTep-
pich als nachhaltig gelten, wenn die Kinder so „gehalten“ werden, daß sie nicht verhun-
gern, undderAnbau derRohstoffe soerfolgt, daß derBoden erhalten bleibt. Sehrstark ve-
rengt wird Nachhaltigkeit auf die Frage der Effizienz: Nur Technik und moderne Regie-
rungssysteme (die wehrhafte Demokratie alsWeltmodell) können die Rettung sein. In der
Freitagam13. Juli 2001 (S. 5) findetsich dasZitat: „WirsindfürdenWettbewerbderEigen-
tumsformen, um die Form zu finden, die am meisten nachhaltige Effizienz zeitigt ...“. Der
BundesverbandderDeutschen Industrie(BDI) sprang1999aufdenNachhaltigkeitszugauf
und bestimmte gleich die Richtung. SelbstWirtschaftsminister Werner Müller fehlte nicht
mitpositivemBezugaufdieNachhaltigkeit, erschriebu.a. einGrußwortfüreineSchriftder



121

führenden Umweltmanagement-Organisation B.A.U.M. Überall dort rückten die Ideen von
Effizienz und Technologietransfer in den Mittelpunkt, nachhaltigesWirtschaften entpuppte
sich als Druckmittel für eine technologischeModernisierung mit den Herstellerfirmen die-
serTechnik alsGewinner (mehrsieheAbsatzc.).

Im Original: Auszug aus dem Vorwort in „Denken. Kommunizieren. Handeln“ der BDI-Initiative
„econsense“ (www.econsense.de)
„Nachhaltige Entwicklung“ bedeutet, die Bedürfnisse der derzeitigen Generation zu befriedigen, ohne
kommenden Generationen die Chance zu nehmen, ihren eigenen Bedürfnissen gerechtzu werden. Die-
sesPrinzipdernachhaltigen Entwicklungentsprichtunseren gesellschaftlichenWertvorstellungen unddem
VerständniseinersozialenMarktwirtschaft.
Auszug aus„Position desBundesverbandesderDeutschen IndustriezurNachhaltigkeit“,1999
In derTatdrohtevorJahrzehnten auch in Deutschlandkurzfristig− undkurzsichtig−, rational erscheinen-
desVerhalten die natürlichen Lebensgrundlagen zu zerstören. Schadstoffe in Gewässern, in der Luftund
im Boden nahmen beunruhigendeAusmaße an. Seither istaber viel geschehen. Durch Innovationen und
Investitionen ist es der Industrie in Deutschland gelungen, Umweltbelastungen durch Fabriken enorm zu
reduzieren. Gleichzeitig wurde der Lebensstandard nicht nur gehalten, sondern erheblich gesteigert.
Technisch ausgedrücktheißtdas: Umwelt-undRessourcenverbrauch sowieWirtschaftswachstumwurden
entkoppelt. ... NeueTechniken senken den Treibstoffverbrauch drastisch. Biotechnologien reduzieren die
Flächenanforderungen in der Ernährung. Kernenergie vermindertden CO2-Ausstoß in der Energieversor-
gung ... Es istschon seltsam, daßgeradediejenigen, diesich soengagiertfürUmweltschutzundRessour-
censchonung einsetzen, gleichzeitig neuen Technologien so skeptisch gegenüberstehen, bei derBiotech-
nologieaufdieBremsetreten undbeiderKernenergieden totalenAusstiegwollen. DerAusstiegDeutsch-
lands macht die Welt nicht sicherer − im Gegenteil. Unsere Sicherheitsstandards sind führend in der
Welt. Wirmüssen weiter dazu beitragen können, daß die Kernenergieweltweitsichererwird, um Kata-
strophenwieTschernobyl in Zukunftzu verhindern. ...
EinenachhaltigesozialeSicherung setztzuallererstaufprivate Initiative. ... Einerderwichtigsten Schlüssel
für die nachhaltige Entwicklung unsererGesellschaft heißtBildung. ... Die Hochschulen müssen die Frei-
heithaben, um diebesten Hochschullehrerzu konkurrieren (und dienichtsoguten zu entlassen). Die Frei-
heitder Hochschulen, Studiengebühren zu erheben, gehörtgenauso dazu, wie private Hochschulen zu
gründen und zu stärken. ... Und eine Politik fürNachhaltigkeithatverstanden, daß es einen fruchtbaren
Wettbewerb um knappe Ressourcen gibt. Nachhaltig können nur solcheGesellschaften sein, die in die-
semWettbewerb Boden gewinnen oderwenigstens halten. ... DieUrsachen fürdieseDefizite sindweit-
gehendbekannt. Beiwichtigen Faktoren imWettbewerbderStandorteum Investitionen und Innovationen
hat Deutschland Nachteile aufzuweisen. Die Arbeitskosten sind im internationalen Vergleich die höch-
sten, die Arbeitszeiten die kürzesten der Welt. Die Steuer- und Abgabenbelastung unternehmerischer
Betätigung ist in Deutschland besonders hoch. An allen diesen Hebeln muß eine Politik fürNachhaltigkeit
ansetzen.
Auszug aus dem Grußwort von WernerMüller zum B.A.U.M.-Jahrbuch,Quelle: B.A.U.M.-NewsNr.
16vom 8.10.2001
DieWirtschaft in Deutschland richtetsich mehr und mehr am Leitbild derNachhaltigkeitaus. DerDiskurs
hierüberwird offensivgeführtund der Erfolg zeigt, dassNachhaltigkeitmitGewinn fürdasUnternehmen
und die Umwelt umsetzbar ist. Bislang sind es jedoch vorwiegend Großunternehmen, die Engagement
zeigen undSchrittmacherfunktion übernehmen.

Weil die Ideologie derNachhaltigkeit so unendlich dehnbar und harmonisierend-integrativ
ist, wirkt sie auch als integrierender Rahmen, in dem bisherige Gegensätze überwunden
werden können. Dieser„Alleskleber“ zeigtsich sogaran etlichen KritikerInnen, dieBeden-
ken äußern, aberdoch immerwieder in den Sog aufgenommenwerden− vorallemwenn
sie von Seiten derer, die die öffentliche Meinung stark beeinflussen, gefragt und integriert
werden (Parteien, große NGOs, staatliche Institutionen). Als Beispiel für viele sei Prof. El-
marAltvatergenannt, der in Berlin zu den Propagandisten vonAgendaundNachhaltigkeit
gehört, dabei auch öffentlich KritikerInnen zurechtweist, jedoch selbst in seinen Büchern
dieKritik formuliert.
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ImOriginal: ElmarAltvater imVorwortzu seinem Buch „Vernetztundverstrickt“,1997,Westf. Dampf-
boot in Münster (S. 22)
Der BegriffderNachhaltigkeit hat ... den „Charme eines Posie-Albums“ − und folglich auch nur dessen
politischeVerbindlichkeit.
Andreas Missbach im gleichen Buch im Text „Nachhaltige Entwicklung und Nord-Süd-Konflikt“
(S. 86-89)
Der Brundtland-Bericht selbst enthält keine überzeugende Analyse und kein widerspruchsfreies Pro-
gramm, sondern ist ein wissenschaftliches und politisches Konsensdokument. Gerade dessen Unschärfe
undWidersprüchlichkeitwaren entscheidend fürseinen Erfolg. DerBerichtbesitztdenCharmeeinesPoe-
sie-Albums: es finden sich unzählige gute Ratschläge jedwelcher Provinienz. ... Jenseits vonWorthülsen
aber hören die Gemeinsamkeiten auf: nämlich dann, wenn es um die Entwicklungsstrategien gegen die
Armutund die nötigen Veränderungen zum Schutzder lebenserhaltenden Ökosystemegeht. ... Entschei-
dend für die allgemeine Akzeptanz des Brundtland-Berichtes war das Bekenntnis zu realem weltwirt-
schaftlichem Wachstum. Die Autoren des Berichts sprachen sich für ein fünf- bis zehnfachesWachstum
derProduktion biszum nächsten Jahrhundertaus ... NachhaltigeEntwicklung istfürdieseKritiker lediglich
eineAusdehnung der Entwicklungsideologie, ein Versuch desNordens, die Kontrolle zu behalten, nichts
Geringeresals „eineneueWellederKolonialisierung“ ...

Bezugspunkte fürdieDebattesind immerwiedergroße internationaleEntscheidungen und
Konferenzen, z.B. dasGerangel um den Klimaschutz aufderGrundlage desKyoto-Proto-
kolls und die Weltkonferenz „Rio+10“ in Johannesburg im Sommer 2002. Im Rahmen
der Debatte wird auch Kritik vorgetragen. Allerdings wird in der breiten Öffentlichkeit nur
diemoderate Kritik ausNGOs und aus intellektuellen Eliten wahrgenommen. Das ist kein
Zufall, denn zwischen kritischen BegleiterInnen derherrschendenDiskurseunddenen, die
dieModernisierung von Herrschaft u.a. über die Nachhaltigkeitsdebatte voranbringen, be-
stehen vielerlei Kontakte. Letztlich ist der Schluß möglich, daß zu modernen integrativen
Herrschaftskonzepten dieEinbindungderKritikdazugehört− frei nach demMotto: Wirbe-
zahlen unsereKritikerInnen, dann könnenwirsteuern, welcheKritikwieVerbreitung findet.
Unabhängige KritikerInnen werden sowohl von denen, die die Herrschaftsdiskurse führen
alsauch vondenen, diemitdiesen als(Schein-)KritikerInnen verbunden sind, verdrängt. So
wirdPluralität inszeniert, ohnewirklich da zusein.
Beispiele derVerbindung von Kritik undMacht:
− Die meisten AutorInnen der vielen kritischen Bücher zu Zivilgesellschaft, NGOs und
Nachhaltigkeit gehören Parteien (vor allem SPD, Grüne und PDS), staatsnahen NGOs
(vor allem Attac) an oder sind Angestellte beim Staat (an Universitäten bzw. in den
Bürosvon ParlamentarierInnen).

− Viele der Bücher erscheinen in Verlagen, die selbst Teil großer Konzerne sind, aber
verdecktalsTochterverlag gerade die ideologischeVerbindung von Marktwirtschaft, De-
mokratie undkritischen Eliten voranbringen.

− Das eindrucksvollste Bild zeigen die deutschsprachigen Literaturangaben der verschie-
denen Bücher. Sie verweisen immerwieder aufeine überschaubare Zahl von Personen,
die als Elite den Diskurs über Nachhaltigkeit, NGOs, Zivilgesellschaft usw. führen. Die
KritikerInnen des Diskurses benennen als Quellen ihr eigenes Umfeld und die Befür-
worterInnen, also die scheinbar andere Seite, während unabhängige KritikerInnen nie
angegeben werden, obwohl deren Literaturoffensichtlich auch genutztwird. 1

− Insgesamt ist ein dichter Filz gegenseitiger Unterstützung bei Postenvergabe, öffentli-
chen Auftritten usw. entstanden. AutorInnen, die immerwieder als kritische Elite auftre-
ten2 und damit unabhängigen KritikerInnen auch den Platz wegnehmen, wiederholen
die genannten Ausgrenzungen, während derDrahtzu denen, die sie kritisieren, sehr in-
tensiv ist. Ein Blick in die Gremien der NGOs mit dem aggressivsten Anspruch, per
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Selbstinthronisierung Sprachrohr „der“ Bewegung zu sein (vor allem Attac, aber auch
z.B. dieBuko, dasForumUmweltundEntwicklung oderderDNR), zeigtdie Eliten dort
zusammen in Gremien wie fachlichen Beiräten u.ä.

− Die Tageszeitungen der bildungsbürgerlichen Schichten und sozial-ökologischen,
staatsnahen Ideologien (taz, Spiegel, FR bis zu JungeWeltundNeuesDeutschland) ha-
ben in den vergangenen Jahren den aus den Eliten stammenden, miteinander verbun-
denen BefürworterInnen und KritikerInnen derNachhaltigkeit viel Raum geboten, wäh-
rend sie unabhängigeKritikerInnen stetsverschwiegen odergarangriffen. 3

− Medien, die direkt aus den Eliten z.B. von Attac oder Buko stammten, agierten sogar
noch häufigeraggressivgegen unabhängigeGruppen. 4

Nach außen wurde Nachhaltigkeit zum verbindenden Alleskleber− auch wegen der ge-
schickten Inszenierung von Pluralitätundder Integration von Kritik alsTeil desdominanten
Diskurses fürpolitischeDiskussionen. Daswird sogarselbstvon denen, diedieDebatte fe-
derführendbetreiben, so formuliert.

Im Original: Auszug aus„DasJo'burgMemo“ (Heinrich-Böll-Stiftung,2002,Berlin,S. 10)
Ferner istdieSorgeum dieNaturnichtnuraufderadministrativen, sondern auch aufderkognitiven Ebene
in die Politik eingesickert. Insbesondere der Begriff „nachhaltige Entwicklung“, um den sich bei der Rio-
Konferenz alles drehte, hat als Kompromissformel eine bemerkenswerte Karriere hinter sich gebracht.
Während Wirtschaftsfreunde und Umweltschützer sich jahrzehntelang als Kontrahenten gegenüberge-
standen waren, zwang dieser Begriff sie nunmehr dazu, auf einem gemeinsamen Terrain zu agieren.
Sowohl Shell als auch Greenpeace, dieWeltbankwie indigeneOrganisationen berufen sich auf„nach-
haltige Entwicklung“; und kaum jemandwagt, diesesKonzeptoffen zurückzuweisen. Der Begriffwirkt im
Gegenteil wie ein Allzweckkleber, der Freund und Feind gleichermaßen zusammenbindet. So sahen sich
im Gefolge dieser semantischen Innovation sowohl Entwicklungsenthusiasten wie Naturfreunde veran-
lasst, ihre Positionen zu revidieren. Der Begriff bot eine gemeinsame Basis, die einen produktiven Aus-
tausch zwischen den etablierten Institutionen und ihren lautstarken Opponenten ermöglichte. Natürlich
war ein Preis für diesen Konsens zu bezahlen, und das war die Klarheit. Inzwischen werden Dutzende
von Definitionen von Experten und Politikern herumgereicht, weil sich an dieselbe Ideewiderstreitende In-
teressen undVisionen an ein unddenselben Begriffheften. Abergeradediese integrierendeKraftmussals
dasErfolgsgeheimnisderFormel „nachhaltige Entwicklung“ betrachtetwerden. Kaum jemals hinterließ ei-
ne Konferenzeine solcheWirkung aufdie politische Landschaftmitkeinem anderen Mittel als der Spra-
che.

b. Nachhaltige Ideologie: 2000 JahreErfolglosigkeitundVerschleierung5

Entgegen dem in derÖffentlichkeitvorherrschendenEindruck istdieökologischeKrisekei-
neneuartigeErscheinung. ImGegenteil: DiegesamteGeschichtederMenschheitistdurch-
zogen von den Symptomen ökologischen Niedergangs. DerZusammenbruch somancher
Hochkultur wird nur dann wirklich verständlich, wenn man die Folgen der von ihr verur-
sachten Umweltproblememitberücksichtigt.
Obwohl dieAufarbeitung derUmweltgeschichte erstamAnfang steht, lassen sich wesentli-
che Grundzüge bereits erkennen. Ebenso alt wie die Krisenerscheinungen sind die
Bemühungen umangemesseneReaktionen darauf. In allerRegel haben dieLösungsversu-
che die Gesamtsituation auf längere Sicht jedoch verschlechtert anstatt verbessert. Die
Rückschau lässt dies ebenso deutlich werden wie die Gründe, die dazu geführt haben.
Unübersehbar wird beispielsweise, wie unzureichend es ist, sich ohne handlungsleitende
soziale und ökologischeGesamtperspektive von Teilfrage zu Teilfrage aufdas jeweils poli-
tisch gerade Durchsetzbare zu konzentrieren. Über die Jahrhunderte hindurch ist jedoch
genau diese Verhaltensweise vorherrschend gewesen. Dabei hat es in vielen Fällen
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durchaus Lösungsvorschläge gegeben, die sowohl längerfristiger angelegt als auch inhalt-
lich fürdie jeweiligeZeitüberzeugendergewesen sind. Derartigesergibtsich nichterstaus
heutiger Sicht. Konzepte, die Menschenrechte, Selbstbestimmung und Umweltfragen mit-
einanderzu verbinden trachten, sind aberbislang nie konsequenterprobtworden.

Im Zeitraffer: NachhaltigkeithatGeschichte
DieErdeentstehtvorknapp5Milliarden Jahren. Neuesten Forschungen zufolgekönntesiegarnoch älter
sein. Geht man jedoch von diesem Alter aus und rechnet den genannten Zeitraum in ein Jahr um, so
taucht der Mensch erst am Abend des 31 . Dezember um kurz vor 21 Uhr im Geschehen auf. Ökologi-
schen Zeitdimensionen zufolgespieltderMensch alsonureineverschwindendgeringeRolle. Dastrifftbe-
kanntlich jedoch nichtaufdiequalitativen Auswirkungen seinesDaseinsaufErden zu. 6
Dererste „echte“ Mensch (Homoerectus) gehtaufrechtüberdie Savannen Ostafrikas (vor1 ,8Millionen
Jahren).
DasKlima kippt: DieerstePhasederEiszeitbeginnt(vor1 ,2Mill. J.).
Der Peking-Mensch reagiertund nutztdas Feuer (vor600000 J.). DererstemoderneMensch (Homo sa-
piens sapiens) beginntmitHöhlenmalereien Zeugnisse hoher Kultur zu hinterlassen. Als einziger Überle-
bender der Menschenfamilie besiedelt er in der Folgezeit mit Australien und Amerika die letzten noch
menschenfreien Kontinente.
Ende der Eiszeit: Viele Tier- und Pflanzenarten sterben aus, wobei der steinzeitlicheMensch wohl kräftig
nachhilft. DieOstseeentsteht. Menschen im VorderenOrienthalten ersteHaustiere und erfinden den Ak-
kerbau. (vor10-12000J.). Die landwirtschaftlicheRevolution läßtdieZahl derMenschen inwenigen Jahr-
tausenden von zehn aufüberhundertMillionen Köpfeanwachsen. Die „kritischeMasse“ fürdie Entwick-
lung von Hochkulturen sammeltsich in Flußtälern desMittlerenOstensundChinasan.
An Euphratund Tigris: Sumerererfinden dasRad vor5500 Jahren. Es treten erheblicheWasserprobleme
auf. Bodenversalzung,Waldabholzung unddamitin derFolgeWüstenbildung undVerkarstung scheinen
wesentlicheUrsachen desUntergangsderKulturzu sein.
Babylon1750v. Chr: KönigHammurabi erläßtGesetzemitBestimmungen zum Tierschutz, damitdieTier-
rassen alsNutztiereerhalten bleiben.
MittelmeerBeginn derEisenzeit: Diemengenmäßig ständigwachsendeEisenverhüttungverbrauchtderart
viel Holzkohle, dass imMittelmeerraum undMittleren Osten ganzeWälderund Landstrichekahlgeschla-
genwerden.
Athen 400v. Chr: DerArztHippokratesfordertMaßnahmen gegenGestankund Emissionen vonGewer-
bebetrieben. Besonders die Silberschmelzöfen sind ein Problem. 50 v. Chr. schlägtderGeograph Stra-
bon dazu vor, möglichsthoheSchornsteinezu bauen, um dieAbgaseweiträumig zu verteilen. 5
Mittelmeer Christi Geburt: Landwirtschaft, Bergbau und Handel sind über die gesamte bekannte Welt
verbreitet. GroßeVerkehrs- undBewässerungsbauwerkeentstehen.
Rom: Gerbereien, Färbereien undWäschereien werden wegen ihrer Emissionen und Abwässeraus dem
Wohnbereich aufdie noch unbebaute Seite des Tiber verbannt. Bestimmungen über Hausbau, Abwas-
serbeseitigung, Luft- und Lärmbelastung sollen vor Immissionen schützen. Soweit der Eigentümer eines
Grundstück durch seine Tätigkeiten keine andere Person in derNutzung ihres Besitzes behindert, darfer
aberweiterhin ungestörtRaubbau an derNatur betreiben. Nach 400 Jahren röm. Herrschaft im Mittel-
meerraum ist der größte Teil der Bewaldung verschwunden. U.a. sind die Dolomiten in ihrer heutigen
Form als verkarstetes Gebirge entstanden, weil sämtliches Holz für Schiffe, Bauten und Heizung einge-
schlagen wurde. Durch den Waldrückgang, nachfolgende Klimaänderung und Bodenerosion fallen im-
mermehrGebiete für die Kornproduktion aus. Die nordafrikanischen Provinzen, bislang die Kornkammer
des Reiches, werden zur Wüste. Verarmte Bauern ziehen in die Städte. Immer öfter treten Ver- und
Entsorgungsprobleme auf, führen zu Zusammenbrüchen der örtlichen Verwaltung, ein Grundwarum sich
dasReich nichtentschieden genug gegen dievonNorden einfallenden Völkerzuwehren vermag. 5
Mittelamerika 1000 n. Chr: Nach weit über 1000 Jahren Bestand bricht die Maya-Kultur zusammen.
Übernutzung derWälder und Zerstörung der Tropenböden führen den Untergang maßgeblich herbei.
Dennoch bleibtderVorgang für dieNachwelträtselhaft. Über sehr langeZeitsind dieMaya angesichts
einer sensationell hohen Bevölkerungsdichte im Umgang mit ihren Lebensgrundlagen schließlich sehr er-
folgreich gewesen.7
Mitteleuropa1200: Das „gotischeWirtschaftswunder“ zeichnetsich durch die Rodung vonWäldern und
Gründung von Städten aus. Stadthygiene, geregelteWasserversorgung undAbfallbeseitigung sind in al-
lerRegel jedoch völlig verwahrlostundmüssen in ihrerBedeutung neu erkanntwerden.
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Melphi1250: StaufenkaiserFreidrich II: ordnetan, allen Unratdurch Einleitung in die Flüssezu beseitigen.
Mitteleuropa ab1330: Entwaldung, übermäßigeBodennutzung und mangelndeHygiene in den dichtbe-
siedelten Städten und Dörfern lassen das Wirtschaftswunder der Gotik zusammenbrechen. Krankheits-
und Seuchenerreger finden so guteAusbreitungsmöglichkeiten vor, daß allein der Pestein Drittel der Be-
völkerung zumOpferfällt. DieWirkung aufErkenntnisundHandeln istjedoch i.d.R. begrenzt. 8
Basel 1420: DieStadtbeschließt, die ihrzu kostspieligeSäuberungderLatrinen vorläufigeinzustellen. Ab-
ortanlagen sollen nurnoch im Abstandvon allen 10bis40Jahren geräumtwerden.
Mitteleuropa um 1450: Im deutschsprachigen Raum stehtnur noch aufetwa 4%der FlächeWald, natur-
belassenen ister nichtmehr. Regionen wie beispielsweise derHarz sind aufgrund der hohen Nachfrage
nach Brennmaterialien undBaustoffen völlig entwaldet. EssetztdortgroßflächigeErosion ein, dasErdma-
terial lagertsich vorallem in derElbeab, wodurch dieheutigen Elbauen entstehen. WonochWald steht,
wird er alsViehweide genutzt, wasden natürlichen Baumnachwuchs unterbindet. Die durch Holzknapp-
heitverursachteEnergiekrisedesMittelalterswirdvorallem infolgederPestgelöst. DerWalderobertsich
ausgestorbeneDörfer und verlassene Felderzurück. Zudemwerden ersteAufforstungsprogrammeumge-
setzt. Allerdingsweit überwiegend mit Fichten (statt Laubbäumen), die als fasteinzige Artaufdem ero-
dierten Boden noch ausreichend rasch zuwachsen in derLage ist. Eswerden Verordnungen erlassen, die
es zur Pflichtmachen, für jeden gefällten Baum eine Vielzahl neuer zu pflanzen. DieWaldnutzung wird
starkeingeschränktundkontrolliert. In den Städten bautman u.a. darum zunehmendmitStein. Infolgeder
Aufforstungen steigt derWaldanteil in Deutschland um 1800 im wesentlichen auf seinen bis heute un-
veränderten Stand. 9
PlanetErdeab1500: Beginn derNeuzeit. Entdeckungsfahrten verbreiten europäischeTechnikundKultur,
dazu Krankheiten, Pflanzen undTiereüberdieganzeErde. NeueTier-und Pflanzenartenwerden in Euro-
pa eingeführt. VieleTierartenwerden ausgerottet.
Europa17. Jh: DerAufschwung dermodernen Naturwissenschaften legtdenGrundstein fürdie bis heute
anhaltendetechnisch-wissenschaftlicheRevolution.
England 1769: Die industrielle Revolution mitDampfmaschine und Fabriken schafftneuen Reichtum, aber
auch Massenverelendung, hohe Bevölkerungsdichte sowie die erste großtechnische Umweltverschmut-
zung.
Niedersachsen, Harzvorland: Die Innerste istbiologisch tot. Es istderam stärksten vom Abraum ausden
Harz-Bergwerken belastete Harzfluß. Aufgrund der vom Wasser aus dem Abraum gelösten Schwerme-
talle können die angrenzenden, im Frühjahr überschwemmten Wiesen nichtmehr für die Viehweide ge-
nutztwerden. TiereundMenschen sterben an Vergiftungen, dieman sich zunächstnichterklären kann.10
Karlsruhe1800: Unterder Leitung von Johann Gottfried Tulla beginnen dieArbeiten an der sogenannten
Oberrheinkorrektion. Das bis dato größte deutsche Wasserbauprojekt löst heftige Kontroversen aus.
Während die Befürworterden SchutzvorÜberschwemmungen, eine bessere Schiffahrtund den Gewinn
von Ackerland erwarten, prophezeien die Gegner „furchtbare Folgen“. Die Flussbiegungen seien als
„sehrwohltätigeEinrichtungen derNaturzu betrachten“, dieeineZunahmederFließgeschwindigkeitund
damit das Trockenfallen bei Niedrigwasser verhindern würden. Weitere Argumente sind der Erhalt des
Artenreichtums, insbesondereder Fische, sowie derNutzen der jährlichen Überschwemmungen mit ihren
Nährstoffablagerungen fürAckerbau undViehzucht. 6
Paris1800: Um die Jahrhundertwende tobt lautZeitzeugen in der französischen Hauptstadt„ein bestän-
diger Kampf zwischen Fabrik und Nachbarn“. Gründe dafür sind die ununterbrochen zunehmenden
Lärm-, Luft-,Wasser- und Bodenbelastungen infolgederAusweitung von Firmenaktivitäten. 6
Deutschland1836u. 1840: Justusvon Liebig entdecktdie künstlicheDüngung und löstdamitdiemoderne
landwirtschaftliche Revolution aus. Im Rheinlandwird derDrachenfelsen zwecks Erhaltung derDenkmale
desUrzustandesderHeimatunterSchutzgestellt(1 836).11
PlanetErde1850: 1 MilliardeMenschen leben aufderErde.
Deutschland1860: Immermehr Industriegebietebilden u.a. dasRuhrgebiet. RauchendeSchornsteinegel-
ten als schick, weil sie Fortschrittssymbol sind. Massen arbeitsloserMenschen strömen in die Städte und
werden von den ersten Fabrikbesitzern alsbilligeArbeitskraftverschlissen.
Deutschland ab 1880: Die Elektrifizierung beginnt. Immer mehr Maschinen werden entwickelt, u.a. das
Automobil. Es häufen sich Klagen über verschmutztesWasser und verpestete Luft. In vielen Arbeitervier-
teln istdasÖffnen derHausfensterunüblich geworden, erkranken dieMenschen an Atembeschwerden.
Osnabrück: DerRegierungspräsident läßtUntersuchungen überdieGesteinszersetzung am Dom vorneh-
men, deren Ursachen er in derLuftbelastung vermutet.12
Deutschland: Der Pflanzenchemiker Stückhardtwarntwiederholt seit10 Jahren, daß „schädliche Stoffe
selbstbei einer sehr bedeutenden Verdünnung schließlich eine verderblicheWirkung auszuüben vermö-
gen, wenn dieEinwirkung eine langhaltendeodermassenhafte ist“.
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Berlin 1880: Im Preußischen Jahrbuch erscheinteine herbeKritik von ErnstRudorffam zunehmenden Tou-
rismus. DieTouristenwürden dieNatur, die sie suchten, verschandeln. 6
Berlin 1898: Während der Haushaltsdebatte im Preußischen Abgeordnetenhaus fordertWilhelm Wete-
kamp die Bereitstellung von Finanzmitteln für den Erhalt von Naturdenkmälern und die Schaffung
großflächigerNaturschutzparke.
Düsseldorf1899: Aufdem westdeutschen Fischereitag beklagtein preußischerStaatsbeamter die zuneh-
mende Verschmutzung der Flüsse, während er gleichzeitig Bezug auf den deutsch-französischen Krieg
von 1870/71 nimmt. „Wirhaben 1870 fürden deutschen Rheinstrom gekämpft− unsereSöhnewerden in
einem neuen Krieg fürdiedeutscheRheinkloakekämpfen können“. 6
Berlin, Hannover1904: Von Teilen desHarzeswird eine ersteWaldschadenskarte mitunterschiedlichen
Schadensstufen geschädigterBäumeerstellt. 5DerDirektordesWestpreußischen Provinzialmuseums, Hu-
goConventz, forderteinen Verbund von schützenswerten Gebieten. Er sei derMeinung, daß „esmitein
paarNationalparksauch nichterledigtsei. Es istviel richtiger, ... durch dasganzeGebietzerstreut, tun-
lichst in jedem Landesteil, kleinere Flächen von verschiedener Beschaffenheit in ihrem ursprünglichen Zu-
standzu erhalten.“10
München 1907: Das neue BayerischeWassergesetz verpflichtet Unternehmer ganz im Sinne des bis in
die 80er Jahre politisch noch immer umstrittenen Verursacherprinzips dazu, anderen Berechtigten die
Schäden zu ersetzen, dieer ihnen infolgevon Verunreinigung vonGewässern zugefügthat. 6
Hoher Meißner 1913: Auf dem ersten Freideutschen Jugendtag klagt der Philosoph Ludwig Klages die
„muttermörderischeVerblendungdereran, die in blinderWutdieeigeneMutter, dieErde, verheeren, ...,
bisallesLeben und schließlich sie selbstdemNichtsüberliefertsind.“10
Stuttgart 1915: Die Behörden schieben den aus Kronstadt (Siebenbürgen) stammenden Gusto Gräser
nach Österreich ab. Nachdem er die Vegetarische Gesellschaft bei Ascona am LagoMaggiore mitge-
gründethatte, istGräser jahrelang durch Deutschland gezogen, eigenen Besitz ablehnend, in einer Ehe
ohne Trauschein lebend und seine Kinder ohne Schulbesuch erziehend. 17 Jahre später verarbeitetHer-
mann HesseGräsers Überzeugungen in der Erzählung „DieMorgenlandfahrt“, wodurch seine Botschaft
eines gewaltlosen individuellen Widerstandes und einer einfachen naturnahen Lebensform ein millionen-
fachesPublikum erreichen.10
Berlin 1922: UnterwesentlicherMitwirkung von Paul Robin findetderErsteDeutscheNaturschutzkongreß
statt. Die damitverbundeneHoffnung aufeineVereinigung der verschiedenen alternativen Bewegungen
derWeimarer Republik zu einer ökologisch-sozial orientierten Bewegung erfüllt sich nicht. Robin fordert
aufdem Kongreß und in der Folgezeit im anarchistischen Blatt„Der FreieArbeiter“ zu Abrüstung, Pazifis-
mus, internationalem Naturschutzund dazu auf, in Deutschland 600bis1000Naturschutzzentren einzu-
richten, in denenwenigeFreiwilligedasGebietbetreuen unddabei frei von staatlicherBeeinflussungherr-
schaftsfrei leben. Er selbstgründeteine solche Naturwarte aufderOdermündungsinsel Morine. Wegen
antisemitischerÄußerungen stellt „Der Freie Arbeiter“ 1925 die Publikation von Robins Artikeln ein. Auch
derAufrufzum KonsumverzichthatdieArbeiterschaftzu sehrprovoziert. In derGegenantwortdesBlattes
heißtes: „Robin kommtin eine Stadt, in der30%der Einwohnerobdachlos sind. Anstattnun die Reichen
zu zwingen, überflüssige Räumeabzugeben und neueHäuserzu bauen, machteralle100%obdachlos.
... Es istgutund richtig, sich von kapitalistischerModeblödheitund Luxusidiotiezu emanzipieren, aberdie
warme, schöne, behagliche Kleidung, die gute, wohlschmeckende Nahrung, das angenehme, sinnvoll
und hübsch eingerichteteWohnzimmer, der moderne Verkehr, Dampf, Gas, Elektrizität, das gute Buch,
die Seife, das KlosettmitWasserspülung, sowie Badewanne und Kleinauto sind sehr gute und nützliche
Dinge für alleMenschen, die für alle erkämpftwerden sollen.“ Robins spätereWarnungen vor einerÖl-
verseuchung der Meere, Vergiftung der Wälder und der Gefahr eines Weltuntergangs durch einen
Atomkrieg erreichen daherkaum noch jemanden. 6
Sachsen 1927: DerHeimatschutzverein und dieNaturfreunde fordern, den Bau neuerAutostraßen durch
die Sächsische Schweiz zu unterlassen. Wörtlich heißt es: „Die Interessen einer kleinen übersättigten
volksfremden Schicht darf nicht den Sieg davontragen über dasWohl der großen wanderfrohen natur-
sehnsüchtigenMassen, die in derhalbwegsunberührten Landschaftihren Kraft- und Freudequell haben.“
Ausflüglerwerden zugleich aufgefordert, Lärm zu unterlassen, Müll mitnach Hausezu nehmen und keine
Pflanzen auszugraben.10
Ruhrgebiet1928: Der Siedlungsverband des Ruhrkohlenbezirks machtden Vorschlag, säurefeste Bäume
zu pflanzen.10
Stolzenberg: Ein Giftgasunglück in derChemiefabrik führtzurVergiftung von150Menschen.
PlanetErde1930: 2MilliardenMenschen leben aufderErde.
Halsbrück 1933: Um die Rauch- und Abgasbelastung zu vermindern, hat die mit Steinkohle betriebene
Halsbrücker Esse den mit144 m Höhe höchsten Schornstein derWelt bekommen. Einige Zeitgenossen
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sind mitdieser Lösung dennoch nichtzufrieden und bezeichnen das Bauwerk als „Riesengeschütz für die
Fernbeschießung größererWaldgebiete“.
Dresden 1940/41 : Der Reichslandschaftsanwalt (desGeneralinspektors) für dasDeutsche Straßenwesen,
Alwin Seifert, veröffentlicht sein Buch „Im Zeitalter des Lebendigen“ und schreibtdarin: „Die materiellen
Notwendigkeiten unseres Landes fordern immergrößere Eingriffe in dieNatur. ... Auch unserVerkehrssy-
stem verlangtzusätzlich in die LandschafteinschneidendeAnlagen. ImmerengerwirdderRaum ursprüng-
licherNatur und Landschaftzurückgedrängt.“ Es sei daherwichtig, daß die Technik ihreAnlagen in eng-
sterNaturverbundenheitdurchführe. Seifertfordert im einzelnen handwerksgerechtesMauerwerkan Au-
tobahnbrücken stattBeton, um die landschaftliche Eingliederung zu fördern, außerdem mehrKurven statt
gerader Fahrbahnabschnitte und Randbepflanzungen. Sein vorgesetzterNSDAP-Minister lobtden Autor
daraufhin als „Vorkämpferfürein naturverbundenesSchaffen derTechnik“.10
Industrienationen nach 1945: Die Industrialisierung greiftendgültig in alle Lebensbereiche ein. Chemisie-
rung der Landwirtschaft, massenhafteMotorisierung und Automatisierung, Raubbau an Rohstoffen, Mas-
senproduktion und -konsum, weltweite Boden-, Wasser- und Luftverschmutzung, flächendeckendesAus-
sterben von Tier-undPflanzenarten,Waldsterben, Treibhauseffekt, Ozonloch, Gefahratomarerundche-
mischerKatastrophen, sich beschleunigendeKlimaveränderung kennzeichnen die Entwicklung neben der
Gentechnik als neuer Großtechnologie, die in kürzester Zeit Jahrmillionen von Entwicklungsgeschichte
verändernwird.
USAund Europa1969: Millionen von Fernsehzuschauern erleben die Landung aufdemMondmitund se-
hen dieErde in ihrerEndlichkeitbildlich vorsich. DiesesErlebnisgibteinenweiterenAnstoßzum Entstehen
der Ökologiebewegung, aller Orten gründen sich entsprechende Bürgerinitiativen und Organisationen,
Bemühungen um Umwelterziehung schließen sich an.
Deutschland 70er und 80er Jahre: Umweltkatastrophen prägen kurzfristig das öffentliche Bewußtsein,
z.B. Ölunfällewie1967aufden Scilly-Inseln, 1978 vor Brest (AmocoCadiz), 1979 im Golfvon Mexiko,
1989 vor Alaska (Exxon Valdez) oder das Dioxinunglück von Seveso1976, dasGiftgasunglück von Bo-
phal 1984, die Dürrekatastrophe in Äthiopien 1985 mit über 1 Millionen Toten, die mehrfache Rheinver-
schmutzung von Sandoz 1986 und Reaktorunglücke wie 1957 in Windscale (heute Sellafield), 1979 in
Harrisburg und1986 in Tschernobyl, wodurch biszu1 Million zusätzlicheKrebstoteweltweitzu erwarten
sind, weil bis zu 4%der radioaktiven Stoffe des Reaktors frei werden, darunter Jod miteinerHalbwerts-
zeit von 8 Tagen und Thorium mit einer von 14Milliarden Jahren, dem bislang dreifachen Zeitraum seit
Bestehen derErde.
Industrienationen/Deutschland seitMitte der 80er Jahre: Bislang ist der Aufstieg der Umweltbewegung
rasant vor sich gegangen. Bis in entlegeneWinkel der Erde erobern ökologische Positionen spätestens
nach Tschernobyl innerhalb kürzester Zeitdie Politik. Angesichts des Eingeständnisses, daß das Überle-
ben derMenschheitinsgesamtaufdem Spiel steht, beginntman, ursächliche Faktoren in Fragezu stellen.
Auf internationaler Ebene wird über die verbindliche Einführung von konsumbezogenen Maximumstan-
dards für die Industrienationen diskutiert. Das auf beständigem Wachstum und schonungsloser Ausbeu-
tung von Mensch und Natur beruhende kapitalistischeWeltwirtschaftssystem gilt als Hauptverursacher
der Krise. Doch auch wissenschaftliche Forschung und Technik mit ihrem rational-linearen Weltbild wer-
den als Teil der Probleme gesehen. Durchsetzen können sich diese Positionen allerdings nicht. Während
kaum jemand Umweltschutz offen in Frage zu stellen wagt, formieren sich die Gegenkräfte unter der
Hand. Zunächst werden bestimmte Signale öffentlich seltener geäußert. So erfreuen sich Forderungen
nach einer Verhaltensänderung des Einzelnen im allgemeinen wesentlich größerer Beliebtheit als solche
nach einerpolitisch konsequenten Veränderung derGesellschaftsstrukturen.
Rio de Janeiro 1992 und Folgejahre: Die erste weltweite Konferenz für Umwelt und Entwicklung erklärt
Wirtschaftswachstum und Risikotechnologien, wie Atom- und Gentechnik, zu Teilen des Lösungsweges
anstattzu Teilen des Problems. Neoliberalisierung und Globalisierung lassen diewenigen konsequente-
ren Ansätzederdortbeschlossenen nachhaltigen Politik nach übereinstimmenderMeinung in Fachkreisen
zurMakulaturwerden. Die deutsche Regierung beschließtden Ausstieg aus derAtomenergie, wobei sie
den Kraftwerken eine Laufzeitvon 32Jahren garantiert. AlserstesStaatsoberhauptsprichtsich derameri-
kanische Präsident im Jahr 2001 offen und wiederholtgegen die bis dato von den USAeingegangenen
Umweltschutzverpflichtungen aus. Im Bereich des Klimaschutzes stellen daraufhin auch andere Staaten
bisher geplante Abkommen in Frage. Umweltverbände fordern in diesem Zusammenhang nur noch die
Rettung der vier Jahre zuvor von ihnen selbst als völlig unzureichend bezeichneten Übereinkunft. Profit-
orientierte Handelsgepflogenheiten weiten sich aufUmweltschutzbemühungen und ökologische Verwer-
tungsmöglichkeiten aus, die sich beide in derZukunfterstals solcheerweisen müssen. Soverkaufen Russ-
land undandereStaaten RechteaufEmissionen, diesiegarnichtausstoßen, an dieUSA.
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London 1 .8.2001 : Die Börse gibt bekannt, sie wolle eine Schlüsselstellung im lukrativen Handel mit
CO2-Kontingenten anstreben. Dazu derbritischeUmweltminister: „Wirstehen an derSchwelledesersten
MarktsystemsfürEmissionen in derWelt“13.
Tonga (Südsee): Im November 2000 verkauft der Gesundheitsminister des Königreiches sämtliche wis-
senschaftlichen undökonomischenNutzungsrechtean den genetischen Eigenschaften dereigenen Bevöl-
kerung an die australische Biotechnologie-Firma Autogen14. In den USAund Europa steigen die Anträge
auf Patentierung und damitauf exklusive wirtschaftliche Nutzung von Pflanzen und anderen Lebewesen
sprunghaftan. Von einem grundlegenden Umbau des kapitalistischenWirtschaftssystems ist im allgemei-
nen selbstbeiden Umweltinitiativen keineRedemehr. ImGegenteil: Geworbenwird fürsogenannteGrü-
neGeldanlagen mitder Folge einer zusätzlichen Förderung derKapitalisierung derÖkologiebewegung.
Ohnedaß derNachweiseinerVeränderung ihresWeltbildeserbrachtwäre, gelten Forschung undTech-
nik wieder als Garanten für die Sicherung der sogenannten Zukunftsfähigkeit. In diesem Sinne beginnt
man u.a. mitHilfe des Klonens und dem Anbau genmanipulierter Pflanzen weitere ökologischeGrenzen
zu überschreiten, ohnedieFolgen absehen zu können. DasallgemeineUmweltbewußtsein istschonweni-
ge Jahre nach seiner Entwicklung wieder rückläufig. Während die Politik offiziell vorgibt, auf fast allen
Ebenen dem Leitbild derNachhaltigkeitzu folgen, erreichteben jenes kaum öffentliche Aufmerksamkeit.
Umfragen zufolge istderBegriffnurwenigen ProzentderBevölkerung geläufig. Überdie in Rio in diesem
Zusammenhang beschlossenen inhaltlichen Kompromisse wissen selbst in der Umweltarbeit engagierte
Gruppen eherselten genau Bescheid. NeueKatastrophenwieRinderwahnsinn/BSE führen nur fürwenige
Wochen zu einer im allgemeinen Konsumverhalten überhauptspürbaren Reaktion. 1998 scheitertdie Ein-
richtung des Nationalparks Elbauen infolge einer Klage von Bürgerinitiativen vor dem entsprechenden
Verwaltungsgericht. HintergrunddieserEntwicklung istletztlich, dasssich dieBevölkerung unverändertals
weitgehend ohnmächtigesObjektderUmweltpolitik fühlt15. Dabei trägtdieNaturschutzbewegung selbst
aktiv dazu bei, ökologische Politikziele unpopulär zu machen. Im Ausland werden mit Hilfe deutscher
Fachleute Schutzgebiete eingerichtet, infolgedessen die dortbis dato ansässigen Menschen in derRegel
ungefragtin ihren Rechten beschnitten werden sollen, wenn sie im Einzelfall nichtgarganzzu verschwin-
den haben. In Deutschland fällt die Beteiligung der Betroffenen an entsprechenden Planungen für ge-
wöhnlich nichtganzsounzureichendaus. Dennochwird dieEntfremdung zwischen Bevölkerung undUm-
weltverbänden in einemMaßeöffentlich spürbarwie in den letzten 30 Jahren nichtmehr. Gemessen am
Grad der aktiven inneren Beteiligung scheint letztere bereits nach wenigen Jahren als breite soziale Be-
wegung wieder zusammengebrochen zu sein. Währenddessen weist der UN-Weltbevölkerungsbericht
für das Jahr 2001 nach, daß ca. 25Millionen Menschen aufder Fluchtvor Naturkatastrophen und den
Folgen derUmweltzerstörung sind− Tendenzweiterhin steigend.

MitdieserDarstellung istdieGeschichtederUmweltproblemeunddesUmgangsmitihnen
selbstverständlich nichtvollständigwiedergegeben. Manchemmag sie aufden ersten Blick
garwieein willkürlichesSammelsurium von Einzelereignissen erscheinen. Undangesichts
des Forschungsstandes in diesem Fachbereich muß einstweilen selbstdie Frage offen blei-
ben, obdennwenigstensallewichtigenEntwicklungssträngeschon registriertwerdenkonn-
ten. Es stellt sich jedoch auch die Frage, ob eine umfassende und möglicherweise bereits
von dritterSeite in wichtigeundwenigerwichtigeFakten vorsortierteDarstellung einesinn-
vollere Basis dafür ist, um eigene Schlußfolgerungen zu ziehen. Zumal nicht zu erwarten
ist, daßman eine unumstritteneVollständigkeitundÜbersicht jewird erreichen können.
Was die ökologischeGeschichte lehrt, bleibt prinzipiell offen. Schließlich hängtdies in er-
ster Linie von derBewertung ab, die man den historischen Fakten undUmständen geben
will. Wer beispielsweise bereits die Tatsache zu übergehen pflegt, daß es dieseGeschichte
mitihrenAuswirkungenbisheuteüberhauptgibt, derdürfteausihrauch keinenErkenntnis-
gewinn ziehen. Nichtsdestotrotz istdiesesVerhalten sowohl ist in derÖkoszeneals auch in
deraktuellen Umweltdebatte vorherrschend. Beispielsweisegiltdie IdeederNachhaltigkeit
seiteinem Jahrzehntals dasumweltpolitischeLeitbild schlechthin. Doch findetbislangwe-
der in Fachkreisen noch in der Öffentlichkeit eine Debatte um die Geschichte dieses im
Forstwesen seit mehr als 200 Jahren propagierten und angewandten Wirtschaftsprinzips
statt. Dabei ließe sich zum Beispiel am überwiegend desolaten Zustand derWälder heute
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durchausbemessen, wasdieAusrichtung aufdasLeitbildbislang zu bewirken vermochte16.
Wer einer solchen Analyse und der Diskussion um Alternativen ausweicht, läuft Gefahr,
zwar ökologische Leitbilder zu beschwören, de facto aber unreflektiert im Lauf der Ge-
schichte zu verharren und in unschöner Regelmäßigkeit die Fehler der Vergangenheit zu
wiederholen. Machtman sich eingedenkderUnvollständigkeitundVorläufigkeitderhistori-
schen Darstellung auf die Suche nach sinnvollen Schlußfolgerungen, fällt unter anderem
auf, daß eben dieseGefahrkeinebloßeSchwarzmalerei ist.
Aufden ersten Blick scheint sich dieGeschichte derUmweltprobleme in einigen Teilberei-
chen laufendzu wiederholen bzw. imKreiszu drehen, währendsie in anderen anQuantität
undQualität ständig neueDimensionen erreicht. Wenn in wenigen Jahren fossile Energie-
träger in die Atmosphäre verheizt oder Erbanlagen verändert werden, die sich einst über
Jahrmillionen Jahrehin gebildethaben, sofehltdafürjedegeschichtlicheParallele. Wenn in
den90erJahren in denUSA13.000mal soviel Pestizideproduziertwerden, alsesnoch 30
JahrezuvorüblichwarunddarunterzudemeineMengeneuartigerchemischerSubstanzen
ist, deren ökologischeWirkungsweise sich vielfach noch garnichtabschätzen lässt, spottet
auch dasjedemhistorischenVergleich17. EineListesolcherFakten ließesich beliebigverlän-
gern: Die aktuellen Probleme sind aufgrund ihrer zeitlichen Rasanz, ihrer inhaltlichen und
globalen Reichweite unbestritten einzigartig. Der Eindruck einer laufenden Wiederholung
drängt sich stattdessen mitBlick aufdieQualitätderLösungsansätze auf. Wenn etwawäh-
rend der nationalsozialistischen Diktatur die Begrünung von Autobahnen als Lösung der
Problematik immerweiterausufernden Landschaftsverbrauchsangepriesenwird, klingtdas
fastwörtlich wiedieTitulierungderA20 in unmittelbarerGegenwart. Letzterewirdvon der
PolitikmitHinweisaufRandbepflanzungen undKrötentunnel gerneals „ökologischeAuto-
bahn“ bezeichnet. Wie dasBeispiel zeigt, bleibt das jeweilige Kernproblem− hier das der
unbegrenztenAutomobilisierungeinschließlich desZwangszurMobilität− imRahmender
in derÖffentlichkeit üblichen Willensbekundungen völlig unberührt. DieTendenz zu sym-
bolischerundkosmetischerPolitik, diedieEntwicklungdefactowirtschaftlichen oderallge-
meinenHerrschaftsinteressengemäß laufen läßt, darfmiteinigemRechtalsgenerellesKon-
tinuum in derUmweltgeschichte bezeichnetwerden.
DieUmweltverbändefügen sich in diesenTrendnahezu nahtlosein. Sopflegen auch sie ih-
re Kompromisse öffentlich unkritisch als Erfolge darzustellen. Dies ist selbst dann der Fall,
wenn sich die Gesamtsituation strukturell grundlegend verschlechtert hat, zum Beispiel
beim Klimaschutz im Falle des im Jahre 2001 verhandelten Kyoto-Protokolls. Nicht nur
dasshiervon Seiten derUmweltverbände„dieRettung“ einerkurzzuvoralsvöllig unzurei-
chend attackierten Übereinkunft inszeniertwurde. Auch daß derHandel mitEmissionswer-
ten in letzter Konsequenz erst dahin führt, den kapitalstärksten Firmen einen Großteil des
Verfügungsrechts über die Atmosphäre zuzuschanzen, ist nur sogenannten gesellschaftli-
chen Splittergruppen einerkritischen Bemerkungwertgewesen18.
SelbstverständlichwäreesimRahmen eineshistorischenRückblicksin hohemGradeunse-
riös, die Tatsache nicht zu würdigen, dass es im Laufe derGeschichte immerwieder auch
umweltpolitischeErfolgegegeben hat. Alles in allem ergibtsich durch dieJahrhundertehin
eine reiche Mischung aus destruktiven und schöpferisch-konstruktiven Prozessen. Doch
ebensodeutlich zeigtsich, dassdieentscheidendeökologischeWendebisherausgeblieben
istundwarumdieserUmstand letztlich nichtweitererstaunlich ist. DieQualitätvonKonzep-
ten, an denen dasÜberleben aufErden hängt, wird nicht dadurch besser, dassman regel-
mäßig das gerade Erreichte feiert, weil momentan auch noch schlechtere Alternativen zur
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Debattegestanden haben. Woraussich in derartigen Situationen eigentlich derMaßstab für
die Zuschreibung von Erfolg oder Mißerfolg herleiten soll, ist zumindest aus historischer
Sicht selten nachvollziehbar. Dazu müßte dann schon eine längerfristige Perspektive sicht-
barwerden, derman unteranderem zutrauen kann, den Kreislauffruchtloserumweltpoliti-
scherWiederholungen zu durchbrechen.
AlsweitereshistorischesKontinuum fälltauf, daß dieSachargumentation in allerRegel nur
im Detail ausgefeilter geworden ist. Im Laufe der Geschichte baut sie bei thematisch glei-
chenKonflikten in derRegelwederaufeinanderaufnoch ändertsich letztlich etwasWesent-
lichesan ihrerSubstanz. Dasgiltzumindestin denFällen, an denenkeinevölligneu entwik-
kelteTechnik beteiligt ist. Eswird beispielsweise augenfällig, wenn man dieDiskussion um
dasWaldsterbenvomEndedes19. Jahrhundertsbisin die20erJahrehinein derjenigenum
1986gegenüberstellt. OderwennmandenKonfliktumdieOberrheinbegradigungvor200
Jahren mit den Plänen um den Ausbau von Oder und Elbe heutzutage vergleicht. Zudem
läßt sich ein weiterer geschichtlicherTrend herausfiltern, der zu dermanchmal erstaunlich
geringen inhaltlichen Vertiefung in gewissemWiderspruch steht. So ist gerade in den letz-
ten Jahrzehnten im Umgangmitden Problemen eine klareTendenzzurVerwissenschaftli-
chung zu beobachten.
UmweltschutzwirdmittlerweilederartintensivalsSachevonExpertenübereinkünften in ent-
sprechenden Fachgremien behandelt, daß vollkommen aus dem Blick geraten zu sein
scheint, daß diese Verwissenschaftlichung ihren Preis hat. Und daß es alles andere als si-
cher ist, ob der sich lohnt. Ein solcherTrend schafft unter anderem Hierarchien zuungun-
sten derbetroffenenMenschen, selbstwenn die Initiativeursprünglich von ihnen ausgegan-
gen sein sollte. Er trägt also nicht unerheblich zur Entfremdung von Ökologiebewegung
undBevölkerungmitall seinen politischen Folgen bei. Es ließen sich eineganzeReihewei-
tererNegativfolgen diskutieren. EtwadieNeigung von Fachleuten, disziplinübergreifenden
Anforderungen auszuweichen oder Lösungen zu verkomplizieren, um den Wert der eige-
nen Kompetenzzu erhalten. 16Amgravierendsten scheintjedoch dieTatsache, dassWissen-
schaftundneueTechniken bislang ungebrochen pauschal alsRetterausderNotangeprie-
senwerden, obwohl siesich regelmäßigalsHauptverursachereinergravierendenVerschär-
fung derGesamtsituation herauszustellen pflegen.
Wie der schon im antiken Athen diskutierte Bau möglichst hoherSchornsteine zeigt, geht
esdabei einerseits um den VerkaufbloßerScheinlösungen. Andererseits istbesonderesei-
ne Beobachtung von Gewicht, diemit den Mechanismen gesellschaftlicherDurchsetzung
von Partikularinteressen zu tun hat. Gemeint istdiebeständigwiederkehrendeArtundWei-
se, wie Umweltkrisen, etwa im Energie- und Ernährungsbereich, zur Propagierung eines
Fortschrittsgenutztwerden, derdieMenschheitnach offiziellerLesartstetsbeglückt. Undes
geht um den Tatbestand, daß gerade die Kräfte, die solches tun, nicht nur für eben diesen
Fortschritt unentbehrlich sind, sondern auch für die Bewältigung seiner Folgewirkungen.
Beispielsweisewurdedie IndustrialisierungmitderNutzung von KohleundDampfmaschi-
nevon ihren Protagonisten alsRettungvordem totalenMangel an Holz, dembisdahin fast
einzigen Energieträger, angepriesen. OderessolltederchemischeDüngerdie rettendeLö-
sungvoreinerdrohendenHungerkatastrophe infolgevon Bodenerschöpfungdarstellen. In
beiden Fällen hatman sich nichtgescheut, den KonfliktumdiezukünftigeWirtschaftsweise
als Frage von Sein oder Nichtsein der europäischen Zivilisation hochzuspielen. 16Seit den
60er Jahren ist die Atomenergie dann mit dem Argument insGespräch gebrachtworden,
siesei dieRettungvorden klimatischen Folgen desVerheizensfossilerBrennstoffe. Undak-
tuell versprichtdieWerbungentsprechenderFirmen, daßderEinstieg in dieGentechnikdie
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endgültige Erlösung vomWelthungerproblem und verschiedenen Zivilisationskrankheiten
bieten würde19. Veranstaltungen wie dieWeltausstellung Expo2000 in Hannover sind von
ebensounkritischerwiehistorisch haltloserWissenschafts- undTechnikgläubigkeitgekenn-
zeichnet. Unberücksichtigt bleibt, daß das soziale und ökologische Risikopotential bislang
mit jedem Entwicklungsschrittangewachsen stattvermindertworden ist.
Dabei istdemVerlaufderUmweltgeschichtediesozialeGrundprägungderProblemedeut-
lich zu entnehmen und damit auch die Schlußfolgerung, daß technisch-wissenschaftlicher
Fortschritt als solcher nicht in der Lage ist, sie generell zu lösen. Das gilt verstärkt dann,
wenn ersich alsbloßesAbfallproduktindividuellenGewinnstrebenserweist, wasbislangdie
üblicheVariante darstellt. 16Stattdessen können Forschungsergebnisse und neueTechniken
Lösungsschritte begleitend unterstützen und damit Teil von ihnen sein, wenn sie eng mit
den jeweils notwendigen sozialen, wirtschaftlichen und politischen Strukturveränderungen
verknüpft sind. Ein Hauptgrund für die durch die Jahrhunderte hindurch magere Qualität
derLösungsansätzevon ökologischen Krisen istdamitbenannt. Von wenigen Ausnahmen
abgesehen entsprichtdieBearbeitungsozialerFragen in derÖkologiebewegung in keinster
Weise dem Gewicht, das ihnen zukommt. Während hier ein Schwerpunkt der Aktivitäten
liegenmüßte, spieltdieaktiveSuchenach gesellschaftlichenGesamtperspektiven kaumei-
ne öffentlich spürbare Rolle. Nach lebendigen Diskussionen über neue Formen menschli-
chen Miteinanders, beispielsweise in der Verteilung von Mitbestimmung und Verantwor-
tungsübernahme, suchtman vergebens. Dabeimüßtenach den Erfahrungen der70erJah-
rezumindestTeilen derÖkologiebewegungnoch geläufig sein, daß dieerforderlichen poli-
tischen Grundsatzentscheidungen nur zu fallen pflegen, wenn sich eine ausreichendeAn-
zahl anMenschendauerhaftaktivfürsieeinsetzt. Undwenn siediesimZweifelsfall auch ge-
genWiderständeunddie bisdato herrschenden Verhältnisse tun.

Um Chancen aufdie Durchsetzung eigener Perspektiven zu haben, bedarf es neben ent-
sprechenden konzeptionellen Vorstellungen eines Mindestmaßes an Unabhängigkeit und
eigenständigerpolitischerGestaltungskraft. In denmeisten politischenGruppenmangeltes
an beidem. DieErprobungwiderständigerIdeengegendiejeweilsherrschendenVerhältnis-
sepflegtsich dortgeradenichtals historischesKontinuum zu erweisen. DerRückblick läßt
stattdessen die langeTradition einerengenweltanschaulichen bzw. organisatorischen Nähe
undKooperation zwischenVertreterndesUmweltschutzessowiesolchenderWirtschaftund
des Staates deutlich werden. 16 Es gibt nur wenige Ausnahmen von der Regel, so etwa im
Rahmen derAnti-Atom-Bewegung.
Nun sindangesichtsderbedrohlichen Zukunftsperspektiven prinzipiell zwei gegensätzliche
Strategien denkbar gewesen. Die eine lag darin, auf dezentrale und alltäglich-kleine Lö-
sungsschritte zu setzen. Die andere bestand in möglichst umfangreichen staatlichen Re-
formprojekten. WährenderstgenannteStrategieunspektakulärenCharakterbesitzt, läßtsich
mitHilfe derzweiten derAusbau von machtorientierten Institutionen verkaufen. Die ökolo-
gischeKrisewird in diesem Fall alsChancezurLegitimation von Herrschaftbegriffen. Und
damit in derKonsequenzzu umfassendem staatlichen und selbstmilitärischem Interventio-
nismus, ganzgleich woauch immeraufderWelteigeneökologische Interessenmitberührt
sind. WiedieEinführung derÖkosteueroderderzunehmendeRufnach weltweiten Regie-
rungsinstitutionen unterEinbeziehungvonNichtregierungsorganisationen zeigten, isteben
jenerAusbau von Machtapparaten imNamen einesglobalen Umweltmanagementsvoll im
Gange. AlsBegründung läßtsich offiziell anführen, daßesjaumdielangfristigenLebensin-
teressen allerMenschen undnichtnurdiemateriellen BelangebestimmterGruppen gehe.
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EinesolcheEntwicklungpflegtallerdingseben nichtnurimHinblickaufSachfragen zu ent-
stehen. Stattdessenwerden akuteKrisensymptomevon den Befürwortern dieser„Lösungs-
strategie“ für organisationsinterne und machtbezogene Eigeninteressen genutzt. Dies wird
beispielsweise immer dann augenfällig, wenn aktuelle Katastrophen zum Anlaß für Aktio-
nismus herhalten, der öffentlichkeitswirksam ist, inhaltlich aber wenig überzeugen kann.
AufdieseWeisemüssen die daran Beteiligten im Einzelfall nicht automatisch an derWirk-
lichkeit vorbei agieren. Aber zumindest verschärfen sie in derRegel die damit zusammen-
hängenden sozialen Probleme, weil direktbetroffeneMenschen prinzipiell zumObjektder
Herrschaftsausübung Dritter werden, anstatt selber aktiv die Lösungssuche gestalten zu
können. DieFolgen, wennUmweltschutzzumMachtinstrumentgegenüberderbetroffenen
Bevölkerung verkommt, sind allerorten längstspürbar. An dieStelle einer Identifikation mit
ökologischen Zielen, wiesienoch in den 80erJahren vorgeherrschthat, tretenGegenreak-
tionen. Bürgerinitiativen gründen sich vermehrtzurAbwehrstattzurUnterstützungentspre-
chenderPläne. DieseEntwicklung allein sollte bereitsAnlaß genug sein können, selbstkri-
tisch Konsequenzen aus der ja schließlich auch auf sachlicher Ebene mageren Bilanz zu
ziehen. Hinzu kommt aber noch, daß die Umweltbewegung mit eben dieser Ausrichtung
ihrerArbeitals politischerFaktormehrundmehrentbehrlich erscheint. Ein Profil, welches
sie deutlich etwa von staatlichen Stellen wie den Umweltministerien u.ä. unterscheidet, ist
kaum noch vorhanden. Von alternativ-reizvollen und Identifikation wie Begeisterung wek-
kenden Motiven bzw. Perspektiven ganz abgesehen. Die Vorgänge der gesellschaftlichen
Vereinnahmung bzw. deraktiven Anpassung an dieTradition weitgehendkosmetischerPo-
litikwirktmittlerweilemanchmal derartgutgelungen, daß dieUmweltbewegung alseigen-
ständigeKraftwiederderVergangenheitanzugehören scheint.

Die Unübersichtlichkeit und Unsicherheit der zukünftigen Entwicklung gepaart mit jeder
Menge Partikularinteressen werden immer wieder als Begründung für das Streben nach
universalen, aufstaatliche und globaleMachtapparate gestützteLösungsansätze angeführt.
DieErfahrung, daßdasLeben nach dembisdatounvorstellbarenGAU inTschernobyl doch
weitergegangen ist, hatzu derverbreiteten Einstellung beigetragen, derartigeKatastrophen
unddamitdieUmweltpolitik als solchemüßten eben nurrichtig gemanagtwerden, ummit
derGesamtsituation klarzukommen. Doch ausdemhistorischenVerlaufderUmweltproble-
meläßtsich zumindestnichtschließen, daßdiePerspektivequasi zwangsläufig in einerziel-
bewußt vom Menschen gesteuerten Gesamtentwicklung liegt. Vielmehr wird es stets eine
Geschichte sein, in denen ungeplanteundunerwarteteEreignisse ihren festen Platzhaben.
Die genannte ausTschernobyl gezogeneSchlußfolgerung ist deshalb historisch nicht halt-
bar, denn dasEndederweiteren Entwicklung bleibtvöllig offen. 16
Dazu paßt ferner, daß jenes Streben nach effektiver Globalsteuerung vermutlich sowieso
hoffnungslos ist. AusderArtundWeise, wiePolitikundBildungsich denProblemen bisher
gewachsengezeigthaben, läßtsich dasGegenteil zumindestnichtherleiten. Dastrifftschon
eheraufdieBefürchtungzu, ein derartigesBestreben könntediebestehendenKonfliktezu-
künftig noch in ungeahnte Dimensionen hinein intensivieren. Beispielsweise ist das Drän-
gen nach universalen Lösungen unmenschlich, weil es im Rahmen dieses Ansatzes
zwangsläufig zu massiver Einschränkung von Traditionen und Freiheiten kommen muß,
während es andererseits keine nennenswerte Fehlertoleranzgeben kann. Eine Perspektive,
diemobilisieren soll, brauchtstattdessenpositiveVisionen. Sie lassen sich global jedoch gar
nicht sinnvoll entwickeln, weil sie dort viel zu wenig konkrete Gestalt annehmen könnten.
Das einzelneZusammenspiel von Mensch undNatur läßt sich grundsätzlich nicht sinnvoll
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von ganzoben regeln. EswäreausökologischerundsozialerSichtsinnlos, etwaweil esdie
Vielfaltan Lebenswegen und -formen eindämmen würde.
DieAlternative in Form von überschaubar-regionalen, imwesentlichen aufSelbstorganisie-
rung und Vernetzung basierender Einheiten ist gedanklich nichts Neues. Aus historischer
Sichtlassen sich aberBeispielefinden, diebekräftigen, daßdieserWegauch langfristigeine
gangbare Alternative sein kann. So läßt sich anhand derAllmende aufzeigen, um wie viel
intensiver stetes Zusammenwirken einer Vielfalt von Interessen zum Erhalt einer intakten
Umwelt führen kann, als bloßeLobbyarbeites zu bewerkstelligen vermag. ImVerbundmit
der bäuerlichen Subsistenzwirtschaft ergab sich im Rahmen der Allmende über die Jahr-
hunderte hin ein wechselseitiges Korrektiv von Interessen. In diesem Rahmen wurden die
ökologischen Belangegrundsätzlich gleichberechtigtneben anderen gewahrt. Demgegen-
über istdieEinseitigkeitunübersehbar, diesichmitder IdeologievomVorrangprivatenGe-
winnstrebens zu Beginn des Industriezeitalters durchzusetzte. Natur und Gesellschaft ver-
kümmerten zu bloßen Anhängseln des heute global ausgerichteten Marktes. Die Auswir-
kungendieserEntwicklungsinddeshalbsogravierend, weil einegewisse, zuvorin entschei-
denden Lebensbereichen, wie der Landwirtschaft, noch vorhandene Ausgeglichenheit an
Einflußmöglichkeiten immereinseitigerenMachtverhältnissen gewichen ist. DieForderung
nach nochmehrLobbyismusundZentralismus istschon vomAnsatzhernichtdazu geeig-
net, dieseMachtverhältnissewiederaufzubrechen. AlsAlternativeverbleibtdieMöglichkeit,
erstmals in derGeschichteaufbreiterBasisernsthaftdenWegderselbstbestimmten, dezen-
tral-alltäglichen Schritte zu erproben. Das setztdie Entwicklung entsprechenderpolitischer
Konzepte voraus. Dazu würde ein regional eigenständiger, überregional vernetzter, experi-
menteller, neuen Erfahrungen stets offener, von den betroffenen Menschen der jeweiligen
Region selbstorganisierterPolitikstil gehören.
Um dieAtomenergie durchzusetzen, reichte die Überzeugung einer überschaubar kleinen
Elite. Bei der Solarenergie geht es um die Riesenzahl der EndverbraucherInnen. Und es
geht um eine innere Überzeugung, die sich nicht vorrangig am Profit orientiert. Das Bei-
spiel und die Umweltgeschichte insgesamt zeigen, daß konsequente ökologische Zielset-
zungen aufDauernichtzu verwirklichen sind, indemman einfach dieArtderTechnik und
der sozialen Steuerungsinstrumente austauscht, imGrundsatzabergleichzeitig die bisheri-
gen Gesellschaftsstrukturen vertieft. Nichtsdestotrotz wird im wesentlichen genau dieser
Weg beschritten. Was bislang in den Bereichen Ökologie und Umweltschutz passiert ist,
fügtsich bruchlos in bisherigeTraditionen desUmgangsmitProblemen ein und stellt sub-
stanziell nichts Neues dar. Die Chance, die fruchtlosen umweltpolitischen Kreisläufe zu
durchbrechen, ist nach wie vor da. Dazu wird die Ökologiebewegung aber nicht umhin
kommen, die weißen Flecken auf ihrer Landkarte zu bearbeiten, insbesondere die soziale
Frage. Widerständig und fantasievoll-konstruktiv ist immer wiederkehrend die Macht- und
Demokratiefrage zu stellen, sind alternative Formen sozialen Zusammenspiels zu entwik-
keln. Eine selbstkritische Auseinandersetzung mit der Umweltgeschichte und der eigenen
gesellschaftlichen Rolle darin kann dabei helfen. Zugleich istsie eineüberfälligeVorausset-
zung. Denn werderVerantwortung für seineVergangenheit ausweicht, vermag in Sachen
Zukunftsperspektive schwerlich zu überzeugen.

c. HinterderNachhaltigkeits-DebattestecktdieModernisierung
DieDebatteumNachhaltigkeitverfolgtandereZielealsmeistangegeben. Sie isteinederäl-
testen ideologischen Grundlagen für die Zuspitzung von Herrschaftsverhältnissen, für die
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LegitimierungderDominanzwestlicherLebensmodelleundfürdieSchein-Integration kriti-
scher Stimmen in das große, gemeinsame Projekt einer Erneuerung derWelt. Die Nach-
haltigkeit istälteralsdieerst in den letzten Jahren entstandenenDebatten umFreiheitdurch
Sicherheit, Menschenrechtedurch humanitäreKriegeundWohlstanddurch Ausgrenzung.
DieseDebatten aberhabenwichtigegemeinsameGrundlagen− siedienen derVerklärung
von Herrschaftsinteressen, der Modernisierung von Politik und neuen Zugriffsrechten auf
Mensch undNatur. SiesindTeil des ideologischenKampfeszwischen denRegierungen vor
allem der Industriestaaten um internationaleKonkurrenzundEinflußsphären.
Dieses ist gar kein Geheimnis und keine abstruse Verschwörungstheorie. Wer es wissen
will, mußnurlesen, z.B. inTexten vonMichaelMüller, Vize-FraktionschefderSPD imBun-
destag und Präsidiumsmitglied im Deutschen Naturschutzring. AlsVorsitzender derKom-
mission „Aufbruch 21“ hatteer imWahlkampf1998 demDNReineaufNachhaltigkeitge-
trimmte, den rotgrünen Machtwechsel bewerbendeProgrammatik verpaßt.

Im Original: Michael Müller und Ulla Burchardt,beideSPD-MdBs, in der FR vom17.4.2002:
Die Leitideeder nachhaltigen Entwicklung istschon deshalb von großer, ja strategischerBedeutung, weil
sie diewichtigste Antwortaufdie Herausforderung der neoliberalen Globalisierung ist. Sie istzuerstein
europäischesKonzept. Dennmitihrverbinden sich drei große Ideen dereuropäischenModerne: Gerech-
tigkeit, Demokratie undSchutzdernatürlichen Lebensgrundlagen. Nichtvon ungefährkamen diewichtig-
sten Impulse von den drei europäischen Regierungschefs Olof Palme, Willy Brandt und Gro Harlem
Brundtland.
DasKonzepthat in den letzten Jahren weiter an Bedeutung gewonnen. Nachhaltigkeit istdiewichtigste
Alternativezu einem US-Unilateralismus, deraufmilitärischeStärke setztund dieWeltden Interessen der
Wall Streetunterordnet. Siesetztdagegen aufmehrPartnerschaft, mehrDemokratieundmehrMitverant-
wortung. Mit ihr kann Europa eine zentrale Rolle bei derGestaltung derGlobalisierung einnehmen, statt
an den Randgedrängtzuwerden. ... DerEuropäischeRathatdieNachhaltigkeitzum Leitziel derEU aus-
gerufen. Damitkann Europa− wieschon beim Kyoto-Prozess− eineentscheidendeVorreiterrolleeinneh-
men. Deshalb istes sowichtig, dass die Bundesrepublik, als daswirtschaftlich stärkste Land der Europäi-
schen Union, sich an dieSpitzederNachhaltigkeitsdebattestellt. Nachhaltigkeitistkein theoretischerAn-
satzmehr. Denkeglobal und handele lokal, regional undnational − dasistdiepolitischeMaxime, um Eu-
ropazu behaupten ...

ErsteStationen beimVersuch, dasThema „Nachhaltigkeit“ (oderTeile davon wieAgenda,
Ökologische Steuerreform usw.) zur entscheidenden Kampagne der gesamten Umweltbe-
wegungzumachen, waren umfangreichereVeröffentlichungen inBuchformbzw. vorallem
in Zeitschriften. Daserste, in Deutschland und international bekanntergewordeneBuch zu
dieser neuen Strategie hieß „Wege zum Gleichgewicht“. 20 Es stammte von Al Gore, der
später Vizepräsident der USA und Präsidentschaftskanditat wurde und in seiner Amtszeit
keinenUmweltgipfel ausließ, umaufdiesemgegenUmweltschutzmaßnahmen einzutreten.
In Deutschland entwickelte sich die Debatte auf verschiedenen Ebenen zeitgleich − vom
BUND über die CDU bis zurGroßindustrie legten alle ihre Strategien für das damals em-
porkommende Thema fest. Bemerkenswert war, daß die entstehenden Grundsatzpapiere
kaumvoneinanderabwichen. DasPositionspapierdesDNRzurökologischenSteuerreform
von 1997 enthältganzähnlicheVorschlägewiedie gemeinsamen Vorschlägevon BUND,
Unternehmerverbänden und Großkonzernen oder das Programm der Frauen-Union von
1995. 21 Die Grundsätze der BASF zur Nachhaltigkeit gleichen den Aussagen der Studie
„ZukunftsfähigesDeutschland“. Und dieAgenda21, beschlossen von den Regierungschef
derWelt (u.a. HelmutKohl undGeorgeBush), wurde nun auch SachederUmweltschutz-
verbände− in unveränderterFassung.
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Im Original: Auszüge aus dem Beschluß „Wege zur ökologischen und sozialen Marktwirtschaft“ der
Frauen-Union (4./5.11 .95)
Wirwollen: dienationaleundeuropaweiteWeiterentwicklung unseresSteuersystems, verbunden mitder
Entlastung von Arbeitskosten. ... Wer Energie stärker besteuertund Erwerbsarbeitdafür steuerlich entla-
stet, bekämpftgleichzeitigdiemitderEnergiegewinnungverbundeneUmweltbelastung unddiedurch ho-
he Arbeitskosten verursachte Arbeitslosigkeit. ... Wir fordern eine verbesserte Ausnutzung von Energie
und Ressourcen. Eine Vervierfachung der EffizienzderWirtschaft im Umgang mit Energie und Stoffen ist
heute in vielen Bereichen technologisch bereitsmöglich. ... „Effizienzrevolution“. 22... Wir fordern dieAu-
tomobilindustrie, 3l-Autos umgehend auf den Markt zu bringen und den Flottenverbrauch (...) bis zum
Jahr2000auffünfLiterzu senken.
HubertWeinzierl in der EröffnungsredezurBUND-Delegiertenversammlung (6.6.97)
Im Rahmen dieser Diskussion muß 1997 mehr denn je die Verkehrsvermeidung propagiert und dort, wo
dasAutounverzichtbar ist, das3-Liter-Auto, bzw. der5-Liter-Flottenverbrauch eingeführtwerden, ...
Auszug ausSpiegel special 2/1995,„Öko-Bilanz'95“ (S. 157)
Für eine ökologische Steuerreform etwa haben sich auch nachdenkliche Automanager wie BMW-Chef
Bernd PischetsriederundDaimler-Benz-Vorstand Edzard Reuterausgesprochen.
Auszug auseinerPressemitteilung desBUND vom 8.12.1995
BUNDjugend, Junge Unternehmer und JungeAbgeordnete präsentieren gemeinsamesGrundsatzpapier
− „Der Jugend gehörtdie Zukunft, so heißtes. Weil wir nichtmehr länger mitansehen wollen, wie auf
Kosten dieser Zukunft gewirtschaftet wird, fordert jetzt eine organisations- und parteiübergreifende
Große Koalition der Jugend die sofortigeÖkologisierung des Steuersystems“. Das erklärte der Sprecher
derBUNDjugend, MarcEngelhardt, am Freitag vorderPresse in Bonn. Gemeinsam mitdem Bund Junger
Unternehmer (BJU) und jungen Bundestagsabgeordneten von CDU, FDP, SPD und Bündnis 90/Grüne
stellte die Jugendorganisation des BUND ein Grundsatzpapier zum Thema Klimaschutzdurch Öko-Steu-
ern vor. Die „Jugend-Initiative fürZukunft“ ..., dieaufAnregung desBUND und desCDU-Bundestagsab-
geordneten HermannGröhezustandegekommenwar, ...

Statt sie alsVordenker zu titulieren, läßt sich eher feststellen: DieUmweltverbände hinkten
derEntwicklung langehinterher. Sowareskein Umweltverband, sondern diedamalsnoch
rein SPD-geführte nordrhein-westfälische Landesregierung, die das Wuppertal-Institut als
Teil des Landes-Wissenschaftszentrums schuf und finanzierte. Als Präsident wurde SPD-
Mann Weizsäcker eingesetzt, fortan wurde vor allem dort an Nachhaltigkeitsideen ge-
forscht. Kurznach derGründungdesInstitutserteilten derBUNDunddaskatholischeHilfs-
werk Misereor diesem den Auftrag für eine Studie über eine nachhaltige Entwicklung in
Deutschland. 1995 erschien alsErgebnis dasBuch „ZukunftsfähigesDeutschland“, wurde
aufwendigöffentlich präsentiert23undsorgtefüreinenDurchbruch derNachhaltigkeitsideo-
logie in derUmweltbewegungselbst. BinnenkürzesterZeitwurdeaufüberregionalerEbene
fast nur noch über dieses Thema geredet. Arbeitskreise gründeten sich, in einzelnen Ver-
bänden wie gemeinsam mit mehreren NGOs. Doch schon der Ansatz der Studie zeigte,
washinterihrstand: DieVerstärkungdesTrendszurVerbrüderungmitderIndustrieundPo-
litikundderAbbau klarerZieleundForderungen. MöglicherweisewaressogardasZiel der
Auftraggeber, die Führungsrolle in dieser Debatte zurückzuerobern − schließlich war sie
dendeutschenUmweltverbändendurch dieinternationalenKonferenzenundRegierungser-
klärungen verloren gegangen. Inhaltliche Akzente oder politische Positionen setzte das
Buch nicht. Es faßte nur längst bekannte Forderungen zusammen, verschwieg dabei aber
alles, wasGesellschafts- undWirtschaftssystem grundlegend in Frage stellte.

ImOriginal: KommentarezurStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“,zunächstZeitschriftderBUNDju-
gend „aktuell“ 3/96,Bonn (S. 3)
DieStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“ istnun schon seitübereinem JahraufdemMarkt. Die„grüneBi-
bel“ nannte sie der SPIEGEL. Der Umweltminister von Brandenburg, Platzeck, sprach bei einer Podiums-
diskussion etwasprosaischervon dem „wichtigsten Beitrag zurgegenwärtigen Umweltdiskussion“.
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EdgarEndrukaitis, Leiter derStudiebeim BUND, in der „aktuell“ 3/96(S.3)
FrauMerkel bescheinigtederStudieaufderPräsentationsveranstaltung „den Atem desMachbaren“.
Stellungnahmen derParteien zurStudie,ebenfalls in „aktuell“3/96(S. 14-16)
F.D.P. ... bietetauch die Studie Anlaß zu Kritik und Verbesserungen. So istder methodische Ansatz des
Umweltraumes rein konsumentenorientiertund läßtbeispielsweiseden Umweltverbrauch außerAcht, der
im HerstellerlandeinesAutosauftritt, wenn dasproduzierteAutoexportiertwird. ...
B'90/Grüne: ... Eindruck, daß die Studie in einigen Bereichen zu allgemein und damit schwer nachvoll-
ziehbarbleibt, ...

AuswelcherDenkrichtungAuftraggeberunddasWuppertal-Institutkamen, wirdbeimBlick
aufanderePolitikfeldersichtbar. DerdamaligeHauptgeschäftsführervon Misereor, Norbert
Herkenrath, gabnichtnurdenAuftrag, sondern saß z.B. auch in Führungsgremien derEx-
po 2000− zusammen mit den Polit- undWirtschaftsgrößen des Landes und zusammen
mit Institutspräsident Ernst-Ulrich von Weizsäcker, der sich stark für die Expo engagierte
und sein Buch „FaktorVier“ schon vorherderExpo2000gewidmethatte. DerBUND als
zweiterAuftraggeberhatte1992mitdemDeutschenUmwelttaggezeigt, daß ihm Industrie-
konzernewichtiger geworden sind als Basisgruppen oder die einzelnen Menschen. Seine
Kooperationen mit JungunternehmerInnen, AEG, BASF und dem Ford-Automobilkonzern
belegten dasebenfalls. Zudemwaren dieSpitzenfunktionärInnen desBUND, diedieUmar-
mung mit Industrie und Politik befürworten, selbst SPD-Mitglieder, zum geringeren Teil
auch Grüne. Der Auftragnehmer, dasWuppertal-Institut, paßt dazu: Abhängig vom Land
Nordrhein-Westfalen, verfilztmitSPD undGrünen, tätig fürdieExpo.
Eine umfangreiche Darstellung der Mängel im Detail, der grundlegenden Fehler in der
HerangehensweisederStudien desWuppertal-InstitutesundderPositionen derUmweltver-
bände zurNachhaltigkeit ist bereits in vielen Büchern und Texten erfolgt, die Kritik wurde
abernie ernstgenommen undweitgehend totgeschwiegen. 24Wichtiger istan dieserStelle,
deutlich zu machen, daß die Ergebnisse derStudie in einem Zusammenhang standen mit
denAuftraggebern unddemdurchführenden Institut. Eswarnichtnurso, daß hochkarätige
WissenschaftlerInnen und renommierte Verbände ein bedauerlich schlechtes Produkt auf
den Marktgebrachthaben, sondern sie haben dasauseinem dazu passenden Umfeld, be-
gleitetvon dazupassenden Aktivitäten und folglich aus einergenau dahin zielenden Strate-
gie bewußt gemacht. Die Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ sollte keine Argumenta-
tionshilfe für klare Umweltschutzforderungen sein, sondern eine Grundlage für eine ge-
meinsamePosition mitden Mächtigen aus Industrie und Politik. Das gelang auch, wie die
KommentaredieserEliten zu derStudiesowiezuweiterenPapieren imVerlaufderDiskussi-
on zeigten. Einen zusätzlichen Beleg für dieGrundfehler derStudie botdasVorgehen der
Auftraggeber bei der Umsetzung: Während die Basis über Diavorträge und inhaltsleere
Werbung nur informiert und um kritiklose Unterstützung gebeten wurde, entstanden die
weitergehenden, entscheidungsorientierten Diskussionen undKooperationen vorallemmit
den großen Konzernen undüberregionalen Regierungen.

Im Original: AuszügeausderStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“ (S. 14,34/35,191)
An Korruption, Nepotismus, Mißwirtschaft, Menschenrechtsverletzungen und fehlender Demokratie in
vielen Ländern desSüdenstragen sichernichtdie Industriestaaten Schuld. ...
Jenseits von nationalen Vorurteilen sind die Unterschiede zwischen verschiedenen Kulturen bemerkens-
wert und bei näherer Betrachtung rechtgutaufUmwelteinflüsse zurückzuführen. Eswäre folglich ökolo-
gisch, ökonomisch undkulturell unangemessen,weltweitgleicheRechtefüreinzelneRohstoffezu formulie-
ren. ...
Diewirtschaftlichen Institutionen sindaufderganzenWeltdiemächtigsten Kräfte. Deshalb können nurmit
ihnen dienotwendigen Veränderungen herbeigeführtwerden.
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Auszügeaus „Die LiebederMännerzu nachhaltigen Zahlen − EineBetrachtung derWuppertal-Stu-
dieaus feministischerSicht“, in AKP 4/1996(S. 57-60)
DerAnspruch derStudie, eine „sozial-ökologischeUmorientierung derGesellschaft“ aufzuzeigen (...), ist
deshalb aus frauenpolitischerSichtnichterfüllt. ...
Istdie Errechnung und statistisch-graphischeDarstellung von global und national hoch aggregierten Ver-
brauchs- und Emissionsmengen von Stoffen und Materialien, von Energie, Böden und Wasser sinnvoll?
Wasbewirktdiedabei stattfindendeReduktion vonNaturqualitäten aufZahlenquantitäten?Wasblendet
sie aus? Trägtdiese ArtderNaturbilanzierung nicht letztlich zu einem neuen Schub derAbwertung aller
gesellschaftlichen Praxisformen bei, die nichtdem Rechenprinzip gehorchen und mitBegriffen wie lokale
Verankerung, alltägliche Lebensgestaltung, Subsistenzwirtschaft, Körpererfahrung und Sinnlichkeit ver-
knüpftsind?
Auszüge aus dem Faltblatt „Zukunftsfähiges Deutschland − Zukunft für Frauen?“ des FrauenUmwelt-
Netzes25in Frankfurt
Das abstrakteGleichheitsversprechen der Studie unterschlägtpatriarchale Dominanzstrukturen und ihren
Einfluß auf Lebenschancen und Mitwirkungsmöglichkeiten. ... Damitbleibtdie Studie nicht nur hinter der
von derUN-KonferenzfürUmweltund Entwicklung in Rioverabschiedeten Agenda21 , sondern auch hin-
terdemAbschlußdokumentderWeltfrauenkonferenzin Peking zurück. ...
In derStudie fehlen personale Kapazitäten und soziale Räume fürdenjenigen Teil desWirtschaftens, der
sich außerhalb von Produktion und Konsum am gemeinsamenWohlergehen orientiert. ... Unsicherheiten
undGrenzen naturwissenschaftlicher Erkenntnissewerden ausgeblendet, als gäbe es keinen Zusammen-
hang zwischen derZerstörung derNaturunddemVersuch, siezu berechnen undzu beherrschen.
Auszügeaus „DieökologischeKrise umweltverträglich gestalten“, in: BASTA1/1997(ASTAUni Han-
nover,S. 25-31),zunächstzum Vorbild „SustainableNetherlands“
DasUmweltraumkonzept ist ... ein Rezeptfür effizienteÖkonomie anstelle von Ökologie: ein nachhaltig
genutzter tropischer Sekundärwald mit 3 Arten ist nach dieser Logik wertvoller als ein Primärwald mit
10000 Arten. ... Hierarchische Entscheidungsstrukturen und technokratische Lösungen werden dadurch
forciert, und folgerichtigwird beispielsweise in der FragederNahrungsmittelsicherheitdie Lösung in opti-
mierter Vernutzung bisher ineffizientgenutzter Flächen (z.B. in der ehemaligen Sowjetunion), in Biotech-
nologieund in bodenloserLandwirtschaft(Treibhausanbau aufkünstlichemNährboden) gesehen. ...
ZurStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“ (im gleichen Text)
1 . Die Studie entbehrteinerAnalyse gesellschaftlicherHerrschaftszusammenhänge: ... bietetso zwar für
die auftraggebenden Organisationen BUND und Misereor Orientierungen für deren Lobbyarbeit (...),
trägtabernichtszurLösungökologischerund sozialerProblemebei.
2. Material- und Energieverschwendung aufgrund kapitalistischer Produktionsweise wird verschleiert:
Staats- undWirtschaftsverbrauchwird ausgeblendetund nationalerVerbrauch allein den Haushalten zu-
geschoben. ...
3. Ausbeutung von Frauenwird untermauert: ...
4. Weltkapitalistische Arbeitsteilung wird nichtanalysiert: DerWeg zur Dienstleistungsgesellschaft funk-
tionierteben nurbeiAuslagerung schmutzigerGrundstoffindustrie. ...
5. Die Lösungwirddenen anvertraut, diekein Interessedaran haben: ...
Die Analyse istwenigstens noch um einen Punktzu erweitern, und zwar um dieOffenheitder Studie ge-
genüberstarkordnungspolitischen bzw. patriarchal-hierarchischen Politikmodellen unter Inkaufnahmekla-
rerDemokratiedefizite. Sowird u.a. Al Gorezitiert: „Es istzutreffend, daßWählerbereitsind, viel weiter
zu gehen, als diemeisten Politiker fürmöglich halten − aber siewarten aufFührung.“ UnterBerufung auf
Rudolf Bahro („Eigentlich ruft es in der Volkstiefe nach einem grünen Adolf“) und Herbert Gruhl, dem
rechtsextremistischen Ex-ÖDP-Vorsitzenden, wird dieEinsetzung eines„Ökologischen Rates“ formuliert.
Ulla Peters26 bringt die Ursachenblindheit derWuppertal Studie auf den Punkt: „Zukunftsfähigkeit ohne
Kritikan den vernichtenden Konsequenzen und derGewaltderkapitalistischenÖkonomieund einesneu-
zeitlichen Naturverständnisses ist unmöglich. Wir sind doch nicht deshalb in der jetzigen Situation, weil
wiralle uneinsichtigeEndverbraucher in einerWeltwirtschaftsind, die leiderdieNaturvergessen hat. ...“
Auszug ausdem Text„Pseudo-Grüne“von Vandana Shiva (tazvom 21.3.1993,S. 11)
Im Umweltschutzvon oben treten technologischeMittel undMarktintervention an die Stellewesentlicher
ökologischer Prozesse und der Macht des Volkes. Sowohl die Beteiligung der Menschen als auch die
ökologische Regeneration werden im wesentlichen ausgeschaltet, aber rhetorisch beschworen. Das Er-
gebnis isthäufig eineVerschärfung derökologischen Krise und eineweitereZuspitzung dersozio-ökono-
mischen Ungleichheiten, mitneuen Bedrohungen fürdieamwenigsten privilegiertenGruppen derGesell-
schaft.
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Die Strategien der Opfer sind eine authentischere Strategie für den Umweltschutz − aber zunehmend
werden sie als Rechtsverstöße behandelt. Solange dieser Trend nichtumgekehrtwird, solange der Stim-
me derMenschen gegen die Zerstörung der Umwelt nichtwirklich demokratischer Raum gewährtwird,
werden „Beteiligung derMenschen“ und „Umweltschutz“ rhetorische Leerformeln bleiben.

NachhaltigkeitbedeuteteinZurückweichen vongrundlegendenPositionen hin zuModerni-
sierung undein Mitmachen an den Tischen derMächtigen. BisAnfang der90erJahrewa-
ren sich alle ökologischen Gruppen einig, daß ökologische Ziele Vorrang vorwirtschaftli-
chen haben sollten. Auch die Parteien schrieben das in ihre Programme− wenn auch die
Wirklichkeit davon stark abwich. Mit der Nachhaltigkeit hat selbst die Theorie keinen Be-
standmehr. Nun sindökologische, sozialeundwirtschaftlicheZielegleichrangig. Dasheißt:
Wie es um dieUmwelt, dasWohlbefinden derMenschen und die Kasse derUnternehmer
steht, isteinegleichwertigeFrage!

Im Original: Auszug aus K.M. Meyer-Abich, „Wahrheit oder Mehrheit?“ in: Politische Ökologie
Mai/Juni 2002 (S. 22)
Widersprüchlich istdasNachhaltigkeitsprinzip. Seineerstaunlich weitgehendeAkzeptanzhateinepoliti-
scheVoraussetzung, die ausgerechnetdie Erhaltung derNatur hinter alle anderen Ziele zurückstellt. Die
Rede istvomDreisäulentheorem derBerücksichtigungökologischer, sozialerundökonomischerZiele. Tat-
sächlich aber kann der nachhaltigen Bewirtschaftung der Natur unter dem Druck wirtschaftlicher Lei-
stungsfähigkeitund sozialer Verantwortung nur die Luftausgehen, da dieWirtschaftein Teil derGesell-
schaftunddieseein Teil derNatur ist. Angenommenwird somitdieGleichrangigkeitdesGanzen mitdem
Teil und diejenige beidermitdem Teil des Teils. Woaber dasGanze keinen Vorrang mehr vor dem Teil
und dem Unterteil hat, liegtderVorrang inWahrheitbei dem Teil des Teils, das heißt in der Kapitalver-
wertung. Wie diese sich bereits gegenüber der sozialen Verantwortung durchsetzt, zeigen etwa Mas-
senentlassungen. Ebenso ergehtesderNaturgegenüberden sozialen Zielen − entsprechendeMassen-
entlassungen um ihretwillen sind undenkbar− understrechtgegenüberdenen derWirtschaft. Werdiese
offensichtliche Nachordnung als eineGleichrangigkeitausgibt, macht sich etwas vor. Diese Illusion, un-
wahrhaftig undnichtakzeptabel, dientaberdem gesellschaftlichen Konsens, vermeintlich gemeinsam das
Gutezuwollen und somitwiederum nurAkzeptanz.

FünfJahre nach demBoom derNachhaltigkeitsdebatte istderBegriffzum Standard-Voka-
bularallerpolitischen Debatten geworden. Er istbeliebig angepaßtworden an das, wasdie
jeweilige Organisation aussagen will. Nachhaltigkeit ist als Argument für klassischen Um-
weltschutz ebenso brauchbar wie für technische Innovation, Atom- oder Gentechnik, den
Führungsanspruch Europas in derWelt odermoderneAutomobile. DerBegriff ist ebenso
Teil von Regierungserklärungen wie der jährlichen Unternehmensbilanzen oderderForde-
rungskatalogevon sozialen, Eine-Welt- oderÖkologiegruppen.
Höhepunkte des öffentlichen Gebrauchswaren dieWahlkampfzeit1998, wo SPD, Grüne
unddie fürsiewerbendenNGOsdieNachhaltigkeitalsRichtschnurderZukunftbewarben.
Ein nationalerUmweltplan wurde gefordert, abernach derWahl schnell wiedervergessen.
Außer einigen Gremien geschah wenig. MehrAufmerksamkeit entstand dann 2002 rund
umdenWeltgipfel in Johannesburg. Nachhaltigkeitdientenun alsAnlaß fürBilanzen. Und
die fielen bemerkenswertaus:
− Viele ehemalige BefürworterInnen derAgenda 21 und nachhaltigerEntwicklung zogen
teils verheerende Resümees aus den vergangenen Jahren. 27Damit sicherten sie sich er-
neutdie Dominanz in derDebatte, während die KritikerInnen, die schon Mitte der90er
Jahre Nachhaltigkeit und Agenda 21 als Projekt der Modernisierung, Harmonisierung
und Ablenkung von den zentralen Fragen der Unterdrückung, Verwertung und Herr-
schaftsverhältnisse bezeichnethatten, nirgendszuWortkamen.
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− Ein kritischerAufrufaus Jugend-Umweltzusammenhängen zu „Rio+10“ 28 (verabschie-
det auf dem Jugendumweltkongress 2001/02 in Dresden) wurde in Umwelt- und an-
deren Medien nichtveröffentlicht.

− Neuvorschläge zumweiteren politischen Handeln wurden mitderKritik verbunden. Sie
zeigen, daß es nichtum eineVeränderung, sondern darum geht, unter neuen Begriffen
das alte ProjektderModernisierung von Herrschaft umzusetzen. Ziele undAkteurInnen
sind geblieben − sie wechseln das Vokabular, zeigen sich flexibel und lernfähig, wo es
um den Machterhalt geht. Governance und Regulierung, Zivilgesellschaft undKontrolle
sind die neuen Begriffe − in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verschmelzen sie
mitden Ideen derHerrschenden von innererSicherheit, internationalem Krisenmanage-
mentundWeltführungsrolle derEU.

d. DieGruppen, diehinterderDebattestehen
Einige der ökologische Modernisierung und die Nachhaltigkeits-/Agenda-Debatten unter-
stützendenGruppen verdienen einebesondereBetrachtung, weil siedieseprägten undEta-
blierungsprozesse undVerfilzung besondersgutdarstellen.

NGOs
DerUmweltverbandBUND unddaskatholischeHilfswerkMisereorwaren dieersten− als
AuftraggeberderStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“. NorbertHerkenrath, biszu seinem
Tod im Mai 1997 Hauptgeschäftsführer von Misereor, saß auch in Expo-Gremien. 29 Im
BUNDfederführendimThema„WirtschaftundUmwelt“ warseitAnfangder90erJahredie
Gruppe um Angelika Zahrnt, inzwischen Bundesvorsitzende und bis Ende der90er Jahre
SPD-Mitglied. Auch dieBUNDjugendhatte in den frühen 90erJahren einen wesentlichen
Schwerpunkt im Bereich Wirtschaft. DieAuseinandersetzungmitdiesemThemahatzu ei-
ner dramatischen Entradikalisierung geführt. Die entsprechenden Arbeitskreise vertraten
schließlich die Position, daß in der Kooperation mit Firmen die wichtigste Perspektive für
den Umweltschutz liegt. Papiere um 1990 (beim BUND) und bis1994 (bei derBUNDju-
gend) nannten dagegen noch deutlicheVorbehalte gegen Kooperationen mitGroßkonzer-
nen.
Auch derDachverbandderdeutschenUmweltverbände, derDNR, wurdeseitseinemEnga-
gementimWahlkampf1998 fürRotgrün zu einemVorantreiberderNachhaltigkeitsdebatte.
VorallemMichaelMüller, SPD-BundestagsabgeordneterundDNR-Präsidiumsmitgliedfor-
mulierte die Ziele u.a. im DNR-Grundsatzpapier „Aufbruch 21“ von 1998. Müller sieht in
der Nachhaltigkeit die Chance für Europa, den USAdieWeltführungsrolle streitig zu ma-
chen. DerDNR folgte sehrstark seinen Überlegungen.
Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde als NGO-Dachverband und organisatorischer
Rahmen fürdieNachfolgearbeitderWeltkonferenzin Riogegründetund ist, verglichenmit
dem DNR, lockerer organisiert. Allerdings sind von der Umweltseite her fast die gleichen
Personen wie im DNR vertreten. Einfluß hatten auch hier anfangseinigePersonen ausder
Jugendumweltbewegung, z.B. aufderLeitungsebene einige JahreKerstin Nolte. 30Helmut
Röscheisen, Geschäftsführer des DNR, ist einer der beiden Sprecher des Leitungskreises.
Die anderewarBarbaraUnmüßig vom staatstreuen NGOWEED. Siemachte später in der
grünenHeinrich-Böll-StiftungKarriere. DiePostadressen vonDNRundForumsindebenso
identisch wie die eMail-Adressen. Auch das Forum Umwelt & Entwicklung wird überwie-
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gendausMitteln derBundesministerien fürUmweltundfürwirtschaftlicheZusammenarbeit
finanziert. Der DNR ist formaler Träger des Forums und dadurch der Zuschußempfänger
von Geldern für das Forum. Teil des Forums sind neben den Umweltverbänden entwick-
lungspolitischeOrganisationen, aberauch hiereherdie staatsnahen, lobbyorientierten Ver-
bände und Gruppen. Ein Teil der Forums- wie der DNR-Mitglieder befürwortete die Expo
2000 und wirkte daran mit (z.B. 24 der DNR-Mitgliedsgruppen, siehe im Band „Reich
oderrechts?“ dieserBuchreihe).

Im Original: AuszügeauseinerAntwortvon German Watch aufKritik an derAgenda- undNachhal-
tigkeitsdiskussion (Briefvom 8.8.1997)
Im Sinne der Prioritätensetzung istklar, daß es die Strategie der „Beschäftigungseinlullung“ gibtund man
ihrwirksam begegnen muß. Wirverstehen unsallerdingsals Lobbyorganisation (fürUmwelt, abervoral-
lem fürNord-Süd-Fragen), und stehen daher im ständigen kritischen Dialog mitWirtschaftund Politik, um
unserZiel derPolitikveränderungzu erreichen. ... DieDiskussion um den BegriffderZukunftsfähigkeitkann
nichtintensivgenuggeführtwerden unddieFragederHerrschaftsstrukturen istin derTateinManko in der
Wuppertalstudie. DieAgenda21 istdas, waswirdarausmachen, gerade lokal. Wirbemühen unsum ei-
neGestaltung diesesBegriffes.

Institute, vorallem dasWuppertal-Institut31
Institutehaben immereinewichtigeRolle in derUmweltbewegunggespielt, geradeauch in
der Diskussion um Positionen und politische Inhalte. Sie sind daher auch wichtig für die
PhasederModernisierung, derEntwicklungstaats- undmarktorientierterKonzepte(stattder
früheren, rein staatsorientierten). Dasbekanntestederalten Institute, dasFreiburgerÖko-In-
stitut32, gehörtheutezu denProtagonistenderNachhaltigkeit. AusBeratungsstellen fürBür-
gerinitiativen wurden Agenda-Koordinationsstellen usw. Erstviel späterwurdedasWupper-
tal-Institutgegründetundwurdedurch dieNachhaltigkeitsdiskussion sehr schnell bekannt.
Es ist aber keine frei getragende Einrichtung. IhrTräger ist das LandNordrhein-Westfalen,
zu Gründungszeiten rein SPD-regiert. SiebenMillionenDM kosteteden SteuerzahlerInnen
das Institut jedes Jahr. 33Der in den ersten Jahren amtierende Präsidentdes Instituts, Ernst-
Ulrich vonWeizsäcker, warschon damalsseitvielen Jahren in derSPD tätig, immerwieder
auch mit verschiedenen Funktionen bis hin zu Kandidaturen fürMinisterämter. Seit 1998
sitzt er für die SPD im Bundestag. 90MitarbeiterInnen sind derGrundstock für dieArbeit
im Institut. Dennoch bewegt sich das Institut im abstrakt-politischen Raum und verzichtet
vollständigaufeinefachlicheAuseinandersetzungmitden gesellschaftlichenRahmenbedin-
gungen. Es ist ehermit einer Regierungskommission zu vergleichen, aufkeinen Fall aber
alsunabhängigeEinrichtung anzusehen. Die rotgrüneOrientierungweisen dasWuppertal-
Institut, die engmit ihm kooperierenden Nachhaltigkeitskreise im BUND sowie etliche an-
dereGruppen in diesemThemenfeld gemeinsam auf.
Ein Blick aufPosten undAufträge, diedasWuppertal-Institut imweiteren auszeichnen, ver-
deutlichtnoch mehr, wodieseEinrichtung steht. So hatsie fürdieAusgestaltung derExpo
gutachtlich gearbeitet, Ernst Ulrich von Weizsäcker saß in zwei Expo-Gremien, in einem
Fall (Projektauswahlgremium Niedersachsen) sogar auf dem Posten des Vorsitzenden.
EbensoistWeizsäckerMitglied imstaats- undweltmarktorientiertenClubofRome, sitztbzw.
saß in verschiedenen SPD-Gremien, rückte 1998 für die SPD zum Bundestag und beriet
die EU-Kommission. AndereMitarbeiterInnen desWuppertal-Instituts sitzen oder saßen in
Gremien bei Thyssen, in der Umweltkommission des Bundesverbandes der mittelständi-
schenWirtschaft, derÖDP-nahen Stiftung fürÖkologie undDemokratie, in Arbeitskreisen
der regionalen IHK oder im Deutschen Verpackungsrat. Veröffentlichungen des Instituts
werden von Bundestagsabgeordneten der SPD oder der Bundesumweltministerin derÖf-
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fentlichkeit vorgestellt. Ex-Institutspräsident von Weizsäcker leitete ab 1985 den von der
Waschmittelindustrie eingerichteten Arbeitskreis WAGE34 („Waschmittel und Gewässer-
schutz“) und sitzt in einigen weiteren Gremien, in denen sich Prominente aus Politik und
Wirtschaft die Klinke in die Hand geben. Der Projektleiter von „Zukunftsfähiges Deutsch-
land“, Reinhard Loske, kandidierte anschließend für die Bundestagswahl 1998 auf einem
SpitzenplatzderGrünen undwurdedann deren umweltpolitischerSprecher imBundestag.
Er organisiert federführend die jährlichen Konferenzen zu „Neuen Umweltallianzen“, bei
denen NGO-FührerInnen, grüne SpitzenpolitikerInnen sowie IdeologInnen aus den Chef-
etagen derGroßindustrie überneueStrategien desUmweltschutzesnachdenken. Kritische
Positionen oder überhaupt BasisakteurInnen sind weitgehend ausgeschlossen, auch das
Publikum setztsich auseherelitären Kreisen desUmweltschutzeszusammen. 35
In diese Konstellation eindeutiger Verstrickung mit Parteien und Industrie seitens Institut
und auftraggebenden NGOs entstand die Studie, die Kritik an der Industrie ausließ, die
Herrschaftsverhältnisse nicht problematisierte und nur Verbesserungen vorschlug, die die
Weltmarktverhältnissebelassen unddieVerbraucherInnen zu Verhaltensänderungen aufru-
fen. Das istein typischesElementderNachhaltigkeit: DieMächtigen werben fürHigh-Tech
undverlagern dieSchuld an derUmweltmisere aufdie „normalen“ Menschen. Deren Ver-
halten ist in derTatoftwenig umweltgerecht, abersiealsAlleinschuldigehinzustellen, kann
nurLeuten passieren, die sich selbstalsOberschichtoderElite in Parteien, Konzernen und
NGOsverstehen.
Das zweite wichtige Buch der beginnenden Nachhaltigkeitsdebatte im deutschsprachigen
Raumwar „FaktorVier“, 36derBericht an den „Club oftRome“. MitautorwarwiederErnst-
Ulrich von Weizsäcker. Bemerkenswert ist, wer von Verlag und Autoren als sinnvoller Be-
gutachterdesWerkeseingestuftwurde. Sostanden aufderRückseitedesBuchesKommen-
tarevon drei Personen zumBuch. ZuerstmeinteGerhardSchröder, damalsnoch Minister-
präsident von Niedersachsen und Atomkraftbefürworter: „Endlich neue Substanz für die
Energiekonsensgespräche ...“. Dann meldet sich Kurt Biedenkopf, Ex-CDU-Ministerpräsi-
dentvon Sachsen, mit den Worten: „Mutig undwegweisend“. Schließlich zeigte noch der
Bischof von Brandenburg, Wolfgang Huber, daß das Buch keine Munition für Umwelt-
schützerInnen aufweist, sondern dasGegenteil: „EnthältgroßesKonsenspotential fürunse-
rezerstritteneGesellschaft“. SowarkeinWunder, daßz.B. dieExpo2000dasBuch „Faktor
Vier“ zu ihrerGrundlagewählteunddamitdokumentierte, daßsich dieZieledesBuchesals
Rahmen füreine technik- und industrieorientierteGroßveranstaltung eignen. DasWupper-
tal-Institutentwickelte imAuftragderExposelbstdieVorschläge, wiedieseVerbindungkon-
kret aussehen sollte. Zweifel am Konzept ständiger technologischer Reaktion auf soziale
Fragen kamen nichtauf.

Im Original: Text von Ernst-Ulrich von Weizsäcker aus der Selbstdarstellung der Deutschen Stiftung
Weltbevölkerung, in derWeizsäcker im Kuratorium sitzt
WasgäbeesWichtigeresfürdieErreichungeinernachhaltigen Entwicklung zu tun alsdenjenigen, die ih-
reKinderzahl beschränkenmöchten, dabeizu helfen?DieDSWschafftesdabei, sovorzugehen, daßdie
hochkontroversen Konfliktesoweitwie irgendmöglich ausgespartbleiben.
TextüberWeizsäcker im Spiegel special 2/1995, „Öko-Bilanz'95“ (S. 13)
DerWuppertalerUmweltforscherProfessorErnstUlrich vonWeizsäckerbringtdasRezeptaufdieFormel:
„Macht Kilowattstunden arbeitslos, nichtMenschen“. Eine tiefgreifende ökologische Erneuerung könne
„zum Motor eines neuen Wirtschaftsaufschwungs“ werden. Gemeinsam mit Politikern wie Monika
Griefahn (SPD), LutzWicke (CDU) und Joschka Fischer (Grüne), mit Journalisten wie Alt und Umwelt-
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schützern wieWeinzierl plädiertWeizsäcker in einem Aufruf zur bevorstehenden Rio-Nachfolgekonfe-
renzfürdieVerabschiedung eines„GlobalenÖkologischenMarshallplanszum SchutzderErdatmosphä-
re.“37

Weizsäcker in „MehrGewinneralsVerlierer“ im Spiegel special (s.o.) 2/1995
DieökologischeSteuerreform muß jetztkommen. Siemußwirtschafts- und sozialverträglich gestaltetwer-
den.
Weizsäckeraufeinem SPD-Wahlplakat im HamburgerWahlkampf1997:
Im UmweltschutzzähltHamburgweltweitzurSpitzengruppe.
Weizsäcker in einem Gastbeitrag im Grünbuch '97derAEG(S. 23)
..., im reichenNorden38wurdedieUmweltverschmutzung besiegt.
Auszüge aus Ernst-Ulrich von Weizsäcker, 1994, „Umweltstandort Deutschland“, Birkhäuser Verlag,
Basel
... sagtaberdieWeltenergiekonferenz, daß sich der Energiebedarfbis 2020 um bis zu 50oder70 Pro-
zenterhöhenwird. ... DieKernenergiekann die Lückenichtschließen. Selbsteinepolitisch höchstriskante
und sehr teureVerdreifachung dermitAtomkraftgewonnenen Energiewürde, wenn sich sonstnichts än-
dert, wenn sich also der Energiebedarf verdoppelt, den Kernenergieanteil nur von heute weltweit fünf
ProzentaufetwaachtProzentanheben. Doch die Folgewäre, daß dann mitnoch größererWahrschein-
lichkeitals heute auch ein paar Reaktoren in Gebieten stünden, wo Bomben fallen, wo keine gesicherte
Atommüllentsorgung existiert oder wo geschmuggeltes Plutonium ganz schnell Käufer fände. ...
(S. 18/19)39
So viel sollten wir aus dem Zusammenbruch des bürokratischen Sozialismus gelernthaben, daßwir eher
demMarktalsüberforderten Bürokraten zutrauen können, dieDetailsdes technischen Fortschrittszu steu-
ern. ... (S. 27)
Wenn man sich fragt, worin die Rezession eigentlich besteht, dann kommtman rasch aufdie Beobach-
tung, daß dasdeutscheKapital sich am StandortDeutschland nichtmehrbesonderswohl fühlt. ... In die-
serSituation könntedieAusrufungderneuen technologischen Revolution in Verbindungmitderpolitischen
Festlegung aufeine schrittweise Verteuerung von Energie und Primärrohstoffen sehrwohl zu einem Stim-
mungsumschlag führen und die Anzeichen des konventionellen Wirtschaftsaufschwungs verstärken. ...
(S. 33)
Eine Politik derPrivatisierung bisher staatlicher Leistungen, derAbschaffung von Überregulierung und des
Abbausvon Subventionen istdaherprinzipiell vernünftig. ... (S. 77)
SolcheBranchen müssen allerdingskeineswegswegen einerengagierten Umweltpolitikzu den Verlierern
im internationalen Wettbewerb gehören. Zwar werden ihnen besondere Anpassungsleistungen abver-
langt, gleichzeitig eröffnen sich ihnen aber auch neueMärkte (Energiedienstleistungen, Biotechnologie,
High-Chem-Umweltchemie, Schließung von Stoffkreisläufen, Recycling undStoffleasing). ... (S. 85)
Fragen wir nicht: „Wie kann man das Auto im Stadtverkehr ersetzen?“, sondern: „Wo gibt es Ansatz-
punkteundHandlungsfelder, umMobilitätin den Städten umweltverträglicherzu gestalten?“ (S. 98)

Ganz ähnlich den Instituten haben sich auch Umweltzentren und Wissenschaftsläden als
Protagonisten derNachhaltigkeitentwickelt. DieRegierungen dankteesihnenmitvielGeld
und Kooperationen. Führender Nachhaltigkeits-Wissenschaftsladen in Deutschland ist der
Wila Bonn. Er agiert fast komplett in diesem Themenbereich, die konkreten Projekte sind
z.B. spritsparende Autofahrkurse. In seinem Rundbrief „WILAinform“ Juli 2002 berichtet
derWissenschaftsladen von seiner Beratungstätigkeit für die Opel AG: „Als Ergebnis des
Workshops 'Nachhaltigkeit in den Schlagzeilen' wurde neben vielen anderen Vorschlägen
dieForderung vomWissenschaftsladen Bonn e.V. nach mehrKooperation derAutokonzer-
nemitdenSchulen aufgenommen“. Zehn JahrefrüherwäreehereinAufschrei zu hörenge-
wesen, wenn Autokonzernedirekt in Schulen agieren würden.
Im gleichen Rundbrief berichtete derWissenschaftsladen davon, daß die EU-Kommission
die Arbeit derWissenschaftsläden fördern wolle, u.a. mit der Schaffung einer staatlich ge-
führtenKoordinierungsstelle. DiesenVerlustan unabhängigerVernetzungbegrüßtederWi-
la ebenfalls.
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Parteien
NachhaltigkeitwurdevorallemvonGrünen unddenUmweltkreisen in derSPDalsWerbe-
begriffbesetzt. In denProgrammenundVerlautbarungen tauchterständigauf, dieNationa-
le Nachhaltigkeitsstrategie derBundesregierung von Anfang 2002 zeigte, daß jederpoliti-
scher Vorschlag, der ohnehin diskutiert wird, als nachhaltig definierbar und zum Teil der
Nachhaltigkeitsdebatte genutzt werden kann. Obwohl offensichtlich wird, daß Nachhaltig-
keit keine klareDefinition hat, wird sie imWahlkampfund in derpolitischen Debatte auch
abgrenzend zu anderen Parteien genutzt − ähnlich Begrifflichkeiten wie „Neue Mitte“,
„Wende“ oderNGO-Sloganswie „Eine andereWelt istmöglich“.
Amdeutlichstenwirdbei denGrünen40, daßNachhaltigkeitsowiediedamitzusammenhän-
genden Themenfeldereinerspezifischen Form vonModernisierungdienen− einertechni-
schen Erneuerung, derAusdehnung von elitengetragenerHerrschaftundVerwertungwelt-
weit. NachhaltigkeitmachtPolitik zu einerArtComputerspiel, bei dem sozialeKomponen-
ten und Prozesse ausgeblendet werden, während Mensch und Natur zu Formeln in Effi-
zienzgleichungen werden. In derSPD stehen konservativwirkendeSozialpolitikerInnen ei-
ner solchen Orientierung teilweise entgegen, bei rechteren Parteien bedindern Ideologien
wieNationalismususw. dieunbeschränkteModernisierung− wasnichtbesser ist, sondern
nureineandereHerrschaftslogik in denMittelpunktstellt. Nachhaltigkeit istsomiteineopti-
maleBegleitmusikzumNeoliberalismus− unddieGrünen sindderoptimaleTrägerdieser
Ideologie: Ohne sozialpolitische Tradition, modern, managementorientiert. Nachhaltigkeit
istderDenkstoffdermodernen MacherInnen.
Auch in derPDSwirdderBegriffderNachhaltigkeitalsLeitliniederUmweltpolitikgenannt,
wenn auch ohne prägendeWirkung. Umweltschutz kommt in derPDS-Realität kaum vor,
ohne große Analyse werden die dominanten Diskurse einfach übernommen. Bemerkens-
wert ist, daß auch diePDS(wiealleanderen bundesweiten Parteien auch)KritikerInnen der
Nachhaltigkeitsideenie dieMöglichkeitzurAuseinandersetzung bot.

ÄlterwerdendeAktivistInnen ausderJugend-Umweltbewegung
Zum Thema „Ökologische Steuerreform“ stellte eineGruppe von ehemals in der Jugend-
umweltbewegung aktiven, vormals klar antikapitalistische Positionen vertretenden Leuten
die HauptakteurInnen. In den Protokollen der Debatte im DNR41 werden sie benannt als
VertreterInnen der Jugendumweltbewegung insgesamt (Armin Torbecke, Lars Knöpke), 42
der Jugendumweltverbände (Julia Seim), der BUNDjugend (RasmusGrobe und weitere),
derJugendvertretung im ForumUmweltundEntwicklung (Kerstin Nolte), ausden europäi-
schen Jugendumweltprojekten SETundASEED (Martin Rocholl), derNaturschutzjugend
undYEE(WolfgangSchwartz), ausJANUN unddemJugendumweltbüroGöttingen (Sören
Janssen, fürGöttingen auch GerdSanders). 43SiebewegtenMitteder90erJahreden DNR
undeinigeMitgliedsverbändedesDNR dazu, erneutdasThemaaufzugreifen undmiteiner
weitgehend der Industrie entgegenkommenden Fassung durchsetzbar zu machen. Das
Steuerreformpapier des DNR, das 1997 die Forderung nach einer Entlastung der Groß-
energieverbraucher bei voller Besteuerung der Kleinen in die Diskussion einbrachte, war
stark auf die Aktivitäten von JugendumweltfunktionärInnen zurückzuführen. Sie kamen
nicht in eine bereits laufendeDiskussion der etablierten Verbänden hinein, sondern brach-
ten dieseselbsterstwieder ingang, nachdem sie1992mitderAblehnungderSteuerdurch
diedamaligeBundesregierung eingeschlafen war.
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In einem Beitrag zum DNR-Kurier44formulierte Armin Torbecke seine Hoffnung, daß alle
NGOs/Umweltorganisationen die Steuerreform zu ihrem Schwerpunktthema und damit
diese zum zentralen Vernetzungsgegenstand machen. Diese Forderung entsprach der im
Dokumentationsbuch zum Jugendumweltfestival „AufTakt“. Dort wurde, ohne daß dieses
Thematatsächlich dasFestival geprägthätte, dieÖkosteuerbereits1994alswichtigstesPro-
jektderZukunftbenannt. DieAutorInnen schufen damitdasersteDokument, dasdenWan-
del von einer radikalen, herrschaftskritischen45 und antikapitalistischen Jugendbewegung
hin zu ModernisierInnen von Herrschaft zeigte. Zehn Jahre später hatten viele von ihnen
Karriere in staatlichen Institutionen, bei prostaatlichen und promarktwirtschaftlichen NGOs
bzw. in Firmen gemacht. Ihre früheren Positionen tun sie inzwischen genauso verächtlich
abwiesieöffentlich gegen diewenigen radikal gebliebenenMitstreiterInnen vondamalspo-
lemisieren. 46
Die Jugendvertretung im DNRwarnichtder einzigeTeil der (ehemaligen) Jugendumwelt-
bewegung, der auf die kraftvolle Werbung und Integrationskraft von Nachhaltigkeit und
Agenda 21 einging und dabei bisherige politische Positionen aufgab. Ab 1997 führte das
Jugendumweltbüro Hannover die Jugend-Agenda im Auftrag der Stadt Hannover durch.
Der niedersächsische Jugendumwelt-Dachverband JANUN erklärte sich selbst zurAnlauf-
stellevonKinder- undJugendagendaaktivitäten imLandundorganisierteöffentlicheVeran-
staltungen, womalendeKinderdieKulisse fürAuftrittevonMinisterInnen unddemdamali-
gen Ministerpräsidenten Schröder47bildeten. Agendaarbeitwar zumindest zeitweise in den
Umweltwerkstätten und Jugendumweltbüros in Verden, Göttingen, Ostfriesland und ande-
ren angesagt. Der Jugendumweltkongreß 1997/98 sollte sich aufdieAgenda beziehen, 48
zudemwurdedasVerdenerÖkozentrumModellprojektfürein zukunftsfähigesNiedersach-
sen in derHoffnung, darüberethischeGeldanlagen füreinen fremdfinanziertenAusbau der
Gebäudezu finden. 49

Im Original: BerichtderBUNDjugend-Versammlung1997in „aktuell“3/97(S. 6/7)
Letztendlich setzten sich die Delegierten mitdem wichtigen Thema Agenda 21 auseinander. Die Idee ei-
nerAgenda ... istalsMeilenstein in der„Nachhaltigkeits-Debatte“ zu verstehen ... AufderDVwurdean-
diskutiertund beratschlagt, inwiefern dasThema für unsereArbeitnützlich ist... Niedersachsen und Bay-
ern beispielsweisesindbereitsdabei.

Medien
Tageszeitungen, Fernsehserien und vorallem Fach-Medien im Umweltschutzsowie ab En-
deder90erJahrezunehmendauch ausderWirtschaftsbranchegehörten zu denwirkungs-
vollsten Vorantreibern derNachhaltigkeitsdebatte und ökologischen Modernisierung. Eine
Recherche der erschienenen Texte zeigt, daß sie meist um einige Monate oder gar Jahre
denDebatten vorauswaren unddiesedamitanwichtigerStellemitvorantrieben. Agenda21
undNachhaltigkeit füllten dieMedien, alssie in den Basisgruppen noch unbekanntwaren.
EthischeGeldanlagen und ökologischeModernisierung von Konzernen waren die folgen-
den Themen, seit Ende der90er Jahre bereiteten viele dieAkzeptanz von Gentechnik vor
− mit spürbarer, wenn auch nicht sofort durchschlagenderWirkung. Ehemalige Umwelt-
schutz-Publizisten, zu harten Gegnern des Umweltschutzes und Protagonisten des entfes-
seltenKapitalismusgewandelt, finden vorallem in denMedien immerwiederAuftrittsmögli-
chen, z.B. DirkMaxeinerundMichael Miersch. 50
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ÖkologischeBetriebeundethischeGeldanlage
In den 90er entstanden sehr viele Betriebe, die ökologische Argumente als Verkaufshit
nutzten. Sieunterschieden sich vonden selbstverwaltetenBetriebender70erund80erJah-
redurch dasFehlen jeglicherKritikankapitalistischerWirtschaft. DieälterenBetriebebegrif-
fen ökologischeKriterien undSelbstverwaltung noch alsVersuch, Kritik in dasSystem von
AusbeutungundUmweltzerstörungeinzubringen undselbsteineandereFormzu praktizie-
ren. DieHoffnung, dadurch die gesellschaftlichen Verhältnisse untergraben oder auch nur
sich selbst den Zwängen desMarktes entziehen zu können, ging zwar nicht auf, doch im-
merhin waresdasZiel. 51 Dieneueren Firmen bezogen sich dagegen vonBeginn an positiv
aufdenMarkt, siewarben sogardamit, daß dieKräftedesMarktesdeshalb, weil siesostark
seien, das geeigneteMittel für den Umweltschutz seien. „IhrGeld− stark für die Umwelt
und ihrKonto“ − sooderähnlich hießen dieSlogans. Damitwurden ökologischeBetriebe
zu den Antreibern derModernisierung. DerBegriffderNachhaltigkeitpaßte in diesesKon-
zeptundwurdeoffensivgenutzt. Endeder90erJahrewaren dieBetriebe stark genug, daß
sie über neu gegründete Zusammenschlüsse sowie oft in Kooperation mitNGOsoderder
rotgrünen Regierung im öffentlichen Raum agierten (z.B. als Protagonisten einesVertrags-
abschlussesbeim Klimagipfel im Juli 2001 in Bonn).

Die rot-grüneNachhaltigkeits-Seilschaft
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß es einen engen Filz zwischen Teilen derSPD, der
Grünen, der PDS, ökologischer Betriebe und Medien sowie aus NGOs gibt, die sich ge-
genseitig fördern (Geld, Wahlkampfhilfe, Gesetze usw.) und den BegriffderNachhaltigkeit
als verbindendes ideologisches Merkmal aufweisen. Michael Müller, Umweltsprecher der
SPD-Bundestagsfraktion, sein FraktionskollegeErnst-Ulrich vonWeizsäckerundReinhard
Loske, Umweltsprecherdergrünen Bundestagsfraktion, waren1998diewichtigsten Partei-
leute52 in einer Runde von Personen aus Umweltverbänden, Medien und Wissenschaft, 53
deren gemeinsamesZiel eswar, im Rahmen dererhofften rot-grünen Bundesregierung die
ThemenAgendaundNachhaltigkeitzurRegierungspolitik zumachen unddamitauch sich
selbst in denMittelpunktzu bringen. Nach außenwurdedieserPlan vertuscht. DieGruppe
agierteöffentlich unterdemNamen „Aufbruch 21“. OffiziellerTräger: DerDeutscheNatur-
schutzring. Dort bildeten die Macher der rot-grünen Nachhaltigkeitsgruppe auch die ein-
flußreichste Gruppe im Präsidium. 54„Aufbruch 21“ war der Titel einerArbeitsgruppe, die
ein neuesGrundsatzprogramm fürdenDNRerarbeiten soll. DabeiwaräußersteHektik an-
gesagt, eine Beteiligung der Basis nicht angestrebt. Die Arbeitsgruppe bestand aus hand-
verlesenenLeuten, überwiegendausdemrot-grünenDunstkreis inWissenschaftundMedi-
en. KritikerInnenwurden forsch abgebügelt, dieDebattenwaren nicht-öffentlich. 55DasPro-
grammwurdeAnfangSeptembervorgelegt. EndeSepemberfanddieBundestagswahl statt.
Schon die Zusammensetzung derArbeitsgruppe zeigte, daß sich die Initiatoren um SPD-
Mann und DNR-Vorstandsmitglied Müller wenig Gedanken über politische Inhalte mach-
ten: Von 18 Personen in derGruppewaren 17Männer, keinEBasisgruppenvertreterIn war
dabei, dasDurchschnittsgehalt lag sehrhoch. 54DerAnspruch von Müller, sozialeThemen
mitdemUmweltschutzverknüpfen zuwollen, scheiterteso imAnsatz. AberdieseZielever-
schleierten ohnehin nur, was eigentlicher Anlaß war: Eine verdeckt agierende, rot-grüne
SeilschaftträumtevonderMacht. DasThemaNachhaltigkeitkam ihrgeraderecht, derTitel
„Aufbruch 21“ vermittelteebenfalls inhaltlicheLeereundWorthülsen. Dasfandsich auch in
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den Ergebnissen. Der DNR wurde zu einem rot-grünen Wahlkampfbüro. Zusätzlich zum
„Aufbruch 21“ wurde die ökologische Steuerreform zum Wahlkampfthema gemacht. Fi-
nanziertwurdedieKampagnevon denGrünen. Vielen imDNRwardasunbekannt, andere
hingen im rot-grünen „Sumpf“ mitdrin und schwiegen. 56
DieTräumederNachhaltigkeits-Seilschaften gingen hinsichtlich derRegierungspolitiknicht
auf. DerUmweltschutzkam unterSchröder teilweise böseunterdieRäder. Nur in wenigen
Bereichen, z.B. der Energiepolitik, konnten Rahmenbedingungen so verändert werden,
daß wenigstens die ökologischen Betriebe bedientwurden. 57 In der internationalen Politik
wurde Nachhaltigkeit dagegen stärker betont, weil es u.a. der Durchsetzung europäischer
Interessen gegen die bislang hegemonialen USAdiente.

Im Original: Auszügeaus„Aufbruch 21“, in Deutschland-Rundbrief1/98 (S. 22+23)
Europa muß sich überlegen, ob es zukünftig nur eine Mitläuferrolle in derWelt spielen will, oder ob es
Vorreiter für ein neues solidarischesWeltmodell wird. ... Die EU muß ein eigenes Profil zeigen. Die Er-
neuerung der sozialen Demokratie durch die Ökologisierung von Wirtschaft und Technik ist der richtige
Weg. ... Die Leitidee der „Zukunftsfähigkeit“ istdie wichtigste Antwortaufdie erneute Entfesselung des
Kapitalismus im globalen Zeitalter. Sie hat ihreWurzeln einerseits in den Konzepten, die von Europäern
fürdieVereinten Nationen erarbeitetwurden (... OlofPalme ... WillyBrandt... GroHarlem Brundtland)
undandererseits in denWendekonzepten derUmweltbewegung.
Auszüge aus dem vorbereitenden Papier „Thesen zur Situation der Umweltbewegung und zur Rolle
desDeutschen Naturschutzrings“ (DNR-Präsidium am1.9.1997)
Die Umweltbewegung muß sich als gesellschaftliche Reformbewegung verstehen. Sie kämpft um die
Mehrheitsfähigkeit des ökologischen Zukunftsmodells. ... Die Umweltbewegung hat angesichts des
großen Problemstaus in unsererGesellschafteineVerantwortung, dieweitüberdieUmweltpolitikhinaus-
geht. ... Wirverstehen unsalsAnwälteder Ideeeinerneuen planetarischen Ethik. Sie istdieBasis fürFort-
schritt, Demokratie undWohlstand im 21 . Jahrhundert. Dazu gibtes keine Alternative. Deshalb werden
wir uns nicht nur in umweltpolitischen, sondern auch in gesellschaftspolitischen Fragen verstärkt einmi-
schen.

e. Agenda21 58: Neoliberale Ideologieund nachhaltigeHarmonisierung
DieAgenda21 entstand ausden politischen Debatten Anfang der90erJahre, als dem glo-
balen Kapitalismus passende, modernisierte soziale und ökologische Konzepte als Ergän-
zungbeigegebenwurden. DasWerkwurdezu grünenKosmetikundzu einemderwichtig-
sten Akzeptanzbeschaffer der neoliberalen Phase, d.h. der gewaltförmigen und umfassen-
denAusdehnungvonMarktwirtschaftundVerwertung. Strategisch setztedieAgenda21 auf
die Politik der Integration, die in den 80er Jahren schon erfolgreich Proteste eingebunden
undoftneutralisierthatte. Zentral wardieaufderRio-KonferenzentstandeneForderung, auf
allen EbenenDiskussionskreisezu bilden, die lokale, regionaleodernationaleLeitbilderfür
eine nachhaltige Entwicklung entwerfen sollten. Die Denklogik, die den Agenda-Gruppen
zugrundelag, entsprach der schon dargestellten integrierenden Unverbindlichkeit. Es ging
darum, möglichstalle Interessensgruppen an einenTisch zu bringen unddenDialog sowie
am Endeden Konsens zu suchen. Umweltgruppen formulierten selbstalsZiel, mitden re-
gierenden Parteien, die Konzernen, dem ADAC, der IHK usw. einen gemeinsamen Maß-
nahmenkatalog zu finden und umzusetzen. Das ging und geht an der Realität der unter-
schiedlichen Interessen weit vorbei, so daß die Agenda-21-Kreise überall zu langatmigen
Debattierclubswurden, diekonkretwenig bewegten. Zudem liefderAgenda-Prozeß an der
MehrheitderMenschen vorbei. Meist saßen nurLobbyistInnen, d.h. FunktionärInnen aus
NGOs, Parteien undFirmen amTisch undpflegten denDialog. SozialeGruppen undUm-
weltverbände glauben durch die Agenda nun in scheinbarwichtigen Zirkeln dabei zu sein
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und feiern es alsErfolg, endlich auch zu den Privilegierten zu gehören, während die „nor-
malen“ Menschen außen vorbleiben. Kaum ein Umweltverband trittoffen fürdieSelbstbe-
stimmungderMenschen bzw. einebreiteBeteiligungderÖffentlichkeitmitechtenMitspra-
cherechten ein, alle sind nurbemüht, selbstdabei zu sein.

DerTextderAgenda21 istdenmeisten AkteurInnen nichtbekannt. Eserregteauch keinen
Verdacht, daß dieserTextvon den Staats- undRegierungschefInnen derWeltverabschiedet
wurde. Wasda rauskam, dürfte eigentlich nichtüberraschen, z.B. eine klareBefürwortung
der Gentechnologie und eine positive Haltung zur Atomkraft. Selbst das Versenken des
Atommülls imMeerwird in derAgendaalsnoch zu klärendeFrageoffengelassen, während
in allen (!) LänderdieserWeltneueAtomanlagen entstehen sollen. Mitbestimmungsrechte
derBürgerInnen werden nichtgefordert, dafürabereineGleichstellung derPrivatwirtschaft
mitderPolitik.

Im Original: Auszug aus einer Rede von RalfStrobach, BiU Hannover, bei der Auftaktveranstaltung
der Lokalen Agenda 21 am 23.4.96in Hannover
Also, eins muß einem klar sein: Einfach ein Hannoverprogramm 2001 schreiben, 150Millionen Mark als
Kreditaufnehmen, reinpacken, was für die Expo nötig istund noch was, wasman sowieso macht, dann
buntbebildern undNachhaltigeEntwicklungdraufetikettieren, sokann's jawohl nichtgehen. WerdieLo-
kaleAgenda21 alsPolitik-Recycling versteht, wenn altePolitiknurunterneuemNamen verpacktwird, um
siebesserverkaufen zu können, dann könnenwirden Abendgleich beenden.

Der folgende Texte erschien bereits 1997 undwar die erste grundlegende Kritik innerhalb
derUmweltschutzverbände− eine umfangreiche Auseinandersetzung oder auch nurDis-
kussion fand jedoch nicht statt. Ganz im Gegenteil − nach anfänglichem Interesse einiger
Öko-Medien schwenkten auch diesewiederaufvollständigen Pro-Agenda-Kursein.

Auszügeauseinem Textvon Jörg Bergstedt,OlafNitsch und Jutta Sundermann (veröffentlichtu.a. be-
reits1997im AlligatorderGrünen Liga, in Contraste Jan. 98,S. 4und alaska Dez. 97,S. 29-31)
... Agenda-KritikNr. 1 : 90ProzentWorthülsen und „Blabla“
Umweltorganisationenwissen natürlich, daß essich bei derAgenda 21 um dasHundertevon Seiten star-
ke Schlußdokument desWelt-Umweltgipfels 1992 in Rio handelt. Darin beschlossen VertreterInnen von
Regierungen, Nichtregierungsorganisationen (NRO, lieber aberNGO in der englischen Variante) sowie
WirtschaftsvertreterInnen ihr Verhandlungsergebnis. Erst 1994 übersetzte das deutsche Umweltministe-
rium das Papier vollständig und brachte den Wälzer in Umlauf. Zu verschiedenen Umweltthemen sind
Entwicklungsperspektiven aufgeführt. NurdaskürzesteKapitel derAgenda21 , das28. von insgesamt40,
widmet sich der Umsetzung vor Ort und wurde zur Aktionsgrundlage für immer mehr Umweltgruppen
überall im Land. Doch als„LokaleAgenda“ agieren siezwangsweiseohnekonkreteZiele, weil alles, was
unsdieAgenda21 sagenwill, nichtetwakurzunddeutlich ausgedrücktist. IhreVerfasserInnen haben das
meistevon vornebishinten übelstverklausuliertundgarantieren auch so (neben demUmfangdesWerkes
und dem Namen), daß kaum ein normalerMensch sich dieseWortverknotereien zuGemüte führen wird.
Ein Beispiel gefällig?: „(...) Die Staaten sollen, gegebenenfalls in Zusammenarbeitmitden einschlägigen
internationalen Organisationen, a) ... b) im Rahmen des LondonerDumping-Übereinkommen (...) darauf
hinwirken, daß die Bemühungen um die Beendigung der Untersuchungen über einen Ersatz des freiwilli-
gen Moratoriums über die Einbringung schwachradioaktiver Abfälle ins Meer durch ein Verbot unter
Berücksichtigung des Vorsorgegrundsatzes beschleunigtwerden, damiteine gut informierte und baldige
Entscheidung in dieserFragegetroffenwerden kann. (...)“59

Agenda-KritikNr. 2: 10ProzentfalscheZiele
Fastscheintes, als ob dieUmweltbewegten, die in Sachen Agenda 21 Bündnisse schmieden, diskutieren
und Presseinformationen verfassen, selbst das Buch nicht gelesen hätten. Oderwürden sie sonst so viel
Kraftin einWerkstecken, dasGentechnikundAtomenergiebefürwortet? In jeeinem eigenen Kapitel wird
hierherausgearbeitet, daß in derGentechnikdieZukunftvonMedizin undWelternährung liegt, während
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ebenfalls ausführlich von derNotwendigkeitsichererAtommülltransporte und -lagerung gesprochen wird
(ohnedaß auch nurein Halbsatzzum ThemaAusstieg ausderAtomenergie zu finden ist). Atomkraftwer-
ke sollen weltweitaufden modernsten technischen Standard gebrachtwerden. Und noch ein Kapitel in
derAgendamüßteUmweltschützerInnen dieHaarezu Bergestehen lassen: ZurFörderung derPrivatwirt-
schaft sollen Beteiligungsrechte in Umweltdingen eingeschränktwerden. Die Industrie soll bei der politi-
schen Beteiligung bevorzugtwerden, nirgends sind die Formulierungen soweitgehendwie in diesem Ka-
pitel. Frauen, Kinder, ArbeitnehmerInnen − ihnen allen istein Kapitel mitnetten Sprüchen gewidmet, nur
bei der Beteiligung der Industrie finden sich konkretere Positionen. Danach sollen Unternehmen zukünftig
gleichberechtigtmitPolitikerInnen dieZukunftdesLandesbestimmen.
Agenda-KritikNr. 3: LokaleBürgerbeteiligung istgarnichtgewünscht
Daß in derAgenda ein Aufrufzu einer„Lokalen Agenda“ enthalten sei, bei deren Bearbeitung dieBürge-
rInnen gleichberechtigtmitreden sollen, istschlichterfunden. Tatsächlich sind dieKommunen nuraufgeru-
fen, mitden BürgerInnen (undderWirtschaft, daswirdgleich mitbenannt!) zu reden, um derenWissen für
die eigene Arbeit verfügbar zu machen. Zitat aus Kapitel 28: „Jede Kommunalverwaltung soll in einen
Dialogmitihren Bürgern, örtlichenOrganisationen undderPrivatwirtschafteintreten undeine 'kommunale
Agenda21 ' beschließen“.
Agenda-KritikNr. 4: Wirverlieren unserklaresProfil
Bundesatom- und -umweltministerin Angela Merkel weiß, was sie an derAgenda hat. Wenn sie (wie im
Dezember 1996) einlädt, bundesweite Agenda-Arbeitskreise zu gründen, kommen illustre Gäste aus
Wirtschaft (Chemie-/Auto-), Wissenschaft, Ministerien und Verbänden (BUND, Grüne Liga, Beamten-
bund...). Dort, wo die Lokale Agenda vor Ort zum Thema wird, kommen am „Runden Tisch“ ebenfalls
Vertreter aus Parteien, Wirtschaft, Kirchen, Verbänden usw. zusammen. Muß das nicht stutzig machen?
Die Vertreter der härtesten, umweltzerstörenden Industrie brauchen vom Agenda 21 -Prozeß nichts zu
fürchten. Überall geht dort der Dialog vor. Es gibt tatsächlich keine Passage im Rio-Dokument, die die
Großindustrie grundsätzlich in Frage stelltoder auch nur kritisiert. Der SchutzderMenschenrechte ange-
sichtseines liberalisiertenWelthandelsgerätz.B. vollständig unterdie Räder, kommtin derAgenda nicht
vor.
Dafür läuft die Expo 2000 in Hannover als Agenda-Projekt− das ist doch was zum Aufschauen für die
kleinen UmweltschützerInnen, die ein solch großen Umweltprojekt, fürdas soviel gebautund umgekrem-
peltwird, niemalshinkriegenwürden. EinweltweitesHappeningmitdemAgendaBanner− „Das, waszu
tun ist.“ (Übersetzung von „agenda“).
Agenda-KritikNr. 5: UmweltschützerInnenwerden beschäftigt
Die Agenda 21 enthält viele Seiten mitvielen Kapiteln mitvielen, vielen Worten. Die Agenda-Bündnisse
zeichnen sich ebenfallsvorallem durch vieleWorteaus. Dasmerken immermehrMenschen undMedien,
ohne daß die Agenda-Begeisterung bisher merklich abgenommen hätte: „Einen Aufstand muß man ma-
chen, und nichtnurvon ihm reden. Bisherwurdeviel geredet, unglaublichwenig gemacht, obwohl esun-
zählige Menschen gibt, die sich für nachhaltige Politiken und Projekte einsetzen“ (Politische Ökologie
5/96). Frankfurter Rundschau vom 24.10.95: „Die einst agilen, spontanen und die Massen mobilisieren-
den Umweltverbände und -initiativen drohen immermehrzu Bürohengsten zu verkommen. DerKleinkrieg
mitPolitikundAdministration bindetdieKräfte...“
Agenda-KritikNr. 6: Allewerden verarscht!
Agenda istein Mythosgeworden. Dafürwurdegelogen, daß sich dieBalken biegen. DieKritikvon1992
wurde ausgeblendet. Selbst die Nachfolgekonferenzen von 1995-97 haben keinen Verdacht geschürt,
daß die Sache vielleicht grundsätzlich faul ist. Der Mythos ist Ergebnis einer Darstellung der Agenda
zunächstvon Seiten derMächtigen, dann der typischenMitläuferInnen (LobbyistInnen, auch dieUmwelt-
verbände) und schließlich einer immer breiteren Szene von Menschen und Institutionen, die mitdem Be-
griffAgenda inzwischen gutesGeld machen: Verlage, ModeratorInnen, Bildungseinrichtungen. DerBlick
in dieHefte, diedieAgendavorstellen, istoffenbarüberall vernebelt. Sonstmüßteauffallen, daß fastaus-
nahmslos bei derVorstellung der Inhalte nichtnur Dinge gesagtwerden, die so nicht in derAgenda ste-
hen (z.B. die Beteiligungsrechte von BürgerInnen), sondern vor allem auch die kritischen Texte einfach
weggelassen werden. In der Agenda wird der Ausbau der Atom- und derGentechnologie in zwei um-
fangreichen Kapiteln gefordert. In den Broschüren und Ausstellungen, die vorgeben, die Inhalte der
Agendazu beschreiben, fehlen dieseKapitel immer.
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Agenda-KritikNr. 7: Die Falschenwerden unterstützt
Industrie und Bundesumweltministerin haben gut lachen: Diemeisten Umweltgruppen, vorallem aberdie
etablierten Verbändeunterstützen dieAgendaarbeitund dieNachhaltigkeitsdebatte. NeueModewörter
wie „NationalerUmweltplan“ geistern herum undwerden überJahrealle Kapazitäten binden, ohnedaß
etwasherauskommt. WerheuteAgendaarbeitmacht, kann aufgutePresse, Zuschüsseodervielleichtso-
garein Pöstchen im neugeschaffenen Agendabürohoffen. AufLandes-, Bundes- und überregionalerEbe-
ne aber haben ganzandere Kreise dieAgendathematik besetzt: Umweltministerin Merkel, die Expo und
andere. Die RWE-Zeitung heißt „Agenda“. Sie können sich auf die vielen hundert (oder gar schon tau-
send?) Gruppen vorOrtberufen, die mit ihnen einerMeinung sind: Agenda istdie Zukunft. WervorOrt
die Agenda und ihre Ziele unterstützt, fällt denen in den Rücken, die auf überregionaler Ebene gegen
Gen-undAtomtechniksowiegegen dieDeregulierung undzunehmendeMachtderGroßkonzernekämp-
fen. Istes ein Wunder, daß dieselben Umweltorganisationen, die bundesweitAgenda und Nachhaltig-
keitsdiskurs fördern, jetztbei der Expo mitmachen wollen oderÖkosteuerreformvorschläge machen, bei
denen dieGroßenergieverbraucherAusnahmen erhalten sollen?
Da hilftesauch nichts, wenn sich Agenda-Leute vorOrtrausreden, daß dieAgenda zwarproblematisch
sei, aber sie vor Ort ja was Besseres daraus machen. Dadurch, daß sie ein Dokument stützten, in dem
Gen- und Atomtechnik befürwortetwerden und die Stärkung der Privatwirtschaftzum Ziel aufsteigt, ma-
chen siewirksameUmweltschutzarbeit landes- und bundesweitschwieriger. Sie stehen (mindestens sym-
bolisch) einfach aufderSeitevonMerkel, RWE usw.
Agenda-KritikNr. 8: Geld alsSchmiermittel
OhneGeld und Pöstchenwäreausdergescheiterten Rio-Konferenz '92niemalsderMythosentstanden,
den die Agenda jetztdarstellt. Dazu warGeld nötig, sehr viel sogar. Es floß auf unterschiedlichen Ebe-
nen. Zuerstwurden Bundes- und Landesregierungen aktiv (egal, werdortgerade regierte). Arbeitskreise
zum Thema Nachhaltigkeit bzw. Agenda banden die Hauptamtlichen der Umweltverbände. Aber dort
wurde auch über Projekte diskutiert, Finanzierungen ausgelotet− das Mitmachen lohnte sich also. Auf
kommunalerEbenedauertealleszunächstrechtlange. Geld halfauch hier. Die Landesregierung stellte6
Mio. DMzurVerfügung füralle, dieAgendamachenwollten. Dashalf. ObCDU-oderSPD-regiert, viele
Kommunen fingen an. In denMetropolen laufen dieAgenda-Prozesse schon länger. Sie sind in derRegel
mit einigen hauptamtlichen Stellen verbunden, Projekt- und Öffentlichkeitsmitteln. Und wer kann dazu
schonNein sagen ...
Fazit: SelberMaßstäbesetzen!
Im Zuge der Agenda-Aktivitäten vor Ort werden BürgerInnen eingeladen und häufig kommen etliche
Menschen zusammen. Das istneu, UmweltschützerInnen haben sich lange gar nichtum BürgerInnen-Be-
teiligung geschert. Sie haben in diesem Bereich sicher „Hausaufgaben“ zu machen. Das Ziel einer breit
getragenen Gesellschaftsveränderung und echten Umweltschutzes istsicher nurmitBürgerInnen-Rechten
zu erreichen. Das istaberkein ArgumentfürdieAgenda, denn mehrRechte fürdieMenschenwill sie gar
nicht. Anhörungen und rundeDiskussions-Tische sind im Rio-Papier aufgeführt. Dann machen die Politike-
rInnen den Rest− oder auch nicht. 60 BürgerInnenentscheide z.B. sind Elemente einer echten Mitbestim-
mung. EsgibtdaguteVorschlägeundaktiveGruppen− dieAgendabrauchtesauch hiernicht.
BündnisarbeitisteineguteSacheundwichtig, umZielen näherzu kommen. Aberimmermußdann dieFra-
ge geklärt sein, ob ein Bündnis mit jedem diesem Ziel noch dienlich sein kann. Jede Umweltgruppe, die
sich von Merkel für einen Arbeitskreis gewinnen läßt, der nichts erreichen soll, muß sich fragen, ob das
wirklich derWeg sein kann. Jede Umweltgruppe, die die Agenda 21 hochhält, muß daran denken, daß
sie damitklare Positionen gegen Gentechnik undAtomenergie verrät. Es stehen auch vernünftigeSachen
in dem Rio-Papier. Aberdassind Forderungen, aufdiedieUmweltbewegungvorherschon gekommen ist,
diesieauch vertrat, ohnedabeieinGesamtwerksalonfähigzumachen, dasganzvielen Forderungen der
Umweltbewegung total zuwider läuft. Es ist eben der faule Kompromiß, den die Mehrheit der Regie-
rungs-, Wirtschafts- und NGO-VertreterInnen nach langen Diskussionen mittragen konnte. Übrigens: Die
in der Agenda angepeilten Prozesse sollten zum Nachfolgegipfel in New York bereits abgeschlossen
oder in vollemGangesein. DerNewYorkerGipfel istrum, nichts istpassiert. Soweithatsich dieAgenda
schon selbstinsAbseitsgespielt. JederTeil derÖkologiebewegung könnte jetztanfangen undendlich die
heilige Kuh schlachten: Wo bleiben neueMaßstäbe und wer fordert lautstark Umweltschutz ohne dop-
pelteMoral? Es istmöglich, für eigene Ideen und Konzepte BündnispartnerInnen zu finden und gemein-
samwaszu erreichen, ohnedaßderRestderMenschheitabschaltetund samtseinerUmweltdem Dialog
mitderWirtschaftgeopfertwird!
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In den offiziellen undNGO-Texten zurAgenda21 liestsich wenig von den tatsächlichen In-
halten undstrategischen Zielen. Nurselten finden sich kritischeTöneundoffenesZugeben
dessen, wasmitderAgenda21 verbunden ist. Veröffentlichtwirdaberauch bei den seltenen
Kritiken nurdas, wasausEliten kommt. Agenda isteinHerrschaftsprojekt− ummitmoder-
nenMitteln Dominanzausüben zu können, mußdasProjektwandelbarsowieamEndeso-
garaustauschbarsein, ohnedaßHerrschaftsstrukturen undVerwertungsverhältnisse in Fra-
ge gestelltwerden. Die Eliten61 nutzen ein Projekt für ihre Ziele und Dominanz, dann ver-
werfen sie es selbst, um neueProjekte unddieModernisierung vorschlagen zu können.

Im Original: Auszug ausWolfgang Sachs, „KeineGerechtigkeitohneÖkologie“ in: PolitischeÖkolo-
gieApril/Mai 2002 (S. 15)62
Auch die Entmyhtologisierung von Rio hat ihre Berechtigung. Dann das Ereignis kann ebenso gutalsAb-
schluss, Kompromiss und Stein des Anstoßes gelesen werden. Mit dem Erdgipfel fand nämlich auch die
weltweite ökologische Protestbewegung einen gewissen Abschluß; sie wurde von den vorherrschenden
Institutionen und Denkweisen absorbiert und in Reformoptionen übersetzt. Damitwar logischerweise ein
Kompromissverbunden, derdasNotwendigeaufdasMöglichezurückführt, mitderFolge, dasssämtliche
Vereinbarungen von Rio doppelgesichtig daherkommen: Sie rufen einerseits die ökologischeWendeaus
und unterstreichen andererseitsdenWertvonWirtschaftswachstum und Freihandel. Ein solches Ergebnis
wiederum wird leichtzur Fußangel für jene, die eine natur- und menschenfreundlichereZivilisation im Au-
gehatten und nichtnureinweitsichtigeresManagementdergewohntenGeschäfte.

Wer initiiertdieAgenda-Arbeit?
Agenda-Arbeitwurde in derRegel „von oben“, d.h. von den jeweiligen Regierungen initiiert
und kontrolliert. In einigen Orten waren Initiativen oderVerbände dieAnstifter, doch meist
begriffen dieStadtregierungen schnell, daß siedieKontrollewiedererlangen würden, wenn
sie sich einfach selbst an die Spitze des Prozesses stellten. Nur in wenigen Fällen kam es
darüber zum Streit, nie zum Bruch. Grundlegende Änderungen bei Strukturen und Mit-
sprachterechten konnten bislang nie durchgesetztwerden. Die kritisierenden Gruppen zo-
gen keineKonsequenzen, sondern blieben weiteram runden Tisch dabei. VorBeginn von
Agendaprozessen liefin den Verwaltungenmeisteine intensiveVorbereitung ab. Die späte-
ren Koordinierungspersonen sowie ausgewählte VertreterInnen beteiligter Organisationen
wurden darin geschult, Konfliktezu glätten, dieAgendapositivdarzustellen undvorherfest-
stehende Abläufe oder Ergebnisse einzuhalten. Wenn zurAgendaarbeit öffentlich eingela-
den wurde, waralles schon geklärt. 63Ein Großteil der fürdieAgendaarbeitbereitstehenden
Mittel floss in dieseVorbereitungsphase, z.B. alsHonorare fürdieAusbilderInnen.

ErsteBilanzen zeigten bereitsden Mißerfolg− doch nichtsgeschah!
Die Bilanz derAgenda 21 ist fast überall sehrmager angesichts etlicher JahremitArbeits-
gruppensitzungen, Umwidmung fast allerGeldmittel aus demÖkologie- und zum großen
Teil aus dem außerschulischen Bildungsbereich sowie der Bereitstellung vieler Stellen bei
gleichzeitiger weitgehender Aufgabe von Umweltbildung und -beratung. Viele Menschen
haben sich inzwischen frustriert zurückgezogen, andere verharren noch in den Agenda-
Runden− weiter in derHoffnung aufeinen Durchbruch. IhreHoffnung richtetsich immer
aufdiePolitik, Agendaergebnissesollen überdieHerrschenden verwirklichtwerden. Verän-
derungen in derGesellschaftsind ausgeblieben, NutznießerInnen sind die Politik, die Pro-
testpotential neutralisieren konnte, unddieNGOssowieeinigeUmweltbildungszentren, die
die Agendagelder abschöpften und vor allem ihre Hauptamtlichen-Apparate ausbauen
konnten.
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Bunte Broschüren zu Agenda-21-Arbeit in vielen Städten und Regionen können nichtver-
decken, daß nur wenige Einzelprojekte verwirklicht wurden, während grundlegendere
Veränderungen ganz ausblieben. Die wenigen Projekte stehen in keinem Verhältnis zum
Aufwandundwären übervorherigeUmsetzungsstrukturen imUmweltschutz(BürgerInnen-
Initiativen, Umwelt-Basisgruppen) wahrscheinlich schneller umgesetzt worden. Sichtbar
wurdedasbereitsEndeder90erJahrein denBerichten ausderAgenda-ArbeitunddenDis-
kussionen überdasweitereVorgehen. Doch Konsequenzen blieben aus− außerdem Ruf
nach mehr Institutionalisierung, Hauptamtliche und Übernahme der Agenda-Arbeit durch
dieVerwaltung.

Im Original: TextezurAgenda in Berlin, ausderBUND-Broschüre„Agenda 21“ (S. 41)
Es istbedauerlich, daßdieseMaßnahmen nichtin AbsprachemitVertreterInnen derzahlreichen Agenda-
Initiativen entwickeltwurden. AnstattMaßnahmen in Konsultation mitden BürgerInnen der Stadtzu ent-
wickeln, wieesschließlich in derAgenda21 gefordertwird, werden von oben Themen vorgegeben.
Auszug auseinem InterviewzurAgenda in Köpenick, dort„Vorzeigebeispiel“ genannt (aus „Berliner
Briefe“Dez./Jan. 97/98,S. 2)
(Zum ersten Entwurf) Der230Seiten dickeEntwurfistnichtbürgerfreundlich. (Zum zweiten Entwurf) ... Bei
einemUmfangvon 80Seiten auch nichtsehrbürgerfreundlich. UndwiederistdieVerantwortlichkeitvöllig
offen. Oft ist es so, daß die Ideen von LKZ- oder ABM-Mitarbeitern in Fleißarbeit ausführlich formuliert
wurden, daß aber keinerlei Kompetenz und Verbindlichkeit dahintersteht ... Leider werden die vielen
Ideen nichtgewertet, esmüßten doch Prioritäten gesetztwerden. Außerdem kommen dieVorschläge zu
90%ausderVerwaltung und nurzu10%ausden Arbeitsgruppen undausderKirche.
AuszügezurAgenda im BezirkTempelhof(aus„BerlinerBriefe“, s.o.,S. 2)
Damitnun aber in derÖffentlichkeitderSchein gewahrtbleibt, versuchtdieCDU sich quasi an dieSpitze
zu setzen und hatdieBildung einesAusschussesLokaleAgendamitallen Rechten vorgeschlagen, dessen
Mitglieder aus 6CDU, 2 SPD-, 1 Bündnis 90/Grünen-Bezirksverordneten und 3 Bürgerdeputierten beste-
hen soll. Damit wäre die direkte Bürgerbeteiligung am Agenda-Prozeß praktisch ausgeschlossen. Der
größte Fauxpaß istaber sicher der generelleMaulkorb, der den Bezirksamtsmitarbeitern verpaßtwurde.
OhneEinverständnisdesStadtratesfürBauen undUmweltdarfBürgern zurLokalenAgendakeinerleiAus-
kunftgegebenwerden.
Auszug ausden BerlinerBriefen (Ausgabedavor,ohneBenennung,S. 5)
Am16. Mai1997wurden 25erwerbsloseAkademikervon derSenatsverwaltung fürArbeitetc. fürdieSe-
natsverwaltung für Stadtentwicklung etc. eingestellt. In einer „Maßnahmezurproduktiven Arbeit“ (MpA,
vergleichbarABM) werden siealsKoordinatoren fürdie lokaleAgenda21 in den 23Bezirken eingesetzt,
zwei Koordinatoren bleiben bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung. Dieser Vorgang wird sich
höchstwahrscheinlich zum 1 . Oktober wiederholen. ... Gemeinsam ist, daß die Maßnahme über keine
Sachmittel verfügt... nurwenigeBezirkehaben dafüreinen AGENDA-Etat. Einen ÜberblicküberdieAkti-
vitäten derKoordinatoren gibtdie folgendeListe: KoordinierungvonAktivitätenwieBündelungvon Inis ...
Initiierung von fehlenden Aktivitäten ... Integration von Aktivitäten, die bisher keinen Bezug zur lokalen
Agenda21 hatten ... Formulierung gemeinsamerLeitlinien ... Zusammentragen derEinzelergebnisse ...
Auszug ausdem PressetextderGrünen Liga Berlin zurAgenda-Arbeit (10.12.1997)64
Auf ihrer Jahresmitgliederversammlung am ... hatdieGRÜNE LIGABerlin e.V. ihreArbeitsschwerpunkte
fürdaskommendeJahrfestlegt: SowirddieLokaleAgenda21 , dieErarbeitung kommunalerEntwicklungs-
konzepte fürdas21 . Jahrhundert, weiterhin imMittelpunktihrerArbeitstehen.
AuszügeauseinerRedevon Tilman Heller (Landesvorstand B'90/Grüne) am1.11 .199765

Ich sehe schon rotgrüneKoalitionsverhandlungen vormir, wodieGrünen ihren Umweltratund dieAgen-
da bekommen, die SPD dagegen setztsich bei Transrapid, Autobahnring und ein paar neuen Großflug-
häfen durch. Der erste Einwand, der gleich in derGegenrede kommen wird, heißt: Wir beziehen uns in
den Reformprojekten und in unsererArbeitin den bezirklichen Agenda-Gruppen doch nuraufdasKapitel
28, alsodieKommunaleAgenda. Dochwirmüssen unsdarüberklarsein, daßdamitdasGesamtwerksa-
lonfähig gemachtwird. Wenn ich dasKapitel 28 desGrundsatzprogrammesderCDU zu meinerArbeits-
grundlagemacheodermich positivdaraufbeziehe, unterstütze ich eben auch dieCDU. ... „DerWeg ist
dasZiel“. Das istderSpruch derjenigen, diemeineArgumente entkräften wollen. Es sei schon toll, wenn
sich überhaupt mal zehn Bürger zusammensetzten, um ihre Umgebung zu gestalten, was inhaltlich ge-
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schehe, sei egal. ... Ich möchte klare Ziele, die sich grundlegend von denen derAgenda 21 unterschei-
den. Wirmüssen selbstwissen, wowirhinwollen ...
AuszügeausdemText„Agenda21: DieBasisrührtsich“von Phil Hill (B'90/Grüne) in StacheligeArgu-
mente4/97(Zeitung derBerlinerGrünen,S. 44/45)
... Agenda ... sie lebt von der Euphorie darüber, daß die große Politik endlich das Klimathema ernst
nimmt. ... die Parteiunabhängigkeitderalternativen Bewegungen hatsich nieeindrucksvollerbewährtals
gerade im Zustandekommen dieser Initiativemehroderweniger an derUmweltpartei vorbei. ... Das Re-
formprogramm, dasbei einergrünen Regierungsübernahme in Land und Bund ansteht, muß in weiten Tei-
len dieAgenda21 zum Leitfaden nehmen. Das istunsereAntwortaufSchröder. 66
Auszug ausderGießenerAllgemeinen vom13.2.1998 zurAgenda in Gießen67

Allzweckwaffe Agenda 21 produziert bislang nur heiße Luft. Erstes „Agenda Forum“ ein Feuerwerk aus
Worthülsen und Sprechblasen ... Der neueste Renner scheintalle bis jetztdagewesenen Plauder-Hits in
den Schatten zu stellen. Die Rede istvon der Lokalen Agenda 21 , in der Spötter nichts anderes als einen
Robinson-Club zurAnimation von Umweltmuffeln sehen. ... Beim ersten Gießener „Agenda-Forum“ ... im
vollbesetzten Kerkradezimmer der Kongreßhalle ist die Übermacht der grünen Parteigänger fast erdrük-
kend, undauch diestadtbekannten Animateuresindalleda: Wissenschaftsladen, Greenpeace, Statt-Au-
to, NABU, BUND, Dritte-Welt- und Fraueninitiativen, das ZAUG, Ausländerbeirat und die SPD. Aber
auch dieCDU hatVertreterentsandt, ... VertreterderWohnbau, derKirchen, derAWO, ausstädtischen
Ämtern ... Und immerwiederdieseWorte: Vernetzungsprojekt, Projektmanagement, Delegationsprinzip,
Frauenplenum, Leitbildgruppe, Agenda-Rat, Kriterienkatalog, Frauenlandschaft, aktivierende Untersu-
chung und so weiter ... Bei der Diskussion um die praktische Umsetzung der Agenda werden „Ängste“
formuliert, diedieModeratoren „extrem gutverstehen“ können ...
Auszug aus der Zusammenfassung der Studie „Bedingungen institutioneller Stabilisierung Lokaler
Agenda21-Prozesse“vonMünchnerProjektgruppefürSozialforschung e.V.,B.A.U.M. ConsultGmbH
und UniversitätBremen,ZWE „Arbeitund Region“ (Untersuchungszeitraum1.4.1999− 31.3.2001)
Wenn das Engagement der Agenda-Aktivisten nach einigen Jahren hoher Belastung nachlässt und der
Druck ,von unten' schwindetoder gar nicht erst vorliegt, müssen stärker institutionalisierte Verfahren die
Lokale Agenda weiter tragen. Damit kommt der kommunalen Verwaltung eine entscheidende Rolle zu.
DieVerwaltung kann allerdingsnichtin jederForm, insbesonderenichtin dertraditionellen Form der„Ord-
nungskommune“, zum Motor des Agenda-Prozesses werden. Das setzt die Verknüpfung der Verwal-
tungsmodernisierung mit der Lokalen Agenda voraus. Die Leitbilder der „Dienstleistungs“- und der „Bür-
gerkommune“ können dabei gute Ansatzpunkte bieten und lokale Nachhaltigkeitsprozesse entschieden
fördern. Dass sich diese Stränge aber mehr als bisher miteinander verknüpfen, erfordert eine bewusste
politische Entscheidung, der Lokalen Agenda bzw. dem lokalen Nachhaltigkeitsprozess einen hohen
kommunalen Stellenwerteinzuräumen.

WieentstandderMythosderAgenda21?
Angesichts dieser klaren Mißerfolge und der umweltgefährdenden bis antiemanzipatori-
schen Inhalte der Agenda 21 stellt sich die Frage, wie der Höhenflug dieses Dokumentes
überhauptgeschehen konnte. Zudemwaranfangsnoch rechtklar, daßdieWeltkonferenzin
Rio ein Fehlschlagwar.

Im Original: Auszug aus dem Konzept zum Jugendkongreß bei der Nachfolgekonferenz in Kyoto
(5.-7.12.98 in Köln)
1992 trafen sich in Rio de Janeiro über170 Staaten zur größten bisher dagewesenen weltweiten Konfe-
renz ... Doch schon im VerlaufderKonferenzzeigte sich, daß die übergeordneten Problemeden meisten
Staaten egal zu sein schienen und sienur ihrealtbekannten Interessen untereinem neuen Deckmantel ver-
folgenwollten.
Michail Gorbatschow, Ex-Präsident der Sowjetunion, in einem Interview in Publik-Forum, 8.8.97
(S. 20)
Der letzteUNO-Umweltgipfel wareinePleite.
Auszug ausdem Pressetext in der FrankfurterRundschau vom 8.9.92
DieBundesregierung sprichtvon einem Erfolg. InternationaleUmweltverbändewieGreenpeaceoderdie
„FreundederErde“68aberbeklagen, daßeinehistorischeChanceverpaßtworden sei, daßdiePolitiksich
aufglobaler Ebenedem DruckmächtigerWirtschaftsinteressen gebeugthabe. ... Alle beteiligten NGOs
sind sich einig, daß esnach den enttäuschenden Ergebnissen von Rio ...
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Auszug ausRAUS! (Magazin derNaturschutzjugend im LBV,S. 8-11)
Die Jugend hieltihren eigenen Umweltgipfel schon imMärz1992 in San Jose, Costa Rica ab. ... Aufdem
eigentlichen Gipfel in Rio sollte der Jugend eine Stunde Redezeit gegeben werden. Beim Eintreffen der
Gruppeverkündeteman ihnen dann, daß ihnen lediglich 10Minuten zurVefügung ständen. Bereits nach
zwei Minuten wurden sämtliche Fernsehkameras abgeschaltet. Die Reporter, welche die Konferenz in
Presseräumen beobachteten, konnten aufgrund dessen nichts hören. Nach der Redezeitwurden die Ju-
gendlichen von der interessierten Pressenach demGesagten befragt, diesehatten jedoch kaum Zeitzum
Antworten, da sievon derPolizeiwegen „Abhaltung einer illegalen Pressekonferenz“ verhaftetwurden.

DieAgenda-Lügeentsteht ...
Doch dann (ab ca. Mitte der90erJahre) begann die zunächstvon rotgrünen Landesregie-
rungen ausgehendePropagandamaschine fürdieAgenda21. Millionengelderwurden ein-
gesetzt, viele Hauptamtliche organisierten die Werbung für das Dokument und die damit
verbundeneArbeit. In den Mittelpunktwurden u.a. folgendeAspektegestellt:
− Die Agenda-Arbeit verbinde die drei Bereiche Ökologie, Soziales und Ökonomie. Das
sei neu − doch tatsächlich schaffte die Agenda nur, daß auch Umwelt- und soziale
Gruppen dafürgewonnen wurden, sich um dieBelangederWirtschaftbzw. im späteren
Vokabular „desStandortes“ zu kümmern.

− In den Agenda-Runden begegneten sich verschiedeneGruppen, die vorher aneinander
vorbeiagierten. Das ist zwar richtig, aberwenn Kooperation in eine solchen Zwangsrah-
men geschieht, unterscheidet sie sich qualitativ deutlich von freierZusammenarbeit und
demEntwickeln gemeinsamerProjekte. Dasaberwärenötig. 69

− Agenda-Kreise böten dieMöglichkeit zum Kontaktmit den Mächtigen. Daswar für vie-
le AkteurInnen nach Jahren des Abgeblocktwerdens bei den politisch Verantwortlichen
eine neue Erfahrung. Unkritisch, gepaart mit resignativer Stimmung, wurde der Stroh-
halm ergriffen− undgänzlich vergessen, nach den Rahmenbedingungen zu fragen. So
liefen viele in das offene Messermodernisierter Herrschaft, der Integration und Schein-
Mitbestimmung.

− Verstärkend kam hinzu, daß die Lokale Agenda immer als ein neuartiges Beteiligungs-
verfahren bezeichnetwurde.

− Die Agenda 21 umgab sich mit dem Flair desVisionären. Die tatsächlichen Inhalte der
Agenda wurden verschwiegen, viele Broschüren aus den Ministerien bzw. von ihnen fi-
nanziert logen einekomplett falscheWeltderAgenda-Ziele vor.

− Nicht zuletzt zählte auch der Faktor Geld und Ressourcen. Wer an Fördermittel heran-
kommen oder in Broschüren von Regierungsseite erwähntwerden wollte, mußte dabei
sein an den Runden Tischen derAgenda21.

Das Ergebnis dieser Propaganda war durchschlagend. Teilweise dieselben Kreise, die die
KonferenzvonRioalsFehlschlagundBeweisfürdieDominanzvonWirtschaftsahen, feier-
ten dieAgenda21 nun alsHoffnungsträger.

Im Original: Auszug ausderHamburgerZeitschrift „Ökomarkt“, im Text„IstderAgenda-Prozeß ein-
geleitet?“von Jochen Schneck (S. 4)
... der Inhaltdiese Programms− sollten wir die Krafthaben, es umzusetzen − könnte das Zusammenle-
ben auf diesem Erdball revolutionär verändern ... und die ökologische Katastrophe ... noch einmal ab-
wenden.
Auszug ausdem ThesenpapierdesDeutschen Naturschutzringsvom1.9.1997(S. 6)
„ZukunftsfähigesDeutschland“, „AGENDA21“, „NationalerUmweltplan“− dassindKonzeptederHoff-
nung auf mehr Lebensqualität in der Zukunft.. ... Ungewöhnliche Zeiten verlangen ungewöhnliche Ant-
worten: DiemutigeVision fürein ehrgeizigesProjekt, wiees in Riodefiniertwurde.
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Auszug ausdem Text„UnsgehörtdieZukunft“,Robin-Wood-Magazin 3/97(S. 35)
„Deutschland kommt in Bewegung“: So optimistisch äußern sich Jugendumweltverbände zum Thema
Agenda 21 . „... die Agenda 21 bietetChancen, weil sie Gemeindeverwaltungen zwingt, mit BürgerIn-
nen/Umweltgruppen zusammenzuarbeiten“, sagtDaniel Mittlervon derBUNDjugend.
Auszug ausderBUND-Broschüre„Agenda 21“ (S. 8)
Man hätteesder internationalen Bürokratie kaum zugetraut, aber sie hatesentworfen: ein Konzept, das
einer revolutionären Umwälzung gleichkommt, ...
Auszug aus einer Veranstaltungseinladung von future e.V. (Umweltinitiative von Unternehmern) vom
28.8.97
DerWeg zur Nachhaltigkeit ist in der Agenda 21 vorbildlich beschrieben. ... Unterstützt von der Deut-
schen Bundesstiftung Umwelt hat die Umweltinitiative von Unternehmen future e.V. deshalb das Projekt
„Agenda21 alsGrundlagevon Unternehmensleitbildern“ initiiert.
Auszug aus„Was isteineLokaleAgenda 21 Berlin“ in „BerlinerBriefe“, Febr./98 (S. 2)
HerzstückderUN-Konferenz... politischeSprengkraft... detaillierteHandlungsaufträge70

DieLegendevonRio1992 istkomplett, dieErinnerungan den Fehlschlag istausdenKöp-
fen und Geschichtsbüchern getilgt − gerichtete Kommunikation als Herrschaftsmittel
schließtdieDefinition derGeschichte ein. In derVorbereitung aufdieWeltkonferenz zehn
Jahre nach Rio war nur noch ein positives Bild übrig. Die politische Auseinandersetzung
tobtedarum, warum vielesnichtumgesetztwurde.

Im Original: Auszug aus„DasJo'burgMemo“ (Heinrich-Böll-Stiftung,2002,Berlin,S. 5,10und11)
„historischen Durchbruchs“ ...
Riowar einWendepunkt. Vorherwurden Umweltfragen belächelt, danach wurden sie ernstgenommen.
Allein dieTatsacheeinesErdgipfels, zu dem sich zahlloseStaatschefseinfanden, umVereinbarungen zum
SchutzderNaturzu unterzeichnen, hatderUmweltpolitik überall Aufwind gegeben. In derFolgezeit leg-
ten Länderin allen Teilen derWeltnationaleUmweltaktionspläneauf, rücktenHaushaltsstellen ein undar-
beiteten Umweltgesetze aus. Überdieswurden Umweltmessungen und Umweltverträglichkeitsprüfungen
zur Routine, und in fast jedem Land kam ein Umweltminister ins Kabinett. Auch auf internationaler Ebene
veränderten sich die Dinge und etwa die Entwicklungsdienste der meisten Geberländer begannen, ihre
Vorhaben aufdie RioAgenda 21 auszurichten. Umweltthemen sind somit in den Kreis offizieller Politikfel-
der aufgenommen, wie auch entsprechende Agenturen nunmehr zum institutionellen Inventar fast jeder
Gesellschaftgehören. Rio hatbewirkt, dassUmweltpolitikweltweitzurRegierungsaufgabeavanciertist.
Leitstern fürdieBürgergesellschaft...

Die Propaganda für die Agenda wurde zum einen ohne konkrete Argumente und mit va-
gen, abereuphorischenHoffnungsbildern betrieben, zumanderenwurden dieKritikpunkte
bei den BefürworterInnen derAgendaarbeit immerverschwiegen. In den Broschüren unter
Titeln wie „Was ist die Agenda?“ erwähnte niemand, daß in dieser der Ausbau der Atom-
und Gentechnik gefordert wird. Stattdessen wurde behauptet, die Beteiligungsrechte der
BürgerInnen sollen gestärktwerden (was in derAgenda tatsächlich nirgends zu finden ist).
Viele Allgemeinplätze fanden sich und sollten belegen, wie neuartig die Agenda war. Am
wirkungsvollsten aberdürften die umfangreichen Geldergewesen sein, die fürdieAgenda-
arbeit bereitgestellt wurden. Fast überall gab es Zuschüsse, wenn lokale Agendaprozesse
starteten. An anderen Orten wurden auch andere Zuschüsse nur noch an Gruppen verge-
ben, diesich an derAgendaarbeitbeteiligten. 71Undauch hierzeigtesich deutlich: Vielepo-
litischeGruppen arbeiten nichtdort, wosieeswichtig finden, sondern daran, wofüresGeld
gibt. Agendawerbung wurde auch von vielen ModeratorInnen und TrainerInnen vorange-
bracht, die freiberuflich von derAgenda leben. Immerhin: Für1250 DM waren dreiteilige
Einführungsseminare (insgesamt9Tage) zu buchen. 72
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Ein kritischer Blick offenbart die Plattheit der Agenda-21-Propaganda schnell, doch Geld
und die verklärte Vision von politischerWichtigkeit wirkten wir eine Duftfalle für Umwelt-
schützerInnen, Eine-Welt- und sozialpolitischeGruppen.

Im Original: Auszug ausderBroschürezurAusstellung „Agenda 21“desTeam 21 73

Die Gleichberechtigung von Frau und Mann ist eine wichtige Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit.
Gleichberechtigung istdamitkein reinesFrauenproblem. (S. 12)
265.000Menschen werden täglich geboren. Dasbedeutet, dieWeltbevölkerungwächst jährlich um 95
Miooder2%. DieGetreideernte steigtdagegen nur um 1%an. Die Folge ist, daß jährlich 1 ,3Mio. Men-
schen verhungern. (S. 19)74
Auszug ausderPolitischen Ökologie Juli/Aug. '97(SchwerpunktAgenda,S. 70/71)
Der Niedersächsische Landtag stellt in diesem Jahr Gelder für solche niedersächsischen Projekte (über
5.000Mark) zurVerfügung, dieAgenda-Aktivitäten auflokaler Ebene unterstützen, die Bezug zurNord-
Süd-Problematik und/oder Expo 2000 haben. ... Bis Ende1998 will die bayerische Staatsregierung eine
Bayern-Agenda vorlaegen. ... Um die begrenzten Ressourcen der Kommunen ... möglichst gewinnbrin-
gend einzusetzen, hatdas Land Schleswig-Holstein imMärz1997eineAgenda-Leitstelle ... eingerichtet.
Nordrhein-Westfalen: ... Die Landesregierung unterstütztden lokalen Agenda-Prozeß in den Kommunen
über ihrGemeindefinanzierungsgesetz. Gemeinden erhalten biszu 50Pfennig proEinwohnerIn fürNord-
Südbzw. lokaleAgenda-21 -Aktivitäten. 1997werden insgesamtneunMillionenMarkbereitgestellt.
Auszug auseinerPressemitteilung derUmweltministeriumsHessen vom 7.1 .1998
Bisher hatte in Hessen erst eine Minderheit von Kommunen einen Beschluß zur Erstellung einer lokalen
Agenda gefaßt. ... Einen finanziellen Anreizhierfür soll dasneue Förderprogramm bieten, an dem bereits
jetztgroßes Interessebesteht. ... DieBeratung undAbwicklungwird überdasRKW(Rationalisierungs-Ku-
ratorium derDeutschenWirtschafte.V.) in Eschborn erfolgen. ... Die Fördersumme istabhängig von der
Einwohnerzahl und kann bei Kommunen mitweniger als 25.000 Einwohnern bis zu 50.000 DM, bei ...
undbeimehrals80.000Einwohnern biszu100.000DMbetragen.

Zwischenstand: Ein Blick in das Jahr1999
DieAgendaarbeithatte sich weiterausgedehnt. Allerdingshinterließ dieKritik an derAgen-
daersteSpuren. Esherrschte in etlichen Verbänden oderZusammenhängen deutlich spür-
bare Frustration über die Schwerfälligkeit von Agenda und Nachhaltigkeitsdebatte. In den
Führungsebenen der Umweltverbände kam diese Kritik jedoch nicht an. Unterstützt von
Staatlichen Stellen, Stiftungen sowie den aufden Modezug aufgesprungenen Organisatio-
nen, diesich frühermitBürgerbeteiligungen auseinandersetzten (z.B. dieStiftungMitarbeit,
dasUnabhängige Institut fürUmweltfragen oder dasÖko-Institut), gab es inzwischen eine
Vielzahl von Büchern, Broschüren, Zeitungen sowie eine große Zahl Hauptamtlicher vor
Ortundin derüberregionalenBeratung, Koordination undKontrollederAgenda-Aktivitäten
sowie der Öffentlichkeitsarbeit. Spezielle Agenda-ModeratorInnen-Schulungen schaffen
genormteAbläufe unddamiteine kontrollierbareAgendagruppen-Menge.
FastalleAgendagruppen derWeltwaren in Europaaktiv. 75DieVeränderungen in den Um-
weltverbänden erhöhten deren Staatsnäheweiter. Im BUND setzte sich die damaligeSPD-
Frau AngelikaZahrntdurch. ImBBUbesetzen erstmalsdrei Befürwortervon Agendaarbeit
und Staatsnähe den Geschäftsführenden Vorstand, ein Mitarbeiter der Umweltbehörde
Hamburg, ebenfallsAgendamitwirkender, wurde in den Vorstandgewählt.
Viele der kritischen Diskussionsbeiträge rund um dieAgendawaren sehrwidersprüchlich:
Sie analysierten die Agenda ausführlich, forderten dann aber doch zurTeilnahme auf. Be-
kanntesBeispiel warderBBU-FunktionärRalfStrobach, derkritischePositionen zurAgen-
da verbreitet, aber dennoch zum Mitmachen aufforderte, sich im BBU einer agendakriti-
schen Linie entgegengestellthatund selbst imAgenda in Hannovermitwirkte. 76
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DasAgenda-Fieberkonntesich auch in politischeGruppen ausbreiten, diezunächstkeinen
Bezug zu solchen Themen hatten, z.B. in marxistische Gruppen und Parteien. Die PDS
übernahmmangelseigenen umweltpolitischenProfilsdenBegriffderNachhaltigkeitin ihre
Politik. Die Riege derKritikerInnen von Nachhaltigkeit und Agenda 21 bröckelte dahin −
einige wechselten ihre Schwerpunkte (z.B. der BUKO), andere sprangen mit Verspätung
aufdenAgenda-Zugaufundwiederanderebeendeten ihreKritikangesichtsderÜbermacht
an Hauptamtlichen undGeldern.

Im Original: Auszug aus Juri Demjanko, „Menschheitsaufgabe: Nachhaltige Entwicklung“ in: Marxi-
stischeBlätter5/99(S. 23)77
DasGesagtebedeutet, daßderkünftigeSozialismus, indem ervielepositiveZügevon seinemVorgänger
übernimmt, sich gleichzeitigwesentlich von diesem unterscheiden muß. DieWiederherstellung derstaatli-
chen Planung vieler (nichtaller!) wirtschaftlicher Prozesse und die Beachtung der Prinzipien sozialerGe-
rechtigkeit(nichtderGleichmacherei!) müssen begleitetwerden von derAnwendung vielerneuerkoordi-
nierender und regulierenderMechanismen, die das künftigeModell von früheren in Übereinstimmung mit
den Erfordernissen desÜbergangszu einernachhaltigen Entwicklung unterscheiden.

DieLage imWahl- undRio+10-Jahr2002
DieMißerfolge, dasAuslaufen vonABM- undArbeitsverträgen sowiedasnachlassendeEn-
gagement vieler AkteurInnen ließen die Agenda 21 um die Jahrtausendwende in Verges-
senheitgeraten. Die rotgrüneMachtübernahmewar fürvieleHoffnung, Ziel und Erfüllung
ihrer Träume gleichzeitig gewesen. Die Realität nach der Wahl raubte aus Enttäuschung
oderwegen fehlenderHandlungsmöglichkeiten vielen dieMotivation. DieAgenda-Runden
mußtenEndeder90erJahreDurchhaltestrategien entwickeln. Hauptamtlichehingen an ih-
ren Posten, Pfründe wollten gesichert werden. Das führte zu einer Instutionalisierung der
Agenda-Arbeit− Beratung, professionellesÖkomanagement, Moderationen usw. standen
imMittelpunkt. Beteiligungsprozessevon BürgerInnenwurden auch verbal immerseltener
als Ziel genannt. Die Institutionalisierung führte zu modernen Imageprojekten wie dem
Schering-Sponsoring derAgenda in Berlin oder derKölnAgendamit einem breiten Spek-
trum an unterstützenden Organisationen und Firmen wie Kaufhof, Ford AG, Telekom, Ju-
gendamt, Straßenbauamt, Katalyse-Umweltinstitut, Transfair usw. 78 In Berlin hielten sich
NGOs einige Monate mit einem teuren Expo-2000-Projekt, der Agendawerkstatt, über
Wasser. IntransparentundhinterdenKulissenwurdenknapp1 Mio. DM ausgegeben fürein
Projekt, das Ende 2000 wieder schließen mußte. 79 In vielen Städten entstanden neue
Büros, InstituteundVerwaltungseinheiten fürdieWeiterführungderAgenda21. Auch über-
regional formierten sich Beratungsstellen und Koordinierungsbüros, die mit Landes- und
Bundesmitteln Stellen für die agenda-freundlichen UmweltfunktionärInnen schufen. Einen
drastischen Einblick in die technokratisch-herrschaftsförmige Welt des Agenda-Manage-
mentsverschafftedieregelmäßigeKolumne„Toolbox“ in derZeitschriftpunkt.um. Dortgab
Tu-Was-ChefRichardHäuslermonatlich Tippszu Führungsmethoden undPR-Arbeit in der
Agenda. StändigeneueKongressewiederholtendieimmergleichenLosungen− unddien-
ten doch nurderSicherung von Zuschüssen undStellen. 80

Neuen Anschub erhielt die Debatte im VorlaufderWeltkonferenz „Rio+10“ in Johannes-
burg (sieheAbsatzf.). Geprägtwarsieehervon einernüchternen Bilanz. Auffälligwar, daß
erneut versuchtwurde, in das Großereignis und damit in die teilnehmenden Regierungen
dieHoffnungaufeineBesserungzu projizieren. DamitwurdeeinBeitraggeleistet, daßEnt-
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täuschung nicht in WutundWiderstand umschlug. Es gelang derPropaganda von Regie-
rungen, Parteien und NGOs, die sich selbst als Beteiligte an den Konferenzen und Hoff-
nungsträger im neuen „Global Governance“ bewarben, neueAkzeptanz in dasGeschehen
unddieLösungen „von oben“ zu bringen.
Zwei weitereAspekte sinddabei wichtig:
− Die kritischen Bilanzen kamen von den Personen, dieMitte der90erJahredieAgenda-
Arbeit und Nachhaltigkeitsdebatte selbst inganggesetzt hatten. Damit retteten sie sich
rechtzeitig auf die Seite derer, die nun erneut bestimmten konnten, wie es weitergeht.
Auch das macht moderne Herrschaft aus und ist ein Beitrag zur Geschichtsverfäl-
schung: Die Eliten bestimmen den Diskurs − und sie verändern ihn durch gerichtete
Kommunikation so, daß sie dann, wenn ihre Ideen alsFehlerentlarvtwürden, selbstdie-
se denunzieren und sich als ProtagonistInnen des Neuen aufspielen. Die, die von Be-
ginn an eine klare Kritik äußerten und Alternativen vorbrachten, werden so dauerhaft
ausgegrenzt. Die Themen wechseln − die Strukturen und viele der sie Ausfüllenden
bleiben.

− Bewußt oder unbewußt, auf jeden Fall aber angetrieben von der nachlassenden Zug-
kraft der Agenda 21, wurden neue Hoffnungsträger gesucht und propagiert. Die Pro-
teststürme seit Ende 1999 rund um die Globalisierung beschleunigten die Suche, da
die Gefahr bestand, daß das Vorbild widerständiger Basisgruppen und Netzwerke z.B.
in ärmeren Ländern des Südens, in Italien oder England auch in Deutschland bzw. Mit-
teleuropa Fuß fassen könnte. Die Agenda-Runden boten nicht mehr die Attraktivität,
diese Proteste aufzufangen. Dieses gelang ab Ende Frühjahr 2001 mit der Propaganda
für die „Organisation neuen Typs“ 81 Attac. Bei genauer Betrachtung weist Attac hohe
Ähnlichkeitmit derAgenda 21 auf− jedoch zudem auch einige Neuerungen undMo-
dernisierungen. Attac hat kaum politische Ziele − und die vorhandenen sind überwie-
gend pro-marktwirtschaftlich oder pro-staatlich. Das aber ist den meisten, die Attac wie
früher die Agenda 21 als Strohhalm der Hoffnung auf politischen Wandel ergriffen,
nicht bekannt. Attac vermittelt ein diffuses Bild von Mitbestimmungsmöglichkeiten (vor
allem über den Begriff „Netzwerk“), die AkteurInnen haben aber tatsächlich geringen
oder keinen Einfluß aufdie Positionen nach außen. Modernisiert gegenüber derAgen-
da 21 ist die klare Führungsgruppe, die das neue Projekt politisch nutzt. Viele Spitzen-
funktionärInnen der Gründungsphase von Attac waren früher auch in der Agenda 21
aktiv.

ImOriginal: AuszugausAngelaOels,„Warten aufsChristkind“ in: PolitischeÖkologieMai/Juni 2002
(S. 48)82
Wasbleibtden Agenda-Aktiven vorOrt? Ein Agenda-Aktivistempfahl mitBlick aufden langenWunsch-
zettel seiner LA21 -Gruppe: „Und nunwartenwiraufsChristkind.“ Oderetwashärter formuliert: „Warum
sollte uns jetztdasgeschenktwerden, waswir seitJahrzehnten fordern − doch wohl kaum wegen eines
LA21 -Prozesses?“
Auszüge aus BUND/Misereor, 2002: „Wegweiser für ein zukunftsfähiges Deutschland“, Riemann/C.
Bertelsmann Gütersloh
... eineentscheidendeBedingung fürden Erfolg kam zu kurz: die Festlegung konkreterZiele, von Zeitplä-
nen, von Finanzbedarf− schlicht eine überprüfbare Umsetzung dieser großen Ziele. Dies hatte und hat
fataleKonsequenzen ... dieBeispieledesScheitern sind leiderdeutlich in derÜberzahl ... (S. 16)83
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f. NochmehrNachhaltigkeit: Worldsummit2002 in Johannesburg
DasaktuellsteWerkzurNachhaltigkeit istdieNationaleNachhaltigkeitsstrategie. Schon die
Entstehung zeigtdasBesondere: Beteiligt sind alleMinisterien, dieUmweltverbände, viele
Institute und Prominente. ModernesRegieren schafft Integrationsplätze. Die Idee des „Go-
vernance“, des scheinbaren Verschwimmens derGrenzen zwischen Regierenden und Re-
gierten, schimmert deutlich durch − besseres Leben, innere Sicherheit, Zivilgesellschaft
undVerteidigungderZivilisation, RegulierungundStandortpolitikscheinenProjekteausei-
nemgemeinsamen Ideen-Pool füreinebessereWeltzu sein. Viel deutlicheralsdieUmwelt-
verbände enttarnt u.a. Achim Brunnengräber, Mitarbeiter von MdB Ernst-Ulrich von Weiz-
säcker, 84den Sinn desPapieres: „AllemAnschein nach hatdieNachhaltigkeitsstrategie ein
ganzanderesZiel. Siewirdzu einerÖffentlichkeitskampagne, durch diedierot-grünen „Re-
formen“ sozial-ökologisch geschicktvermarktetwerden sollen. Sie dürfte vorallem aufder
partizipativen EbeneErfolg haben (Stichwort„symbolischePolitik“), neue inhaltlicheMaß-
stäbewerden dadurch nichtgesetzt. Daswirdauch garnichtgewünscht. Rio+10 istnurein
kleiner Aspekt der viel umfangreicheren Wahlkampfstrategie der Bundesregierung. Denn
wohlgemerkt: Erstgeht‘s aufden Gipfel, dann in dieWahllokale.“ 85

Im Original: Auszug aus Bernd Hamm, „Hausaufgaben gemacht?“ in: Politische Ökologie Mai/Juni
2002,S. 37)
Die „Perspektiven“ sind mit266Seiten überausvoluminösausgefallen. DerTextwirkt in weiten Teilen re-
dundant und additiv, aus den Beiträgen der beteiligten Ministerien zusammengesetzt. Der Begriff der
Nachhaltigen Entwicklung wird entsprechend weit gedehnt. ... Über weite Strecken (vor allem Teil B
„Leitbild“) feiertsich dieBundesregierungwortreich selbstmitall dem, wassiebisher fürNachhaltigeEnt-
wicklung getan habe. Die wenigen Absätze, in denen es tatsächlich um Ziele, Prioritäten und zukünftig
geplante Aktivitäten geht (vor allem in Teil E „Schwerpunkte einer Nachhaltigen Entwicklung“), bleiben
mehrheitlich wage, vollerPhrasen undGemeinplätze, abwehrend undmitVorbehalten versehen. Konflik-
te, gar solche der Interessen, Machtstrukturen und Entscheidungsprozesse gibtes nicht. Entscheidend sei
unsere Innovationskraft. Damitwerden Wachstum und Ressourcenschonung, Shareholdervalue und so-
zialeVerantwortung, globaleVerantwortung undnationaleEntscheidungsprozesse, Ressourcenschonung
und Beschäftigung problemlos versöhnt. ... Zusammenfassend: Das, was hier als „Strategie“ gewertet
werden könnte, hätte leichtauf25Seiten Platzgehabt. ... von bilateralen Beziehungen istnur nebenbei
die Rede− dafür viel vonWettbewerbsfähigkeit. Das istnach innen gerichteteWahlpropaganda, aber
keineStrategie fürNachhaltigeEntwicklung.

DieUmweltverbände reagierten anders, erstzustimmendzumEntwurfderNachhaltigkeits-
strategieundwerbendfürdierotgrüneRegierung− später, alsz.B. in denMedienKritikan-
gemerktwurdeunddie regierungstreueLiniederNGOspeinlich geworden wäre, wechsel-
ten sie zu einermoderaten Kritik− immerFähnlein imMainstream-Wind also.

ImOriginal: AuszugausderPresse-StellungnahmedesNABU zumEntwurfderNationalenNachhal-
tigkeitsstrategie
DerNABU hältden von derBundesregierung vorgelegten EntwurffürdienationaleNachhaltigkeitsstrate-
gie insgesamtfüreinen gelungenen Startdergesellschaftlichen DebatteüberdieFrage, wiewirkünftig le-
benwollen, welchegesellschaftlichen Zielemittel- und langfristig verfolgtwerden sollen undwelcheRah-
menbedingungen füreineguteZukunftgesetztwerden müssen.
... Fazit
Die Bundesregierung hatnach AnsichtdesNABU ein umfassendes und aufalle Lebens- und Politikberei-
che übertragbares Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung formuliert, das sich als Diskussionsgrundlage
überdieFrage, wiewir in Zukunftlebenwollen, fürunsereGesellschaftgutgeeignet. Es istjedoch bislang
nichtgelungen, dasThemaNachhaltigkeitin diebreiteÖffentlichkeitzu transportieren.
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Die Forderungen ausNGO-Kreisen standen oft noch hinter denen rotgrünerRegierungen
zurück. Immerhin hätte derGipfel aberdieChancebieten können, klarePositionen vorzu-
bringen. Doch davon war weit und breit nichts zu sehen. Stattdessen bereiteten sich die
NGOs auf ihr Randdasein in Johannesburg vor. An den Tischen derMächtigen zu sitzen,
warfürsiegutgeübterSelbstzweck. KaumeinVerbandhatteein klaresPositionspapierent-
wickelt, artiges Beifallklatschen für Entwürfe der Bundesregierung sowie Detailkritik stan-
den imMittelpunktderVorbereitung. Wo sich dieNGOszu eigenen Aktivitäten hinreißen
ließen, wurdeesnoch düsterer− fastimmerblieben siehinterdenPositionenderRegieren-
den zurück. So hatderBUND zusammen mitNGOsundGruppen aus anderen Ländern
einen Vorschlag für ein Beschlußpapier vorgelegt, die Erd-Charta. Nach einigen Einfüh-
rungskapiteln finden sich im Kern der Texte etliche herrschaftsstützende Positionen sowie
dieForderung nach einerneuen Spiritualität.

Im Original: Auszügeausder Erd-Charta zurSpiritualität
Die Lebensfähigkeit, VielfaltundSchönheitderErdezu schützen, isteineheiligePflicht. ...
Unsereökologischen, sozialen und spirituellen Herausforderungen sindmiteinanderverknüpft, und nurzu-
sammen könnenwirumfassendeLösungen entwickeln. ...
Der Geist menschlicher Solidarität und die Einsicht in die Verwandtschaft alles Lebendigen werden ge-
stärkt, wenn wir in Ehrfurchtvor dem Geheimnis des Seins, in Dankbarkeit für dasGeschenk des Lebens
und in Bescheidenheithinsichtlich desPlatzesderMenschen in derNatur leben. (Präambel)
Die Bedeutung der moralischen und spirituellen Bildung für einen nachhaltigen Lebensstil anerkennen.
(Punkt14.d)
Anerkennen, dass Frieden dieGesamtheitdessen ist, das geschaffen wird durch rechte Beziehungen zu
sich selbst, zu anderen Personen, anderen Kulturen, anderen Lebewesen, der Erde und dem größeren
Ganzen, zu dem allesgehört. (Punkt16.f)
DieErdcharta blendetHerrschaftsverhältnissekomplettausundbeziehtsich positivaufdenNational-
staatund ihrHandeln,Völker stattMenschen stehen im Mittelpunkt:
Die Erd-Charta ... soll ein verbindlicher Vertrag der Völker aufder ganzen Weltwerden. (Einführung in
derdeutschen Broschüre)
Das Entstehen einerweltweiten ZivilgesellschaftschafftneueMöglichkeiten, eine demokratische und hu-
maneWeltordnung aufzubauen. (Präambel)
Allemilitärischen Aktivitäten, diedieUmweltschädigen, vermeiden. (Punkt6.e)
Gegenseitiges Verstehen, Solidarität und Zusammenarbeit unter allen Völkern und innerhalb und zwi-
schen denNationen ermutigen und unterstützen. (Punkt16.a)
NationaleSicherheitssystemeaufein nichtbedrohlichesVerteidigungsniveau abrüsten ... (Punkt16.c)
DernachhaltigeLebensstil wird zur neuen weltweiten Leitkultur:
Für das ethische Fundamentder entstehenden Weltgemeinschaftbrauchen wir dringend eine gemeinsa-
meVision von Grundwerten. Darum formulieren wir in gemeinsamerHoffnung die folgenden eng zusam-
menhängenden Grundsätze für einen nachhaltigen Lebensstil. Es sind Leitlinien für das Verhalten jedes
Einzelnen, von Organisationen, Unternehmen, Regierungen und übernationalen Einrichtungen. (Präam-
bel)
Wieüblich in derUmweltdebattewirdden nachfolgendenGenerationen dieAufgabeübergeben,die
Weltzu retten. Bildung wird zum Nachhaltigkeits-Zwang, Erwartungshaltungen gegenüber Jüngeren
entstehen:
KünftigenGenerationenWerte, Traditionen und Institutionenweitergeben, dieein langfristigesGedeihen
derErdeundderMenschheitfördern. (Punkt4.b)
Die jungen Menschen in unseren Gemeinschaften achten und unterstützen, damitsie ihre unverzichtbare
Rollebeim Aufbau nachhaltigerGesellschaften erfüllen können. (Punkt12.c)
Für alle, insbesondere für Kinder und Jugendliche, Bildungsmöglichkeiten bereitstellen, die sie zurMitar-
beitan nachhaltigerEntwicklung befähigen. (Punkt14.a)
Auch die klassische und alte, längst tausendfach widerlegte, antiemanzipatorische Position vom um-
weltgefährdenden Bevölkerungswachstum findetsich neu aufgewärmt in der Erdcharta:
Ein beispielloses Bevölkerungswachstum hatdie ökologischen und sozialen Systeme überlastet. (Präam-
bel)86
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Moderne Umwelt-NGOs sahen sich als UnterstützerInnen ihrer Regierung. Wie weit das
ging, zeigtesich vollendetbei den Beratungen umdasneoliberaleKyoto-Protokoll. Stattei-
gener Vorschläge, klarer Kritik an den viel zu geringen Zielen und der Ablehnung des
marktförmigen Mechanismusses der handelbaren Verschmutzungsrechte unterstützten die
NGOs die europäischen Regierungen gegen die vermeintlich böse US-Regierung. Eine
klareUmweltposition wurdegarnichtmehrsichtbar, z.T. kritischeGruppen offensivausge-
grenzt. Auch die sonst eher regierungskritischen Tageszeitungen (Junge Welt, Neues
Deutschland) sowie die PDS standen aufSeiten der Bundesregierung und griffen die Kri-
tikerInnen an. Die regierungstreuen Blätter taz, FR usw. zeigten ohnehin nur ihre bedin-
gungsloseOrientierungan den reformerischenTeilen rotgrünerRegierungspolitik. DieDis-
kussion umKyotoschufeineEinheitspolitikvonPDSbisNPD, vomBUNDbiszurGroßin-
dustrie (sieheKap. 4.6).
ZumWeltgipfel in JohannesburgplantenvieleVerbändeundGruppen, allen vorandieloka-
len Agenda-21-Runden und ihre überregionalen Beratungsstrukturen Feste, Jubiläumsfei-
ern und ökosoziale Folklore. Politische Positionen und klare Forderungen waren dagegen
kaumzu erwarten. EinenHöhepunktanAnbiederungbotdieBUNDjugendzusammenmit
anderen Jugendverbänden. Sie planten Sternradtouren mitZielpunktGöttingen. Ihre Bitte
an dieRegierenden: „GebtunsHoffnung!“

Im Original: Zitate von Henrike Wegener aus dem Bike+10-Office im Text „Gimme Hope, Jo'anna“,
punkt.um 3/2002 (S. 14)
Auf einer zehntägigen Sternradtour werden sie zahlreiche Nachhaltigkeitsprojekte besichtigen, sich mit
Eine-Welt- und Umweltgruppen treffen sowie den Stand der lokalen Agenda-21 -Aktivitäten in verschie-
denen Kommunen begutachten. ... „GimmeHope, Jo'anna“ istein Appell an dieMächtigen, auseigener
Einsichtzu steuern und sichtbareVeränderungen einzuleiten. ... Währendwirunseren Regierungen 'Gim-
meHope' zurufen, sehenwirein, dassunsereigenerLebensstil nochweitdavon entferntist, nachhaltig zu
sein.
AuszugausUweHoering,„Der freundlicheOverkill“ in derFR vom9.7.2002 (S. 2,www.frankfurter-
rundschau.de/fr/211/t211030.htm)
DieZivilgesellschaftistgefragtim Rio-Prozess− und hatwenig zu melden ...
„Wosind dieNGOs?“ Verzweifeltsuchten Journalisten bei der InternationalenWasserkonferenz im De-
zember in Bonn nach Ansprechpartnern, doch stattden Medien kritische Stellungnahmen, Orientierungs-
hilfe im Verhandlungsgestrüpp oder wenigstens TV-gerechte Proteste zu liefern, „partizipierten“ sie: Im
Multi-Stakeholder-Dialog wurden in tagelangen Debatten Empfehlungen und Forderungen an den UN-
Weltgipfel in Johannesburg formuliert. ...
Gleichzeitig bindetdie Beteiligung „Kapazitäten und lässtzu wenig den visionären Blick überdie Tages-
aktualitäthinauszu“, räumtDNR-Mann Röscheisen ein. Insbesondere für kleinereOrganisationen hatsie
sich zum „Partizipations-Overkill“ mitnachfolgenderPartizipations-Müdigkeitentwickelt, sodassmeistnur
die großen Organisationen Auftrittschancen nutzen. Nach Ansicht von PatMooney hatdie Aufwertung
zum Nebendarsteller auf der globalen Weltbühne zudem „den Protest gedämpft“. Bei vielen NGOs
diagnostiziert der Chef der kanadischen Forschungsorganisation ETC das „Stockholm-Syndrom“, die
Identifikation einerGeisel mitihrenGeiselnehmern.
„Wie andereGeiseln auch haben mancheOrganisationen sich durch dasWeltgipfel-Schauspiel verein-
nahmen lassen, in derHoffnung, einesTageswenn schon nichtwahreLiebe, sodoch einwenigSicherheit
zu finden.“ Umgekehrtkönnen Regierungen ihre Entscheidungen mitHinweisaufdie Beteiligung derZivil-
gesellschaftlegitimieren. ...
Insbesondere Süd-NGOs kritisieren den „Mythos“, alle Beteiligten hätten die gleichen Möglichkeiten,
sich einzubringen, lokale Bürgergruppen ebenso wie Konzerne. Grundsätzliche Interessengegensätze
würden durch dieKonsenssuche leichtunterden Runden Tisch fallen. ...
Trotz Ernüchterungwerden in Johannesburg bis zu 60000NGO-Vertreter erwartet. Die meisten von ih-
nen werden weit ab vom Sandton-Konferenzzentrum beim „Forum der Zivilgesellschaft“ ein buntes Pro-
gramm ausDiskussionen und derSuche nach gemeinsamen Perspektiven anbieten. Zwar sind die Erwar-
tungen gering, dassderGipfel konkreteBeschlüssefassenwird. Doch dieHoffnung stirbtzuletzt: DerEini-
gungsdruck, soeinigeNGO-Vertreter, wird schon etwasbewegen.
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Quellen zu 4.1
1 Beispiele sind die Buchreihe „Agenda, Expo, Sponsoring“ im IKO-Verlag, die Reader des Instituts für Ökologie, Texte

und Ausstellungen zur Agenda 21 aus der Projektwerkstatt in Bad Oldesloe sowie zur Umweltbildung aus der Projekt-
werkstattLübeck, die Positionspapiere im Umweltschutz-von-unten-NetzwerkoderdieZeitschriften Ö-Punkte undContra-
ste.

2 Beispiele sind ElmarAltvater, Ulrich Brand, Achim BrunnengräberundHeikeWalk.
3 So attackierten JungeWeltundNeuesDeutschland (Autor jeweilsWolfgang Pomrehn) KritikerInnen desKyoto-Protokolls

vorden Klimaverhandlungen im Juli 2001 in Bonn (siehe in den Zitatesammlungen vonwww.projektwerkstatt.de).
4 Zum Beispiel die iz3w-Blätter, diealaska oderverschiedene Internetseiten.
5 Dieser Text stammt von Thomas Schmidt aus Lübeck, aktiv im Institut für Ökologie (Bereiche Umweltbildung und histori-

scheÖkologie, siehewww.projektwerkstatt.de/institut).
6 Ein zusammenfassender Überblick über die Umweltgeschichte findet sich in: Klaus Bosselmann (1992), „Im Namen der

Natur. Der Weg zum ökologischen Rechtsstaat“, Scherz-Verlag, Bern. Dort läßt sich auch die Vorgeschichte vor dem
Auftreten desMenschen nachlesen. Zum Gesamtüberblick über die Umweltgeschichte siehe ferner die folgendeAnmer-
kung.

Mailwechsel zwischen Jörg Bergstedt (Institut für Ökologie) und der ifak (Herausgeberin der eigent-
lich „linken“Öko-Zeitung „KritischeÖkologie“) im Sommer2002
ifak/Kritische Ökologie: Außerdem möchte ich auf eine Veranstaltung hinweisen, die der Verband Ent-
wicklungspolitik Niedersachsen gemeinsam mit anderen NGOs auf Landesebene plant, um eine Bilanz
von Rio+ 10 vorzunehmen. Termin istDonnerstag, der 26. September 2002, ab 19 Uhr in Hannover im
Pavillon. Gibtes die Chance, aufdiese Veranstaltung hinzuweisen in derContraste?Oder istdas zu in-
haltstreu?UnsereKritikam Prozessundden Themen fälltvermutlich nichtsoscharfauswieEure.
Jörg: Wer istdenn bei der Veranstaltung so eingeladen ... das spannende sind ja gerade die verschie-
denen Positionen ...
ifak/KritischeÖkologie: ehrlich gesagtweiß ich nichtalle Namen, aber kommen sollen Loske, Unmüßig,
Mittler, jemand von attac, eine Umweltjugendliche− ich glaube, daswaren sie schon. Moderieren soll
LotharPollähne. Intention isteineBerichterstattungausJohannesburg undReflektion überdasGewesene,
insbesonderedieviel gerühmtePartizipation.
Jörg: Wasnatürlich schon eine völlig einseitigeAuswahl ist ... die sind sich ja alleweitgehend einig, be-
treiben zusammen rotgrünen Wahlkampf (vielleicht haben alle die gleichen Parteibücher/-jobs?). Wie
wäreesmiteinerklaren kritischen Position zuNachhaltigkeit&Co.?
ifak/KritischeÖkologie: Ich dachte, attacwürdediesePosition beziehen können.
Jörg: Aber das istnichtDein Ernst, oder? Ist Euch die Debatte um die „außerparlamentarische Sozialde-
mokratie“ attac, deren krasse Dominanzversuche (leider erfolgreich) usw. gegenüber radikaleren Bewe-
gungen, das überwiegende Schlucken breitermarxistischerKreise bis zum BUKOdurch dasmillionenge-
fütterteUnternehmen attacdenn gänzlich entgangen?

Nachhaltigkeit ist abernichtnurein Argumentationsmuster für technischeModernisierung
und dominante Lebensstilentwürfe, sondern auch eine Integration kritischer Stimmen in
den Dialog unddasgemeinsameRegieren. DieHeinrich-Böll-Stiftung, Denkschmiededer
grünen Partei, sammelte im Vorfeld desWeltgipfels von Johannesburg kritische Stimmen
ein undverarbeitete sie zu einemMemorandum. DasErgebnisbeginntmitweitreichenden
Ankündigungen, u.a. mitdemheroischenRückblickaufRio1992sowiederAnkündigung,
einWerk jenseitsvon Kompromißzwangvorzulegen. Doch dannwirdesselbstvorsichtiger
− die kritischen Stimmen werden eingefangen und auf Minimalforderungen zurückge-
schraubt.

Im Original: Auszüge aus dem Vorwortvon „Das Jo'burg Memo“ (Heinrich-Böll-Stiftung, 2002, Ber-
lin,S. 5)
Werden wir uns seiner erinnern als eines „historischen Durchbruchs“, ähnlich dem Erdgipfel in Rio1992?
... DieMitgliederderMemorandum-Gruppenutzten dasPrivileg, neue Ideen in dieDiskussion zu bringen,
ohnedieKompromisszwängeeinesVerhandlungsprozesseszu antizipieren ...
Was nottut, ist nicht freier Handel, sondern fairer Handel. Jedenfalls sind die Regeln des Freihandels
höheren VerpflichtungsebenenwieMenschenrechten undNachhaltigkeitnachzuordnen. (S. 7)
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7 Joachim Radkau (2000), „Natur und Macht. EineWeltgeschichte der Umwelt“, C.H. Beck, München (S. 43 f., 229 f.,
267, 274, 279und326).

8 Charles R. Bowlus, „DieUmweltkrise im Europa des14. Jahrhunderts“ (S. 13-29) in: PeterSieferle (Hrsg., 1988), „Fort-
schrittederNaturzerstörung“, Suhrkamp, Frankfurt.

9 Wilhelm Bode, Martin von Hohnhorst(1994), „Waldwende“, C.H. Beck, München (S. 9-38 und 89-92) sowieMarie-Lui-
se Hillebrecht, „Eine mittelalterliche Energiekrise“ (S. 275-283) in: Bernd Herrmann (Hrsg., 1986), „Mensch und Um-
weltimMittelalter“, DeutscheVerlagsanstalt, Stuttgart.

10Akten desNiedersächsischen HauptstaatsarchivsHannover.
11 Ulrich Linse (1986), „Ökopaxund Anarchie. EineGeschichte der ökologischen Bewegung in Deutschland“, dtv, Mün-

chen.
12Akten desNiedersächsischen StaatsarchivsOsnabrück.
13GießenerAllgemeinevom1 .8.2001 .
14Gen-ethischer Informationsdienst (GiD)Nr. 147August/September2001 .
15 Karl-Werner Brand u.a. (1998): „Umweltmentalitäten. Wiewir die Umweltthematik in unser Alltagsleben integrieren“

(S. 50) in: Gerhard de Haan, Udo Kuckartz (Hrsg.): „Umweltbildung und Umweltbewußtsein“, Leske und Budrich,
Opladen.

16Wiebke Peters (1984): „Die Nachhaltigkeit als Grundsatz der Forstwirtschaft“, Dissertation, UniversitätHamburg und
ThomasSchmidt(1998): „Mittelalterliche Ideeals Zukunftsperspektive? ZurGeschichte desNachhaltigkeitskonzepts“
(S. 12-15) in: Ö-Punkte1 /1998.

17SieheAnmerkung6 (S. 226-245, 283 f., 309, 311 f., 339f.).
18Ö-Punkte1 , 2, und3/2001 .
19SigmarGroeneveld (2002): „Vom Aussterben derNahrung: Gentechnologie und Lebensmittel“ (S. 134-136) in: umwelt

− medizin− gesellschaft15. Jahrgang, 2/2002.
20Al Gore, 1994, „Wegezum Gleichgewicht“, Frankfurt.
21 Siehe: DNR, 1997, „Ökologische Steuerreform – Positionspapier“, Bonn. Pressemitteilung des BUND vom 8.12.1995.

Frauen-Union, „anders leben“, Materialbandzum Bundesdelegiertentag am 4./5.11 .1995.
22DerBegriffwargleichermaßen Leitbild derSchriften von Ernst-Ulrich vonWeizsäcker, der Expo und derStudie „Zukunfts-

fähigesDeutschland“.
23Mitdabeiwaren FestgästewiediedamaligeUmwelt- undAtomministerin AngelaMerkel, aberauch Gegenaktionen von

feministischen und internationalistischenGruppen, diedieStudiekritisierten.
24 Christoph Spehr, 1996, „Die Öko-Falle“, ProMedia, Wien. Schwertfisch, 1997, „Zeitgeist mit Gräten“, YetiPress, Bre-

men. Helga Eblinghaus/Armin Stickler, 1996, „Nachhaltigkeit und Macht“, IKO, Frankfurt. Reinhard Hermle, 1997, „Ein
Buch macht von sich reden“, Misereor, Aachen. ASTAUni Hannover, 1998, „NachhaltigeWeltbilder – Hinter den Ku-
lissen Nachhaltiger Entwicklung“, Hannover. Institut fürÖkologie, 1999, „Agenda 21 – Chance oder Mythos?“, Rea-
derderProjektwerkstattSaasen. Jörg Bergstedt, 1998, „Agenda,Expo,Sponsoring –Recherchen im Naturschutzfilz“,
IKO, Frankfurt. Zitatesammlungen, TexteundMaterialien unterwww.projektwerkstatt.de.

25 Die Gruppewurde einige Zeit später in die Nachhaltigkeitsdebatten integriert und vertratdann gegenteilige Positionen
zu dem hierzu findenden Text.

26Ebenfalls inzwischen in dieherrschaftsmodernisierenden Diskurse integriertundalsLobbyistin beiNGOstätig.
27Siehez.B. in den Heften derPolitischen ÖkologiedesJahres2002.
28 Siehewww.no-rio.de, die aus diesen Zusammenhängen entstand, aber von den elitären NGOs in ihren Kritiken nie er-

wähntwurde.
29 Siehe das Expo-Kapitel im Buch „Agenda, Expo, Sponsoring − Recherchen im Naturschutzfilz“ bzw. im Download

desdortigen Kap. 5.2unterwww.projektwerkstatt.de/oekofilz.
30Siewohnte ebenfalls in Verden, zusammen in einerWGmitArmin Torbecke, derzeitgleich die Jugendvertretung im DNR

innehatte.
31 Wuppertal-Institut, „Jahrbuch 1995“ undweitereEinzelquellen.
32Filialen in DarmstadtundBerlin.
33Zahlenangaben fürEndeder90erJahre.
34ErnstU. vonWeizsäcker, 1997, „DergläserneHersteller“, BirkhäuserVerlag, Basel.
35Berichtu.a. von Protesten unterwww.projektwerkstatt.de/aktuell/ukonfer.htm.
36ErnstU. vonWeizsäckeru.a., 1995, „FaktorVier. DoppelterWohlstand− halbierterNaturverbrauch“, München.
37 Zur Ideologie desÖkologischen Marshallplans siehe im Kap. 5.1 des Buches „Agenda, Expo, Sponsoring − Recher-

chen im Naturschutzfilz“ (IKO-Verlag), downloadbarunterwww.projektwerkstatt.de/oekofilz.
38 „Norden“ beziehtsich aufden globalen Norden, alsodie Industrienationen.
39Hier findetsich diegefährlicheEinteilung in sichereund unsichereReaktoren bzw. Reaktorstandorte.
40Sehrähnlich bei derÖDP.
41 Protokoll des„PerspektivforumsÖSR“am14./15.5.1996, Absender istArmin Torbecke (15.6.1996).
42Rückkoppelungen mitanderen Teilen derJugendumweltbewegung gabesabernicht.
43 Von den benannten Personen lebten vier im etablierten Ex-Jugendumweltprojekt in Verden, drei waren FunktionärInnen

beim DNR (einePerson, Armin Torbecke, beides).
44Anlagezum Protokoll des„von derJugendvertretung im DNR-Vorstand“ organisierten Treffens (siehe41 ).
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45 Viele derer, die nun die Ökosteuer als Mittel der Versöhnung von Ökologie und Ökonomie vorschlugen, hatten 1992
noch solcheModelle offensiv kritisiert und traten für die Idee derAnarchie ein − z.B. die späteren NGO-KarrieristInnen
Sven Giegold, Jutta Sundermann und Felix Kolb (später GründerInnen von Attac, Vorsitzende auch weiterer Spitzen-
NGOs).

46Mehr Informationen zum Modernisierungseinfluß ehemaliger radikaler Polit-AktivistInnen im Band 1 „Reich oder Rechts“
dieserBuchreihe.

47AufgrundeinerFlugverspätung konntederaberdamalsnichterscheinen.
48Dasstieß aberaufWiderstand radikalererGruppen aufdem Kongreß und scheitertedaher.
49Die Ex-JugendumweltfunktionärInnen AngelaOels (in „PolitischeÖkologie“ Juli/Aug. 1997, S. 51 -54) und RasmusGrobe

(in „Ö-Punkte“1 /1998, S. 16-17) schrieben Pro-Agenda-Texte in überregionalen Zeitschriften.
50Nähere Informationen im Kap. 5.4Medien desBuches„Agenda,Expo,Sponsoring− Recherchen im Naturschutzfilz“

und im Download des Kapitels unter www.projektwerkstatt.de/oekofilz. Zu den Protagonisten des Ökokapitalismus
sieheauch im Band1 dieserReihe„Reich oder rechts?“.

51 Die Annahme, daß das überhauptgelingen konnte, war ein Fehler in der Analyse von Marktwirtschaft. Wer sich als Be-
trieb insgesamtmarktförmig verhält (Produktion für einen anonymen Markt), kann die Zwänge nichtdurch gleichberech-
tigte Arbeitsstrukturen aufheben, sondern nur gleichmäßiger verteilen. Erst rechtnichtmöglich ist, die Zwänge durch be-
sondere Rechtsformen aufzufangen. Dieses behaupten die Genossenschafts-FetischistInnen ständig und wider jeder Er-
fahrung. Fortschritte im SinnederBefreiung ausden Zwängen vonMarktundVerwertungslogik kann allein derAufbau ei-
nernicht-marktförmigen, verwertungsfreien Form von Produktion undGüter-undWissenstransferssein.

52Michael Müller istPräsidiumsmitglied im DNR und BundesvorsitzenderderNaturfreunde. Reinhard Loskewar Projektleiter
derStudie„ZukunftsfähigesDeutschland“.

53 Neben Müller und Loske saßen im Arbeitskreis „Aufbruch 21 “ des DNR, 1998 ein wichtiger Zirkel der Nachhaltigkeits-
Seilschaft, u.a. derdamalige BUND-ChefWeinzierl als stellvertretenderVorsitzender, NABU-PräsidentJochen Flasbarth,
der Ex-Bundessprecher der Grünen Liga, Klaus Schlüter, die Ex-SPD-Minister Klaus Michael Meyer-Abich und Berndt
Heydemann sowiedie rot-grünen Schrittmacher in denMedien, Hermann JosefTenhagen von der tazundHans-Joachim
Wille von der FR. Solche Gremien wurden auch später geschaffen − z.B. im Jahr 2002 die verschiedene Beiräte des
NGOAttacalsTreffpunktdersozial-ökologischen Eliten.

54Michael Müller und HubertWeinzierl bildeten im Präsidium regelmäßig eine gemeinsame Position und hatten dadurch
hohen Einfluß, weil dieMehrzahl derPräsidiumsmitgliederkaum politisch-strategisch agierte.

55AufderDNR-Mitgliederversammlung riefMichael Müller noch dazu auf, Anregungen und Kritik zu schicken. Die Kritik an
der Zusammensetzung der Arbeitsgruppen (männer-, funktionärs- und oberschichtlastig) quittierte er mit Fax vom
5.2.1998, ohne aufdie Kritik überhaupteinzugehen mit: „Vieles ist jedoch Unterstellung, schade. ... investigative Unter-
stellungen“.

56 Über HubertWeinzierl war der BUND in die Arbeit eingebunden. Mit seinem von SPD- und (weniger) Grünen-Mitglie-
dern geprägten Führungsgremien und dem Hauptthema „Nachhaltigkeit“ war der Verband eine sichere Hausmacht für
Müller und Weinzierl. Der sonst bis dahin DNR-kritische BBU schwieg, weil auch in dessen Bundesvorstand rot-grüne
Mehrheiten bestanden und inWahlkampfzeiten Kritikunterlassenwurde.

57Daswar aber eher ein Verdienstvon Regenerativ-Energie-Verbänden und den Kreisen um den SPD-Bundestagsabgeord-
neten Hermann Scheer, währenddieNachhaltigkeits-Seilschaften hierwenigDruckausübten.

58 Bundesumweltministerium (ohne Datum), „Umweltpolitik − Agenda 21“, Bonn (Deutsche Fassung der Agenda). Ö-
Punkte1 /1998, SchwerpunktAgenda 21 (S. 11 -25). Readerdes Instituts fürÖkologie: „Agenda 21 –MythosoderChan-
ce?“. Jörg Bergstedt, 1998: „Agenda, Expo, Sponsoring – Recherchen im Naturschutzfilz“, IKO-Verlag Frankfurt. Alle
Materialien unterwww.projektwerkstatt.de/materialien.

59 Schlimmer aber sind die Formulierung zum Ausbau der Kerntechnik: „22.4Die Staaten sollen, gegebenenfalls in Zusam-
menarbeit mit den einschlägigen internationalen Organisationen, a)... c) eine sichere Zwischenlagerung, Beförderung
und Endlagerung radioaktiverAbfälle sowie zur Endlagerung vorgesehenerabgeklungenerStrahlungsquellen und abge-
brannterKernelemente ausKernreaktoren in allen Ländern, insbesondere aber in den Entwicklungsländern, durch Erleich-
terung der Transfer einschlägiger Technologien an diese Länder und/oder durch Rückgabe der Strahlungsquellen an den
Lieferanten nach beendetem Gebrauch ... fördern; ...“ Das Ganze begründet die Agenda so: „mit zunehmender Zahl
neu in Betrieb genommenerKernkraftwerke ... nehmen dieseAbfallmengen zu“.

60 In vielen Städten nahmen dieUmweltverbände (und ebenso Frauen-, Eine-Welt-Gruppen usw.) hin, daß ihre Ergebnispa-
piere anschließend kaum beachtetwurden und dieVerwaltungen selbstdie endgültige Fassung der lokalen Agenda fest-
legten.

61 Eliten im hiergemeinten Sinnesind keine starreGruppe. Sie sind durchlässig unddynamisch. Posten, Kontakte, gegenseiti-
ge Verpflichtung und Verhaltensetiketten, Zugang zuWissen, Ressourcen und Veröffentlichungsmöglichkeiten sind einige
Kennzeichen deruntereinanderofteng, abermeistnichtformal verbundenen Kreise (Seilschaften).

62 Als einer der wichtigsten Köpfe der regierungsnahen Sachverständigengremien im Umweltschutz (z.B. Vorsitzender des
Nachhaltigkeitsrates der Bundesregierung zur Rio+10-Konferenz) hat Wolfgang Sachs jahrelang die Dominanz der
Nachhaltigkeitsdebatte miterzeugt. 2002 gehörte er zu den Personen, die neue programmatische Hüllen für die immer
gleiche Modernisierung und damit den Erhalt der Herrschaft forderten − unter anderen die Reregulierung der Finanz-
märkte. Sachswurde 2002 Funktionär des prostaatlichen NGOAttac− dessen Gremien der neue Treffpunkt der Eliten
war, passendzum neuen DominanzdiskursderEliten (Reregulierung, Globalisierung usw.).
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63 Das zeigtdas Beispiel Niedersachsen, wo eine Kabinettsvorlage schon vor dem Beginn beschrieb, daß die Agenda am
Ende feststellen soll, „daß das Land bereitsvieleVorhaben realisierthatbzw. an vielen Projekten gearbeitethat, dieweit-
gehendden Anforderungen derAgenda21 entsprechen“. Quelle: Ö-Punkte1 /1998 (S. 23).

64Bemerkenswert: In dergleichen Pressemitteilung distanzierte sich dieGrüne Liga Berlin von denGen-undAtomtechnikka-
piteln derAgenda 21 . Arbeitsschwerpunktwurde sie trotzdem− und prägtemehrere Jahre dieArbeitvorallem derGrü-
ne-Liga-Kader in Berlin.

65Gehalten auf der Landesdelegiertenkonferenz von B'90/Grüne in Berlin als Begründung zu seinem Antrag, die Agenda
nicht in den Leitantrag aufzunehmen. Dem stimmten nur 20%derDelegierten zu, 30% enthielten sich. Heller istkurzda-
nach ausdenGrünen ausgetreten, alsderKrieg gegen Jugoslawien begann.

66DieGrünen setzten sich überall sehr stark fürdieAgenda ein und bezeichneten sie einigeMale als Leitbild für ihre Regie-
rungspolitik, z.B. in denWahlkämpfen in Niedersachsen undbundesweit1998.

67 Die Gießener Grünen waren InitiatorInnen der Agenda, der grünen Bürgermeisterin Karin Hagemann unterstand das
Agenda-Büro. AgendakritischeGruppen in Gießen wie die Projektwerkstattoderdas InstitutfürÖkologiewurden zu den
Treffen nicht eingeladen. Später war die Agendaarbeit u.a. durch den Regierungswechsel in Gießen hin zu CDU und
FWGauch als Imagewerbung nichtmehrgefragt.

68 InternationaleOrganisation, deren Deutschland-Sektion derBUND ist. Daß heute BUND-FunktionärInnen den Rio-Gipfel
positiveinschätzen, stellteinen deutlichenMeinungswandel dar.

69 Die Kooperation zwischen verschiedenen politischen Strömungen ist in der Tat schlechtbis nichtvorhanden. Offensicht-
lich ist, daß ein gemeinsames politisches Ziel fehlt− derHerrschaftsabbau wäre die Schnittmenge, aber fastalleGrup-
pen glauben, ihr jeweiligesThema separatund am besten mitMitteln derHerrschaft lösen zu können. Konkurrenzen prä-
gen dasGeschehen. Daß dieseGräben überwunden werden, wenn dieMächtigen rufen, zeigtzwar, wie ausgerichtet
aufHerrschaftfastalleagieren, machtaberdie Lageehernoch erschreckender.

70HerausgeberinwardieGrüne Liga Berlin, V.i.S.d.P. deren damaligerBundessprecherundDNR-VorständlerLeifMiller.
71 MündlicheMitteilungen z.B. ausBasisgruppen in Schleswig-Holstein.
72 Angebot der beiden führenden Organisationen im Agenda-Bereich, dem Bundesverband für Umweltberatung und der

Europäischen Agendaagentur ICLEI.
73 In derAusstellung fehlten dieKapitel zuGen-undAtomtechnikvöllig.
74DasersteArgumentistplatt, daszweite schlichtfalsch. Hunger isteine Folge falscherVerteilung, Ausbeutung, Diskriminie-

rung, Zerstörung ehemals fruchtbarerBöden sowievon Krieg undVertreibung. DasArgumentdergeringen Produktivitäts-
steigerung wird immerwieder von Personen benutzt, die damit gentechnische Experimente begründen wollen − genau
wie in derAgenda.

75Zahlenangaben für1998: 1600 in Europa bei 1800weltweit. Diewenigen außereuropäischen Agenda-Orte sind vor al-
lem in solchen Städten, die stark europäisch geprägt sind, z.B. durch AuswandererInnen von früher, Dominanzvon Kon-
zernen und EuropäerInnen in den Regierungsstellen.

76 Die ersten Absätze dieses Kapitels stammen von der CD „Agenda, Expo, Sponsoring“, die 1999 erschien und kurze
TextealsAktualisierung desBandes1 dergleichnamigen Buchreihemitgleichem Titel enthielt.

77DasgesamteHeftwarb fürdie Ideen derAgenda 21 undNachhaltigkeit. SchreiberInnen und HerausgeberInnen stamm-
ten nichtnur ausmarxistischen Parteien undGruppen, sondern waren/sind oftauch FunktionärInnen in NGOsundNetz-
werken, z.B. Peter Schott (PDS und Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz) oder Peter Strutynski vom Friedens-
ratschlag. Eine Kritik an der Agenda wurde zwar als Reaktion in der Folgeausgabe abgedruckt, die Redaktion schien
überden Textaberoffenbarsehrunglücklich, wie in Telefonaten deutlichwurde.

78Quelle: KölnAgenda Journal, November2001 undwww.koelnagenda.de.
79Quelle: taz, 4.7.2000,NeuesDeutschland, 9.8.2000.
80 Dazu gehörte auch der Kindergipfel, der von der Naturfreundejugend organisiertwurde− im Jahr 2000 als Event auf

der Expo in Hannover und als Bühne weniger für Kinder als für Bundeskanzler Schröder und andere. Näheres: Natur-
freundejugend, „DergrüneLeitfaden zum Kindergipfel“.

81 Selbstbezeichnungdurch dieAttac-Führung.
82Vergleicheden Pro-Agenda-Textderselben Autorin in derPolitischen Ökologie Juli/August1997(S. 51 -54).
83 Zitat aus dem einführenden Text, der von Klaus Töpfer stammt. Töpfer war Umwelt- und Atomminister unter dem CDU-

KanzlerHelmutKohl. Endeder90erJahreavancierteerzum vielzitierten VordenkerdeutscherUmwelt-NGOs.
84Auch das istmoderneHerrschaft: Einer derMacher von Ernst-Ulrich vonWeizsäckers Politik fürNachhaltigkeit istgleich-

zeitig prominenterKritiker. UnabhängigeKritikbleibtaußen vor.
85 Achim Brunnengräber, „Rio+10 − nur Schaufenster nationaler Nachhaltigkeit?“, in: Ökologisches Wirtschaften

1 /2002 (S. 8).
86Quelle füralles: www.earthcharter.org/earthcharter/charter_ger.htm.
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4.2 Reform oderRevolution: Die falscheFrage!
Zwischen sich radikal und sich staatstragendgebenden Gruppen, vorallem NGOs, Institu-
ten und viele Zentren, gibt es immerwieder den Streit um Reform oderRevolution. Diese
Begriffebeschreiben zwei Politikansätze, dieaufden erstenBlickunvereinbarscheinen. Re-
form bedeutet den Versuch, politische bzw. gesellschaftliche Bedingungen innerhalb des
geltenden Systemszu verändern. Revolution will dasSystem überwinden undsich mitdem
Hierund Jetztnichtabgeben.
RevolutionäreGruppen werfen den ReformerInnen vor, letztlich immerdasSystem zu stär-
ken, indemsieeskrisenfestermachen, modernisierenusw. ReformerInnenwerfenden revo-
lutionärenGruppenvor, zwarstarkeSprüchezu kloppen, aberletztlich nichtsanderRealität
zu verändern.
BeideSichtweisen sindsinnlosund lenken von denwichtigen Fragen ab. Emanzipatorische
Politik istnichtdaran zu messen, ob ein Prozeß schnell oder langsam läuft, sondern ob sie
Selbstbestimmung undSelbstorganisierung fördertoderHerrschaftverschärft. DieseFrage
istsowohl an Reformen als auch an revolutionäreKonzepte zu richten.
− WelcheVeränderungen innerhalb desSystemskönnen die bestehenden Zwängeverrin-
gern, Handlungsmöglichkeiten ausbauen, kooperative Tendenzen stärken, Konkurrenz
undHerrschaftwenigsten teilweise aufheben?

− Welche visionären Entwürfe als Ziel revolutionärer Umbrüche schaffen mehr Herr-
schaftsfreiheit, mehr Selbstbestimmung und die Basis freier Vereinbarungen zwischen
freien Menschen?

− Drittens ist für beide die Frage wichtig, welche konkreten Handlungen, Projekte und
Forderungen den Zielen gerechtwerden.

Weder Reformen noch Revolutionen, d.h. weder die kleinen Schritte der Realpolitik noch
die visionären Entwürfe sind von sich aus gut oder schlecht im emanzipatorischen Sinne.
Sondern siemüssengenau daraufabgeklopftwerden, obsiemehrHandlungsfreiheitfürdie
Menschen und gleichberechtigten Zugang zu den gesellschaftlichen Ressourcen bringen.
Sonstsind sie nichtemanzipatorisch, nichtgegen Herrschaftgerichtet.
EmanzipatorischeReformen undRevolutionen schließen aneinandernichtaus− sie brau-
chen einandersogar. OhneeineVision herrschaftsfreieroderwenigstensherrschaftsärmerer
gesellschaftlicherVerhältnisse fehlt der Reform das Ziel. Eine emanzipatorische Reform ist
immerein Schritt, denn sieschafftnurkleineFreiräume− sonstwäreesjaeineRevolution.
WeitereSchrittemüssen dem ersten folgen, doch kann dieser fürden Moment legitim und
wichtig sein. Abernicht jedeVeränderung istdeshalb auch emanzipatorisch. Ganz im Ge-
genteil: Fast alles, was zur Zeit aus politischen Gruppen vorgeschlagen wird, stärkt Staat
und/oderMarkt. EsschafftalsoneueHerrschaft. SolcheReformen sindausderPerspektive
von Herrschaftsabbau falsch. DieReform brauchtdahereineVision. Odermehrere. DieVi-
sion istderMagnet, derdieReform in dieRichtungderHerrschaftsfreiheitzieht, sodaßwe-
nigstensein kleinerSchrittherauskommt. Zudemwirderdiepolitischen AkteurInnenmoti-
vieren, weiterzugehen als nurden einen Schritt.
EbensobrauchteineRevolution dieSchrittezurVision. Ein emanzipatorischesKonzeptvon
Revolution kann nurderimmerwährendeProzeßsein. EsgibtkeineeinzelneHandlung, die
alle Probleme löst, weil dieSelbstentfaltung derMenschen als kontinuierlicher, immerwei-
terführenderProzeß dasZiel ist. IntensiveUmbrüchederGesellschaftalsStartoder irgend-
wann innerhalb des Prozesses ist nützlich, aber darauf reduziert sich Emanzipation nicht.
Darumbedarfauch dieRevolution derSchritte. Wieklein odergroß siesind, liegtam Inter-



166

essederhandelndenMenschen undan denMöglichkeiten. Ein großerVersuch kann einen
kleinen Schrittauslösen. Das istemanzipatorisch, wenn esHerrschaftabbaut.

AufdiesenAspektsindRevolutionen undReformen zu untersuchen. In derpolitischenStra-
tegiedebatte sinddieseBegriffe zu überwinden, denn sie sagen nichtsausüberdieQualität
der dahinterstehenden Politik. Was nötig ist, sindVisionen herrschaftsfreierGesellschaft−
unddieSchrittedorthin. Dievielen kleinen Vorschläge, Projekteusw., dieHandlungsmög-
lichkeiten erweitern, Freiräume schaffen, Widersprüche erzeugen oder Herrschaft demas-
kieren, sind die Schritte in Richtung derVision. Fehlt die Vision, ersetzt derWeg das Ziel
und kann überall hinführen. Kriege fürmehrMenschlichkeit, Steuern fürmehrGerechtig-
keit, Kontrollen für mehr Sicherheit− all das zeigt, wohin Reformvorschläge ohne klares
Ziel führen. Sie benutzen immerwiederdie gängigen Mittel, unddas sinddieAutoritätdes
StaatesoderdieMarktsteuerung. SolcheReformen1 sind antiemanzipatorisch, weil sie dem
Staat oder dem Markt mehr Gestaltungsmacht übergeben − und den Menschen immer
mehrentziehen.

Im Original: Auszug ausdem EntwurfdesBUKO-Positionspapierszu Globalisierung und Globalisie-
rungskritik, in BUKO-Rundbrief3/2001 (S. 11)
... halten wir nichtsvon Abgrenzungsritualen „Radikalität“ oder „Reform“. Wichtig istunsvielmehrdie in-
haltliche Stoßrichtung einer politischen Forderung oder Handlung: Beispielsweise weist die „reformisti-
sche“ Forderung nach derLegalisierungdesAufenthaltsstatusvon illegalisierten Flüchtlingen ebenso in die
richtige Richtung wie die „radikale“ Forderung nach „Weg mit allen Grenzen“. Und umgekehrt können
wirweder in der „reformistischen“ Forderung nach der Tobinsteuer noch in der „radikalen“ Praxis von ri-
tualisierten Straßenschlachten mit der Polizei einen sinnvollen Ansatz erkennen − beide Optionen sind
nämlich fixiertaufdieMachtdesStaatesundweisen kaum darüberhinaus.

Ein Beispielmagallesnoch genauerbeleuchten: Vielepolitisch engagierteMenschen träu-
men von einerWeltohneRassismus, Abschiebung undVertreibung. Die Spanne derVor-
schlägereichtvonAppellen an denStaatüberdieForderungnach demEndederNationen.
Manche verbinden sogar beides und fordern einen Weltstaat sowie ein einheitlichesWelt-
bürgerInnentum.
Emanzipatorisch istdasallesnichtautomatisch. EinWeltstaatkann dieHandlungsmöglich-
keiten der Menschen stärker einschränken als die miteinander konkurrierenden National-
staaten− erkann totalitärerverfaßtsein, weil es keineAlternativemehrzu ihm gibt. Natio-
nalstaaten als Retter anzurufen, überzeugt ebenso wenig − schließlich sind sie es, die
überall auf derWelt rassistische Grenzregime und gesellschaftliche Verhältnisse schaffen,
dieHaß schüren und abschieben.
DiepolitischePraxiswirdbeidesbrauchen: DieVision unddiekonkreten Schritte. „Nobor-
der, nonation“ lautetderersteTeil einesbekannten Slogans. ErzeigtdievisionäreRichtung
auf. Nur an die Regierungen zu appellieren, illegalisierte Menschen vor derAbschiebung
und alle Nichtdeutschen vor den Nazis zu schützen, wäre zu wenig. Mehrere Jahrzehnte
solcher Arbeit haben vielen einzelnen Menschen geholfen − doch die Verhältnisse sind
ständig schlimmergeworfen. DasKonzeptder „Hilfe im Handgemenge“ allein istgeschei-
tert. Gleichzeitigwäreesaberauch geradezu unmenschlich, esbei derradikalen Forderung
zu belassen und die aktuell gefährdeten Menschen sich selbst zu überlassen. Darum heißt
selbst der Slogan im zweiten Teil „no deportation“. Das reimt sich nicht nur gut, sondern
fügt auch die verschiedenen Handlungsebenen zusammen. Wenn Abschiebungen unter-
bleiben, vermindert das Herrschaftsausübung. Wenn das nicht mit Kontrollen an anderer
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Stelle verbunden wird (wasmöglich, aber nichtzwingend ist), wäre das eine emanzipatori-
scheReform. In derpolitischen Praxiskönnen die verschiedenen Aktionen auch gut inein-
andergreifen:
− Mit passenden Aktionen das Ende von Grenzen fordern, z.B. gewaltfreier odermilitan-
ter Abbau von Grenzanlagen, Störung des Grenzschutzes oder der Paßkontrolle.
Störung von Gerichtsverfahren, z.B. bei drohender Abschiebung. Besetzung von Aus-
länderInnen-Behörden usw. Solche Aktionen bieten die Chance, visionäre Entwürfe zu
vermitteln − wobei dazu eineguteVermittlung auch nötig ist.

− Viele kleineAktionen können dieHandlungsmöglichkeiten von Menschen konkretver-
bessern und dennoch mit visionären Forderungen verbunden werden, z.B. der
Umtausch von Gutscheinen, die Unterstützung bis zum Verstecken illegalisierter Men-
schen, direkte Proteste in Flugzeugen im Abschiebefall oderÖffentlichkeitsaktionen wie
die Online-Demo gegen die Lufthansa − immer mit entsprechender inhaltlicher Ver-
mittlung von Kritik, Forderungen unddarüberhinausgehenderVisionen.

Offensichtlich schließen sich solcheAktionen nicht aus. Es gibt keinen Grund, warum die
einen nurdaseineunddie anderen nurdasanderemachen. Denn das trenntdieGruppen
und untergräbt die wichtige öffentliche Vermittlung. Das Zusammenkommen von Vision
undkonkreten Forderungen, vonWiderstandundkonkretemSchaffen vonAlternativen bie-
tetdiebestenMöglichkeiten, Menschen für Ideen undkonkretesHandeln zu gewinnen. Zu
alledem würde die Spaltung eine Abkoppelung von den betroffenen Menschen bedeutet,
denn fürdie bestehtdieWahlfreiheitderAktionsform nicht.
DieFragenach Reform undRevolution trenntan derfalschen Stelle. Wichtigerwäre, kleine
SchritteundProjektesowiedievisionären Entwürfeaufihren BeitragzumAbbau vonHerr-
schaft und Verwertung zu überprüfen − festzustellen, wieweit sie Teil einer emanzipatori-
schen Politik sind. Die Trennung zwischen kleinen Schritten und großen Entwürfen muß
aufgehoben werden, emanzipatorische Politik sollte immer beides enthalten. Die Spaltung
verläuft zwischen herrschaftsabbauenden und herrschafts-/marktfördernden Formen von
Politik. Sie muß künftig deutlich stärker betontwerden. Ziel ist dabei auch, staatstragende
NGOs daran zu hindern, mit der Debatte um Reform und Revolution davon abzulenken,
was sie da eigentlich tun: Herrschaft zu modernisieren und die Herrschenden bei der
Ausübung derHerrschaft zu beraten. Und andererseits die radikalen Gruppen vom Sockel
desrevolutionärenGeredesohne irgenedeinePraxiszu stossen, damitvielezusammen be-
ginnen können, Visionen zu entwickeln undderweil anWiderstandundAlternativen zu ba-
steln.

Quellen zu 4.2
1 Beispiele sind Kontrollen und neueSteuern, die jeweilsmehr Institutionen erfordern. Im Umweltschutzwerden härtereGe-

setzeundbewaffneteSchutzgebietsbewachungen vorbereitet.
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4.3 Governance
DieDiskussion um „Global Governance“ istdie bisherweitestgehende, sie vereintdie Ele-
mentederverschiedenen DebattensträngezurModernisierung von Herrschaft.
− Technische Effizienz: Governance stellt eine Form des Regierens dar, in der (nach Aus-
sage derer, die es vertreten) das vorhandende Know-Howgesellschaftlicher Problemlö-
sungskompetenz am besten zusammengebrachtwird. Dieses Bild geht davon aus, daß
es eine objektiv und allgemeingültig beste Lösung überhauptgibt− dasGegenbildwä-
re eine Gesellschaft „von unten“, in der aus der jeweiligen Lage, den Bedürfnissen der
Menschen und der uneingeschränkten Zugänglichkeit von Wissen (freies Wissen statt
Patent-, Lizenzrecht usw.) die passenden und gewünschten Lösungen entwickelt wer-
den. Governance bedeutet den zentralem Zugriff auf Ressourcen. Deren Einsatz wird
durch „Governance“, also dem Regieren der Eliten, bestimmt und verteilt. Besondere
Hoffnung setzen die BefürworterInnen in Technologieentwicklung, u.a. die Steigerung
der Energie- und Rohstoffeffizienz. Gerade hier gibt es einen bedeutenden Technikvor-
sprung der Industrienationen − insbesondere der europäischen, deren Regierungen,
Konzerne und NGOs auch die Hauptstreiter für die Idee des Governance sind. Export-
chancen winken.

− Alle Macht den Eliten: Governance will den Kreis der Regierenden erweitern in der Er-
wartung, mehrProblemlösungskompetenz, aber auch mehr politische Handlungsfähig-
keit zu erreichen. Drei großeGruppen werden dabei genannt: Zum einen die Regierun-
gen und alle staatlichen Institutionen. Die nationalen Regierungsstrukturen sollen dabei
ergänzt werden um den Ausbau internationaler Macht (Weltregierung, internationaler
StaatsgerichtshofmitWeltpolizei, Welthandelsorganisation mit zusätzlicher Steuerungs-
macht über Steuern, Finanzflußkontrolle usw.). Sie sind zur Zeit über parteiorientierte
Parlamentswahlen nicht einmal demokratisch umfassend legitimiert, sondern nur indi-
rekt bestimmt. Zum zweiten sind Konzerne und ihre Verbände, Institute usw. Teil des
Governance-Konzeptes. Sie verfolgen privatwirtschaftliche Ziele und sind gar nicht de-
mokratisch legitimiert. Den dritten Teil stellen die NGOs, immer verschleiernd als Ver-
treterInnen der „Zivilgesellschaft“ beschrieben. Bei näheren Hinsehen ist ihre demokra-
tische Legitimation wie bei den Konzernen gar nicht oder kaum vorhanden. Ältere
NGOs haben breite Mitgliedschaften, deren Einfluß auf die Führung durch mehrfach
gestaffelteDelegiertenwahlen aber sehrgering ist. ModerneNGOssind nurnoch staats-
oder spendenfinanzierte Bürogemeinschaften ohne Basis (WEED, Germanwatch usw.)
oder ohne direktes Mitsprecherecht der Mitglieder (Attac). Menschen, die nicht in den
Organisationen Mitglied sind, haben ohnehin keinen Einfluß. Insofern sind die Parla-
mente und Regierungen in diesem Dreiklang der Governance noch relativ am ehesten
demokratisch legitimiert. Governance wird also die demokratische Legitimation verrin-
gern. Das ist umso schlimmer, als schon Demokratie nur eine sehr eingeschränkte
Form derMitbestimmung ist− sie ist die indirekte und stark eingeschränkteWahl1 de-
rer, die Herrschaft und damit Fremdbestimmung ausführen. Mit Selbstbestimmung hat
Demokratie nichts zu tun. Governance verschiebt dieses noch weiter zu ungunsten der
Menschen, sie istdie totaleHerrschaftderEliten− nur jetzteben aller.

− Totalität von Macht, Markt und Integration: Mit derDebatte um Governance verbunden
istderAnspruch an dasneueSystemmodernisierterHerrschaft, einen deutlich erweiter-
ten Zugriffaufalle Lebensbereiche zu haben. NeoliberalismusundGovernance sind da-
mit keine gegenläufigen Prozesse, sondern optimal vereinbar, weil in einerWelt des to-
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talen Marktes die Herrschaft der Eliten über die modernen Mittel dieser Herr-
schaftsausübung (gerichtete Kommunikation, marktförmiges Eingreifen und Steuern
usw.) genau paßt. Durch die breite Einbindung aller Eliten wird die Steuerung der ge-
sellschaftlichen Diskurse noch einfacher fallen, z.B. der Debatte um die weltweite Leit-
kultur der Nachhaltigkeit, der notwendigen Effizienzsteigerung von Technik mit dem
Anspruch auf weltweite Durchsetzung dieser Technik, der weltweiten Kontrolle im Na-
men von Ökologie undHumanität.

Governancebedeutet, daß zukünftig nichtmehrdieParteien, sondern auchWirtschaftund
NGOsregieren. SieblähtDemokratieauf, erweitertdieBeteiligten undschafftdamitzumei-
nen erhöhte Akzeptanz, zum anderen werden Herrschaftssysteme leistungsfähiger, weil
mehr Potential an derAusführung mitwirkt. Die „VertreterInnen der Zivilgesellschaft“ sug-
gerieren einedemokratischeBreiteundbringen kritischesKnow-Howein. Tatsächlich aber
haben dieMenschen keineneuenMitbestimmungsebenen− ganzimGegenteil: Während
sich die Debatte um Governance, Nachhaltigkeit und Zivilgesellschaft ausbreitete, wurden
BeteiligungsrechteimmermehrderStandortpolitikgeopfert. Daswirdsoweitergehen− die
FunktionärInnen der NGOs werden zu den Gewinnern der modernisierten Herrschaft
gehören. DieMenschen verlieren immermehrFreiräume, aberesgibt immermehr, die ih-
nen dasGegenteil erzählen. Die Propaganda für diese Ideen besorgen nichtmehr die Re-
gierungen, sondern diejenigen, die sich selbstzu denVertreterInnen der„Zivilgesellschaft“
ernannt haben. Verklärend beschreibt z.B. Attac im Buch „Eine andereWelt istmöglich!“
(2002, VSAHamburg, S. 146): „AlleGesellschaften, egal wiearm, habenOrganisationen,
die Bauern, ArbeiterInnen, Frauen, die Geschäftswelt und so weiter vertreten, und die je
nach Regierungmehroderweniger frei agieren können.“ Alleswird gut ...

Im Original: Auszüge aus dem Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Globalisierung der Welt-
wirtschaft− Herausforderungen undAntworten“2,zunächstzurDefinition
Governance istdieGesamtheitder zahlreichenWege, aufdenen Individuen3 sowie öffentliche und pri-
vate Institutionen ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln ... Aufglobaler Ebene hatman unterOrd-
nungspolitikbishervorwiegenddasSystem derzwischenstaatlichen Beziehungen verstanden, doch heute
müssen auch Nichtregierungsorganisationen, Bürgerbewegungen, Multinationale Konzerne und der glo-
bale Finanzmarktmiteinbezogenwerden. ...
DieGlobalisierung kann andererseitsaberauch PositivesmitBlickaufdieseProblemeund ihre Lösung lei-
sten, z.B. durch besseren Zugang zuWissen undTechnologie, Herausbildung gutinformierterund eman-
zipiertergesellschaftlicherGruppen oderRessourceneinsparung durch Effizienzgewinne. ...
Zitat im Zwischenbericht aus einer Definition der Stiftung Entwicklung und Frieden, 1995 in „Nach-
barn in einerWelt“
Im Spannungsfeld zwischen Staaten und multinationalen Institutionen, globalisierter Wirtschaft und Fi-
nanzwelt, Medien undZivilgesellschaftbefürwortetGlobal Governanceeineneue, kooperativeForm der
Problembearbeitung: ...
ZitatezurAkzeptanzbeschaffung durch Governance
Vielmehr istGlobal Governance als globale Struktur- und Ordnungspolitik ein Mittel zum Zweck, dient
folglich derUmsetzung politisch zu bestimmender InhalteundZiele. ...
Aber auch bei der Implementierung beschlossener Politiken sind nicht staatliche Akteure schon heute
hilfreich. Die Vorteile aus staatlicher Sichtbestehen darin, dass zum Beispiel die sog. „technical“ NGOs
im Entwicklungsbereich oderauch privatwirtschaftlicheUnternehmen in Einzelbereichen überspezielleEx-
pertise verfügen, besseren Zugang zu bestimmten Zielgruppen haben, die Anerkennung von staatlichen
Projekten gegenüberZielgruppen undderÖffentlichkeiterhöhen könnten undzudemmeistkosteneffizien-
terarbeiten. ...
Zitatezu mehrStaatundMarkt
Jetztgehtes um die Beseitigung der Defizite, die durch das Fehlen der Staatlichkeit aufglobaler Ebene
entstehen, alsoumGlobal Governance im umfassenden Sinne, um diewirtschafts-, sozial-undumweltpo-
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litischeEinbettung der internationalenMärkte. Hier lassen sich Ähnlichkeiten zu den Prozessen feststellen,
die in DeutschlandzurTradition dersozialenMarktwirtschaftgeführthaben. ...
Global Governance meint auch nicht das Ende des Nationalstaates. Im Gegenteil: Ziel aller zwischen-
staatlichen Kooperation istes, dass Staaten für die effektive Bearbeitung globaler Probleme Handlungs-
fähigkeitzurückgewinnen sollen. Dasheißt, Global Governance läutetgeradenichtdasSterbeglöckchen
für den Nationalstaat, sondern will dem StaatdortHandlungskompetenzzurückgeben, woerals Einzel-
ner inGefahrsteht, diesedurchGlobalisierungsprozessezu verlieren. ...
Zitatezu NGOsalsTeil der institutionalisierten Macht
Bei den Vereinten Nationen können sich internationaleNGOsüberdenWirtschafts-undSozialrat(ECO-
SOC) fürVerhandlungen akkreditieren, bei dem auch seit1948derCouncil forNonGovernmental Orga-
nisations (CONGO) angesiedeltist. Bei derWeltbankgibtesseit1981 ein NGO-Komitee. Die reelleBe-
deutung dieser Foren ist jedoch sehr unterschiedlich. Der Politikdialog mit NGOs kann für (zwischen-)
staatliche Institutionen vielfältigeVorteilehaben: dieAbschöpfungvon ExpertiseundProblemlösungskom-
petenz, die Legitimierung der eigenen Politik und die Stärkung der eigenen Position gegenüber anderen
Regierungen oderzwischenstaatlichenOrganisationen, sowieauch die Früherkennung von gesellschaftli-
chen Problemen und sozialem Protest. Eine aktuell diskutierte Idee, wie diese Konsultationsverfahren im
Rahmen einerGlobal Governanceausgebautwerden könnten, beziehtsich aufPolitiknetzwerkeund For-
men derNetzwerksteuerung (vgl. ...). Globale Politiknetzwerke, von denen zurZeitetwa 60bis 70exi-
stieren, sindeinenoch junge institutionelle Innovation undzeichnen sich durch ihreoffeneunddynamische
Form aus.
IhrZweck istes, verschiedeneAkteure zusammenzubringen und Brücken zwischen dem öffentlichen Sek-
tor, derZivilgesellschaftund der Privatwirtschaftzu bauen, oftunterMithilfe von internationalen Organi-
sationen. Gemeinsam erarbeiten dieseAkteure dann an „Runden Tischen“ Problemlösungen. Dabei han-
deltes sich um Vorschläge (im internationalen Recht sprichtman von „soft law“ oder „non-binding legal
standards“), diedann ggf. national angenommen, parlamentarisch legitimiertundumgesetztwerden kön-
nen. ...
DieNGOsselbstweisen allerdingsdaraufhin, dies könne und solle nureine zeitlich befristete Rolle sein,
bisdasNachwachsen derLegislativeunddemokratischerKontrollevollzogen sei ...
Zitateum bestehenden Filzvon NGOsund Staat
Aber auch bei der Implementierung beschlossener Politiken sind nichtstaatliche Akteure schon heute
hilfreich. Die Vorteile aus staatlicher Sichtbestehen darin, dass zum Beispiel die sog. „technical“ NGOs
im Entwicklungsbereich oderauch privatwirtschaftlicheUnternehmen in Einzelbereichen überspezielleEx-
pertise verfügen, besseren Zugang zu bestimmten Zielgruppen haben, die Anerkennung von staatlichen
Projekten gegenüberZielgruppen undderÖffentlichkeiterhöhen könnten undzudemmeistkosteneffizien-
ter arbeiten. Dafür erhalten diese im Gegenzug Zugang zu zusätzlichen Finanzressourcen und erfahren
auch ggf. eine Aufwertung in der Öffentlichkeit bzw. auf dem Spenden- und Zuschussmarkt. In diesem
Sinne kann eine solche technisch ausgerichtete Kooperation, können solche „Public Private Partnerships“
meistproduktivundzu beiderseitigemNutzen verlaufen. Ebensokann dann beiderEvaluation von Projek-
ten daskritischePotential vonNGOsgenutztwerden. ...
Auszug aus dem Beitrag der Frauen-Fisch-AG in: „Zeitgeist mit Gräten“ (1997, YetiPress, Bremen
(S. 48)
Einewichtige Rolle wird auch Umweltverbänden, Bürgerinitiativen, alternativen Forschungseinrichtungen
(sic!) undNGOsallerFormen undGrößezugeschrieben. Unterbelichtetbleibt, werwenwozu legitimiert,
wiePartizipation im nationalen und internationalen Rahmen „gesichert“ werden sollte, wieEntscheidungs-
findungen im kommunalen, regionalen, nationalen und internationalen Rahmen organisiertwerden kön-
nen.

DieProtagonistInnen derKonzeptevon „Governance“ sitzen nichtnurin denRegierungen,
sondern auch in den modernen NGOs. Dort treibteineMischung ausGeld-, Karriere- und
Einflußhoffnungen immermehrFunktionärInnen zu Vorschlägen füreineModernisierung
vonRegierungsstrukturen, wobei siesich immerselbstan denTischen deserweitertenKrei-
sesderMächtigen sehen. ImSchlußkapitel derErdcharta, einemNGO-PapierzurWeltkon-
ferenz in Johannesburg, heißt es: „Eine Partnerschaft von Regierungen, Zivilgesellschaft
undWirtschaftistunabdingbarfüreinewirkungsvolleLenkungundGestaltungunsererGe-
schicke.“ Das spricht eindeutig von „Lenkung“ und „Gestaltung“ von oben, also nicht ei-
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nem Prozeß der Selbstbestimmung, sondern einer Machtergreifung der gesamten Breite
derEliten. 4
Die Idee der Governance ist dabei verbunden mit dem Ruf nach Reregulierung, einem
Mehran Herrschaft. DerzurZeitmodernsteNGO, Attac, wähntsich garselbstalsVorstufe
deszivilen Teils derGovernance.

ImOriginal: Auszug ausdem Text„Was istGlobal Governance?“derErlaßjahrkampagne in: „erlass-
jahr.de“,Kampagnen-KurierOktober2001 (S.9)
Da, wo Rot und Grün sich auf eine ernsthaft Debatte über die Nord-Süd-Dimension der Globalisierung
einlassen, treffen siesich zumeistmitkritischen Bewegungen beiderForderung nachGlobalen Regelungs-
mechanismen (neudeutsch: „Global Governance“) füreineweltweiteundgrundsätzlich kapitalistisch ver-
faßteWirtschaft. DiesegrundsätzlicheForderung nach Regulierung stattLiberalisierung haben sozialeBe-
wegungen in den letzten Jahren erfolgreich aufsehrkonkreteeinzelne Forderungen zugespitzt, an denen
sich nun dieErnsthaftigkeiteinerproklamierten ReformbereitschaftaufSeiten derRegierungsparteien über-
prüfen läßt. Die Forderung nach einer Devisentransaktionssteuer („Tobin Tax“) gehörtebenso dazu, wie
dienach einerReform derschuldenproduzierenden staatlichen Exportbürgschaften (Hermes-Reform).
Auszug ausC. Grefe,M. Greffrath und H. Schumann,2002: „attac“,RowohltBerlin (S. 165)
Hunderttausende können in den elektronischen Quartalszeitschriften, in denWebsites allerAttac-Filialen
Abhandlungen, Polemiken, Informationen undHinweiseauftausendweitereLinksfinden. Sowirdeinege-
meinsameGesprächsgrundlage fürdieglobaleBürgergesellschaftgelegt.

Governance bezieht die sog. „Zivilgesellschaft“ mit ein. Damit sind aber keine größeren
Spielräume der Selbstbestimmung oder mehr Beteiligungsrechte für die Menschen ge-
meint− schon garnichteineGesellschaftderFreien Menschen in Freien Vereinbarungen
ohneRegierungen, StaatundMarkt. Als „Zivilgesellschaft“ werden dieOrganisationen be-
trachtet, in denen sich Interessen bündeln. Derer FührerInnen, oftweitweg von der Basis
undgleichzeitig Spitzenkräfte in Parteien, staatlichen Institutionen oderKonzernen, definie-
ren sich selbstalsVertreterInnen derMenschen− die sie aber tatsächlich nicht fragen.
DenVertreterInnen deranderen zweiGruppen derangestrebten „Governance“ istdasWer-
ben der NGOs recht. Sie fürchten sich vor ihnen nicht, sondern erahnen die gewaltigen
Vorteile dieser Einbindung von Know-How, Akzeptanz und auch Handlungsfähigkeit −
denn moderne Politik läuft nicht nur über direkte Machtausübung, sondern stark über die
Steuerung gesellschaftlicherDiskurse. DertotaleMarktwirdnichtnurerzwungen, sondern
auch in den Köpfen verbreitet. Daß Geld Umwelt schützen kann, daß Kriege Menschen-
rechte verteidigen können, daß Demokratie mehr Mitbestimmung bedeutet und daß eu-
ropäische Leitkultur gut ist für die „armen Hungernden“ aufdieserWelt, sind Lügen, die
aufAkzeptanzundReproduktion in denKöpfen undGesprächen setzen. UnddieseDiskur-
sesindbesserzu steuern, wenn dieNGOsals Ikonen derÜberparteilichkeitsiemitvertreten
und -verbreiten.

Im Original: Zitatvon MikeMoorer,WTO-Chef, im Interviewmitder FR,Magazin 9.2.2002 (S. 5)
Wirbrauchen eineAbteilung, die die Zivilgesellschaftstärker einbezieht, die sich um dieNGOs, die re-
gierungsunabhängigenOrganisationen, kümmert. Diehaben da draußen eineganzeReihebrillianter jun-
gerLeutemitDoktortiteln, diehelfen können.

Keinesfalls bedeutet „Governance“ eingeschränktes Regieren, sondern ausgedehntes. Das
istauch einerderAntriebe derDebatte. Viele Institutionen undNGOssehen in deraugen-
blicklichenWeltpolitik einenVerlustan Kontrollfähigkeit. Diemöchten siemitderModerni-
sierung von Herrschaftwiederzurückgewinnen.
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Im Original: Stellungnahme des Club of Rome5 zum Weltgipfel 2002 in Johannesburg, in: FR vom
5.8.2002 (S. 6)
Regierungsfähigkeit ist die wesentliche Herausforderung, derwir uns gegenübersehen. Wo auch immer
wirhinsehen, findenwirpolitischeStrukturen mitunzureichenderLeistung. Dasbetrifftvorallem solcheRe-
gionen derWelt, diegekennzeichnetsinddurchGewaltundKrieg, in denen kostbaremenschliche, kultu-
relle, sozialeundnatürlicheRessourcen zerstörtwerden. Daher istesvon entscheidenderBedeutung, glo-
bale Regime der Konfliktbeherrschung zu stärken. Das Phänomen terroristischer Gewalt offenbart die
Notwendigkeiteinerumfassenden gemeinsamen SicherheitundStabilitätaufunserem Planeten. ...
Die globalen Institutionen müssen gestärktwerden, um die Stabilität desWeltwirtschaftssystems zu ge-
währleisten und die „globalen öffentlichen Güter“ (darunter Atmosphäre, Ozeane und die Antarktis) zu
verwalten. Dafür brauchen wir ein stärkeres und besser informiertes globalesNetzwerk fürÖffentlichkeit
in derPolitikund neueRahmenbedingungen fürdieCo-Finanzierung von Entwicklung. ...
Die Vereinten Nationen sollen einen starken hochrangigen „Rat für nachhaltige Entwicklung“ aufbauen.
... in Partnerschaftzwischen Regierungen, derWirtschaftund derZivilgesellschaft.
Auszug ausUdoE. Simonis,„GemischteResonanzaufAgenda21“ in: BUND/Misereor,2002,„Weg-
weiser für ein zukunftsfähigesDeutschland“,Riemann/C. Bertelsmann in Güterloh (S. 45+56)
Zusätzlich sind institutionelle Innovationen, insbesondere die Einrichtung einerWeltorganisation für Um-
weltund Entwicklung ... angesagt, mitdenen die gravierenden und sich weiter verschärfenden globalen
Umwelt- und Entwicklungsprobleme die nötige Priorität erhalten können − bei den nationalen Regierun-
gen, den internationalenOrganisationen derWirtschaft, denNicht-Regierungsorganisationen undderZi-
vilgesellschaft im weiteren Sinne. Daraus ergibt sich eine zentrale Konsequenz für den Neubeginn nach
Johannesburg: Eine ideenreicheundgeschickteMehrebenen-Politik istgefordert, wenn sustainabledeve-
lopmentdurch global governancezum Erfolgwerden soll!

Wie „Governance“ konkret aussieht, wird eher selten diskutiert. Den Beteiligten ist der in-
transparenteWeg der Entstehung von immermehrGremien aus Regierungen, Wirtschaft
und NGOsoffenbar lieber als eineGeneraldebatte, die die verfolgten Ziele offensichtlicher
machen könnte. GenauereVorschlägesinddaherdieAusnahme− aberesgibtsie, wieden
Vorschlag fürein neuesParlament, eineKammerfürNGOs.

ImOriginal: AuszugausDieterS. Lutz,„IstdieDemokratieam Ende?“ in: Willy-Brandt-Kreis (Hrsg.),
2001, „Zur LagederNation“,Rowohlt-Verlag,zitiertnach FR,14.1 .2001 (S. 6)
Warum eigentlich gibtes kein „Expertenparlament“, dasheißteinen „Zukunftsrat“ zusätzlich zu demGe-
neralistenparlament, daswirhaben unddaswirvermutlich auchweiterhin benötigen?Einen „Zukunftsrat“
ausschließlich fürexistenzielle Fragen ...
Warum also sollte die Zuständigkeit für „existenzielle“ Fragen derMenschen und derMenschheit (Krieg
und Frieden, Entwicklung, Armut, Umwelt, Klima, Menschenwürde) nicht einer neuen dritten „Kammer“,
einem Zukunftsratübertragenwerden können? ...
Beidem geforderten Zukunftsrathandeltessich also immerauch um eineVersammlungderwissenschaftli-
chen Elite des Landes. ÖffnetderZukunftsratdamit− gewolltoder ungewollt− Tür und Tor hin zu einer
Elitendemokratie ohne Bezug zum Souverän, dem Volk? Diese Fragewäre als Vorwurfberechtigt, wenn
essich bei den Experten und Expertinnen desZukunftsratesausschließlich um VertreterundVertreterinnen
derhauptberuflichenWissenschafts-und Forschungsgemeindehandelnwürde. DasGegenteil istderFall:
StrategischeKompetenzkann auch überehrenamtliches Engagementgewonnen und themenspezifisches
Fachwissen überdieMitarbeit in Sozialen Bewegungen und vorallem in NGOerworben werden. Nicht
zufällig sind mittlerweile selbstbei hochrangigen wissenschaftlichen Konferenzen Vertreter und Vertrete-
rinnen der„Praxis“ gesuchteReferenten undDiskussionsteilnehmer.
Darüberhinaus kann die Rückbindung an dieZivilgesellschaft, insbesonderean dieKommunikationsstruk-
turen der Bewegungen und NGO, dadurch gefördertwerden, dass nichtein zentraler Bundes-Zukunfts-
rat, sondern16 Länder-Zukunftsrätegebildetwerden. ...
DieWahlen zur Dritten Kammer könnten an dieWahlen zu den Länderparlamenten gebunden werden.
Die Kandidatenaufstellung würde allerdings nichtdurch die Parteien, sondern durch (durchaus miteinan-
derkonkurrierende) Institute, NGOundBewegungen erfolgen.
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Quellen zu 4.3
1 Die Einschränkungen sind unter anderem: 1 . Es kann nur eine Parteiliste gewähltwerden, innerhalb derer istDifferenzie-

rung nichtmehr möglich (Ausnahme sind die Kommunalwahlen in einigen Ländern). 2. Die Parteien sind an ihre Verspre-
chungen nicht gebunden. 3. Verschiedene Prozenthürden verfälschen das Ergebnis. 4. Nur ein Teil der Menschen darf
wählen. 5. Parteien oderGruppen, diedasSystem verändernwollen, sind zuWahlen grundsätzlich nichtzugelassen, al-
so auch nie wählbar− fürMenschen, die z.B. Herrschaft im allgemeinen oder in dieser Form ablehnen, gibtes nur die
Auswahl zwischen Parteien, diedasFalschewollen.

2 Drucksache14/6910, siehewww.bundestag.de/globalisierung. Inzwischen istauch dieEndfassung erschienen.
3 Ein bemerkenswerter Text: Zunächst scheintes um Individuen zu gehen, dann aber ist nur noch von Organisationen die

Rede.
4 Etwas anderes muß auch deutlich gesagtwerden: Daß in Zukunft Eliten regieren sollen, kommtvor allem vielen „linken“

Gruppen entgegen, denn sie sind zu einem großen Teil in Eliten organisiert− nichtnur an den Spitzen von NGOs, son-
dern auch inWissenschaftund Bildung, Behörden undMedien. Daher sindModernisierungen von Herrschaft, verschlei-
ertals „Demokratisierung“ oder„Global Governance“ benannt, vorallem bei „Linken“ sehrbeliebt. Die starkeAblehnung
vieler „Linker“ gegenüber Ideen von Herrschaftsabbau odergar -freiheitsollte daher nichtvortäuschen, daß niemand für
solche Visionen zu gewinnen ist. Die meisten „Linken“ sind Teil der Elite und sie haben daher etwas zu verlieren. Sie
fühlen sich wohl in ihrer Elitenposition, sie gehören zu den GewinnerInnen desNeoliberalismus und derModernisierung!
Ihre Lobbyverbände, von kleinen Instituten bis zum MarktführerAttac, sind daher auch als reaktionäre Verteidigungs-Or-
ganisationen der Privilegien der intellektuellen Eliten zu sehen! Es istdurchausmöglich, wenn nichtsogarwahrscheinlich,
daß andere Menschen außerhalb der Eliten positiver auf visionäre Gesellschaftsentwürfe und grundsätzliche Kritik rea-
gieren.

5 Als deutscherVertreter ist u.a. Ernst-Ulrich von WeizsäckerMitglied im Club ofRome− siehe dessen Rolle in derNach-
haltigkeitsdebatte (Kap. 4.1 ).
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4.4 Veralteteund neueHerrschaftsanalysen 1

FürvieleMenschen istesheutenoch rechteinfach und früherwardasStand fastaller„Lin-
ken“: DiePolitikerInnen unddie Firmenchefs, also „die daoben“, sind alle böse, von Kapi-
talinteressen durchdrungen oder den Reizen der Macht erlegen. Darum läuft alles so
scheiße, werden Kriege geführt, die Reichen immer reicher und die Armen immer ärmer,
gehtdieUmweltvordieHunde. Unddarum istdieLösung auch, dieMächtigen auszutau-
schen, damit die „Richtigen“ das Richtige machen. So wurden neue Parteien gegründet
oderMenschen versuchten es selbst, perGang durch die Institutionen. Wer solche Strate-
giennichtalserfolgversprechendansah, setztetrotzdemmeistaufStaatundKontrolle, baute
öffentlichen Druck auf und forderte mehr Regeln für die Mächtigen oder einfach alle. So
wurden undwerden neueGesetze und Steuern gefordert, Appelle geschrieben, Petitionen
eingereicht, Zeitungen gedruckt, Transparentegeschwungen oderParolen gerufen.
Doch all dashateinen entscheidenden Haken− esgreiftHerrschaftnichtan, sondern ver-
sucht sie für eigene Ziele einzusetzen. Dahinter steht das Fehlen einer Analyse von Herr-
schaft. Machtwirdneutral gesehen, Menschen in ausführenden Positionen sindnichtmehr
nurRädchen in einem System, sondern dieBösen, scheinbar frei Handelnde. 2Immerwie-
dergehen politischeVorschlägesogarüberden bisherigen Herrschaftsrahmen hinaus: Für
die Tobin Tax oder die Ökosteuer müssten neue Institutionen und Kontrollen geschaffen
werden. Nazis sollen in den Knast, Vergewaltiger nie wieder rauskommen. Schutzgebiete
werden international immer öfter von paramilitärischen Öko-Milizen gesichert − rein
kommt nur, wer Geld hat (TouristInnen). Armeen marschieren für die Umwelt, die Men-
schenrechteunddieBefreiungderFrau. Solchepolitischen Forderungen schaffen eineEin-
heitausden Institutionen derHerrschaftunddenen, diesiekritisieren. Bei allenUnterschie-
den im Detail − beideSeiten halten an der Illusion fest, daß derStaat, dieDemokratie, die
zentralistisch organisierte Gesellschaft zum Positiven gewendet werden können. Dabei
übersehen wird:
− Herrschaft verstärkt konkurrierendes Verhalten, weil Konkurrenz, d.h. Durchsetzungs-
fähigkeit, über Machtstrukturen immer gestärkt wird und kooperatives Verhalten zu an-
deren Menschen nicht mehr nötig ist. So können Metropolen der Peripherie die Ener-
giegewinnungsanlagen, Rohstoffgewinnung und Mülldeponien aufzwingen − um nur
ein Beispiel zu nennen.

− Herrschaft ist deutlich mehr als die Institutionen derHerrschaft. Vielmehr sind Denkka-
tegorien, biologistische Schubladen und Standardisierungen auch Formen der Herr-
schaft, die oft viel stärker den Alltag der Menschen berühren, bis in die entlegendsten
Winkel desLebensalltags vordringen und soDenken undHandeln kontinuierlich beein-
flussen. Herrschaftsfreie Räume sind gar nichtmehr herstellbar− wohl aber Räume, in
denen Herrschafterkannt, offengelegtund als kontinuierlicherProzeß abgebautwird!

a. (Vereinfachte)GeschichtederHerrschaftskritiken
Die Kritik an Herrschaftsverhältnisse hat eine langeGeschichte. Viele ältere Theorien wer-
den noch heutehochgehalten, neuenAnsätzen gegenübergestellt− oftmalsfeindselig, was
gemeinsame Debatten und Praxis verhindert. Der folgende Text soll keine umfassende
Herrschaftskritik aufstellen, sondern einevereinfachtegeschichtlicheEntwicklung sowiedie
aktuellen Debatten undTexte umHerrschaftskritik zeigen. Bei vielen kurzen Einführungen
sindLinksaufweitergehendeTexte zu finden. DasNachforschen lohnt ...!
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PersonaleVerhältnissewerden zu Marktbeziehungen ...
DerBlick zurück in dieTiefen von Fürstentümern, Monarchien bis religiösen Regimeszei-
gen personale Herrschaftsbeziehungen. Die Mächtigen, ihre Clans und Dynastien unter-
warfen dieMenschen in ihren LändernmitplumperGewalt, trieben Steuern ein undsicher-
ten ein Regime, in dem viele Menschen zum Eigentum wurden der Sklavenhalter, Lehns-
herren, Fürsten undMilitärbefehlshaber. Mitder Industrialisierungdes18. Jahrhunderts, für
TeilederBevölkerungschon vorherin den bürgerlichenHandelsstädten, begann dieVerän-
derung hin zu marktförmigen Herrschaftsbeziehungen. Diesehätten sich niemalsdurchge-
setzt ohne die personalen Bedingungen, die den Menschen immer mehr den Zugriff auf
selbstbestimmtes Leben nahmen. Eigentum wurde akkumuliert, d.h. immer weniger Ein-
heiten (Menschen, Betriebe, Staat) hatten immermehrZugriffaufLand, RohstoffeundMa-
schinen. Den vielen Menschen wurde die Möglichkeit zum selbständigen Leben genom-
menmitderFolge, daßsiedasAngebotderMassen-ArbeitsplätzeundfremdbestimmterTä-
tigkeitannahmen. Eben annehmenmußten. MarktförmigeHerrschaft funktioniertüberdie
personal hergestellte Alternativlosigkeit zum Markt. Diese personale Herrschaft begleitend
zurMarktwirtschaft stelltemit dem Aufkommen desKapitalismusmehr undmehr dermo-
derneNationalstaatdar.

Kritik amKapitalverhältnis
Mit dem Zwang zur massenhaften Ver-Arbeitung vieler Menschen endeten personale
Machtverhältnissenicht− zumeinenwurdederZwang zurUnterwerfung unterArbeitsver-
hältnisse ja personal durchgesetzt (siehe oben), zum anderen bestand erweiter im Verhält-
nis von Obrigkeit zu Mensch (Justiz, Polizei, Ämter ...), innerhalb vielerGruppen sowie in
der Organisierung von Alltagsverhältnissen z.B. vom erwerbstätigen Mann zum abhängi-
gen Rest der Familie, von Erwachsenen zu Kindern sowie in rassistischer und Behinde-
rungs-Diskriminierung. Dennoch wurde das Lohnabhängigkeitsverhältnis lange Zeit als
zentral gesehen, weil esdeutlichmehralsdieanderen auch öffentlich sichtbargemachtund
diskutiert wurde. Arbeitskämpfe erzeugten weit mehr Aufmerksamkeit als die Kämpfe um
RechteodergarBefreiung von Frauen, Nichtangehörigen des jeweiligen Staatesodersog.
Minderjährigen. Darausentwickeltesich eineeinseitigeWahrnehmungvonHerrschaftsver-
hältnissen. DerKapitalismusbzw. noch engerdasKapitalverhältnis, also dieAkkumulation
von Kapital (Land, Rohstoffe, Maschinen, Geld) bei wenigen undökonomischeAbhängig-
keit bei vielen, wurden als zentrale Unterdrückungsformen beschrieben. Würden sie über-
wunden, entstünde umfassendemenschlicheBefreiung. Diewichtigsten Werke dieserDe-
battefinden sich beiMarx/Engelssowiein denSchriften damalslebenderTheoretikerInnen
desAnarchismus.
Kapitalismus als Hauptwiderspruch ist bis heute in marxistischen Kreisen gut verbreitet
(sieheaktuelleTextez.B. von Jürgen Elsässer in Konkretoderauskommunistischen Partei-
en). Und er lebt neu auf in den staatstreuen Massenorganisationen der Neuzeit von Attac
übermarxistische, z.B. trotzkistischeGruppen, diemitderReduzierung ihrerKritikauföko-
nomischeDetailsnichteinmalmehrdenKapitalismuskritisieren, schon aberihrepolitische
SichtaufdieKapitalverhältnisse reduzieren. 3

Haupt-Widerspruch in Mode
Die IdeedesHauptwiderspruchsKapitalismuswarauffällig verkürzt. ÖkonomischeAbhän-
gigkeitsverhältnisseinMassengabeserstseiwenigen Jahrzehnten− HerrschaftundUnter-
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drückungwar jedoch viel älter, Umweltzerstörung auch. DieMobilisierung von Arbeitskraft
in Massen brachte zwar einen erheblichen „Fortschritt“ gerichteter (also nicht individueller
bisselbstbestimmter)Produktivkraft, jedoch hatderKapitalismusHerrschaftnichterfunden,
sondern gewandeltbzw. erweitert. Daswiederum klagten zurechtandereZusammenhänge
ein. Esdauerte aber lange, bis siemassenwirksamwurden− z.B. dieFrauenbewegung im
Zugederzunächstvollständig, dann weiterüberwiegendmännerdominierten undhauptwi-
derspruchsorientierten 68er-Bewegung. Antirassistische Projekte entstanden auf breiter
Ebenenoch später. Aufgrund ihrerebensoverkürztenAnalyseundAbgrenzungzurbisheri-
gen Hauptrichtung politischer Arbeit, die im Kapitalismus den Hauptfeind sah, wurden in
den neueren Zusammenhängen andere Themen zum Hauptwiderspruch. Nun war plötz-
lich dasPatriarchatdieAusgangsform allerHerrschaftusw. − folglich mußtedieHerrschaft
derMänneralserstesabgebautwerden. Egal wie: Mithärteren Strafen, mehrStaatoderAr-
meen. Gegen den Rassismuswarauch jedesMittel recht− mehrPolizei, Knastusw. Letzt-
lich waren es immer der Staat und dessen personalen Herrschaftslogiken, die als große
Hoffnung am Himmel linker (Nicht-)Visionen zu sehen waren ... als wäre der Staat nicht
ständig TäterundHauptteil von institutionellerHerrschaft.

VorläufigeEinigung: „tripleoppression“
Zwischen den AnhängerInnen derverschiedenen Richtungen tobtederStreit− bisein Teil
eine vorläufige Einigung fand. Die drei Haupt-Widersprüche, die bis zu diesem Zeitpunkt
„erfunden“ waren, wurdeneinfach alledrei alsgültiganerkannt. Siebestanden sonebenein-
ander her undwer von zwei oder gar drei dieser betroffen war (arme, dunkelhäutige Frau)
hatteesamschlechtesten. Daswareinfach. DiepsychiatrisiertenMenschen, KinderundJu-
gendlicheundandereUnterdrückungsverhältnisseblieben außenvor− fürsiegabesin der
„Linken“ keineLobby, z.T. nichteinmal ein Fremdwort!
Insofern war die „triple oppression“ eher ein Bündnis als eine Herrschaftsanalyse. Typisch
dafür waren die Organisierungsversuche Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre, z.B.
das Bundestreffen von Basisgruppen und Einzelpersonen, die sich im Gründungsprozeß
der Ökologischen Linken abtrennten, weil sie keine Partei wollten. Triple oppression ist
auch heute noch für viele altlinke Zusammenhänge Stand derDinge. Auffällig ist dort das
kompletteDesinteressean weiteren Unterdrückungsformen undUnterdrückten.

NeueKritik und „unityofoppression“
DieKritik an derplumpenSummierungkamdann ausunvorhergesehenerEcke. Tierrecht-
lerInnen machten sich über die verkürzte Herrschaftstheorie her, übersahen weiter Kinder,
Psychiatrisierteusw. undentdeckten dieTierealsunterdrückteGruppe. Speziezismusnann-
te sie ihreTheorie derUnterdrückung von nichtmenschlichen Arten, „unityofoppression“
dieneuewirreAnalysevonHerrschaftsverhältnissen. DieKritik an derAusbeutungvonTie-
ren ist wichtig und in jedem Fall zulässig als gesellschaftlicher Kampf, die Herrschaftsme-
chanismen jedoch sindgrundsätzlich nichtvergleichbar− schließlich gehtesbei derUnter-
drückung von Menschen um eine Zurichtung aufRollen innerhalb einerGesellschaft, die
als herrschaftsfreie Alternative aus „Freien Kooperationen“ bzw. „Freien Vereinbarungen“
derMenschen bestehen könnte. Hunde, Katzen, Kühe undNashornkäferwerden dagegen
niemalsandieserDebatteteilnehmen. DaheristdieHerrschaftüberTierezwarda, abereine
grundsätzlich andere − eine „unity of oppression“ vermenschlichte somit die Tiere (oder
machteMenschen zu Tieren). Biologismuswar in Tierrechtskreisen folgerichtig lange Zeit
sehrprägendundwird auch heutenoch von wichtigen TheoretikerInnen vertreten (z.B. im
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deutschsprachigen Raum von HelmutF. Kaplan in verschiedenen Bücher und der „tierbe-
freiung aktuell“). 4

Neu seit2001: DervierteVorschlag fürden Haupt-Widerspruch
WährendzunehmendgrundlegendereHerrschaftsanalyseerschienen, erfandeinerechtneu
entstandeneGruppeeinen neuen Hauptwiderspruch, deralsUnterdrückungsform bekannt
undsich alsbesondererSchrecken durch dieGeschichtezog: Antisemitismus. Hauptwider-
spruch wardernoch nieundesbedurfteauch etlicherVerrenkungen, bisdienach dem11.
September 2001 schlagartig wachsende Gruppe frustrierter Alt-Antifas und ihrem Umfeld
eine Theorie entwickelte, die sogar ausreichte, um weltweit Kriege, Vertreibung, Grenzab-
schottungen usw. zu begründen. Alleswurdeplötzlich aufden Judenhaß reduziert, dervon
den sog. „Antideutschen“ in allem gefunden wurde, was sich regte. Wer Fensterscheiben
von Banken klirren ließ oder vegan leben wollte− alles waren Antisemiten, weil ihre An-
griffsziele Symbole des Judentums waren, direkt oder indirekt. Und Deutschland war die
schlimmsteNation (wasausanderenGründen durchauszutreffenmag), weil esdenAmeri-
kanerInnen (gemeintwar die US-Regierung, aberDifferenzierung paßt nicht zurHauptwi-
derspruchslogik) nichtkomplett loyal zurSeitestand, sondern angeblich daraufspekulierte,
zusammen mitden arabischen Ländern dieWeltherrschaft zu erobern, dieUSAzurückzu-
drängen und Israel zu vernichten (Belege für diese Thesen fehlten erwartungsgemäß im-
mer, umsomilitaristischerwarderTonfall).
DaßAntisemitismusdauerhaftundüberall vorkommt, istunbestritten, aberalsalleinigerEr-
klärungsansatz fürHerrschaftsverhältnisse taugter auch nicht. 5Vielmehr fördertdieseVer-
engung absurdeÜberlegungen hinsichtlich von Befreiung. AntideutscheKommunistInnen
sehen visionäreGesellschaftdort, woAntisemitInnen mitallen Mitteln bekämpftwerden−
am besten mit dem Militär. Der autoritäre, militaristischeMinisterpräsident von Israel, Ariel
Sharon, 6wird dann zumVorkämpfer fürden weltweiten Kommunismus, derStaatwird zur
„Emanzipationsgewalt“ (sieheKap. 4.7).

Dasklapptallesnicht: DiskursiveHerrschaft
Alle Hauptwiderspruchsanalysen einschließlich derer, die mehrere summarisch verknüpf-
ten, hingen stark an institutionalisierterHerrschaftbzw. an festen normativen Prägungen in
den Köpfen. Einige Theorien überwanden die Trennung in Herrschende und Beherrschte
− immerhin ein erster Schritt. „Hitlerswillige Vollstrecker“ oder die patriarchalen Verhält-
nisse in allen Winkeln der Gesellschaft sind Beispiele. Herrschaftwird zwar auch (und oft
besonders massenwirksam) von institutionalisierter Macht hergestellt (Bildungseinrichtun-
gen, Justiz, Armeen, Behörden, Polizei usw.), aber sie lebtauch ohne diese fort. Moderne
Herrschaftssysteme, allen voran die „Demokratie“, leben sehr stark von dieser diskursiven
Herrschaft, die die institutionalisierte Form nur noch als Drohung und Potential im Hinter-
grund sowie imVersagensfall braucht. DaßMenschen glauben, arbeiten gehen zu müssen
und sich darauf ächzend Jahrzehnte vorbereiten, bedarf kaum noch direkter Sanktionen.
Die Diskriminierungsverhältnisse zwischen den Geschlechtern und Nationalitäten, zwi-
schen Menschen verschiedenen Alters odermit sog. Behinderungen − all daß bedarfkei-
nem direkten Herrschaftsdurchgriff mehr. Schon überhaupt die Annahme, daß es Ge-
schlechter, Rassen, Nationen, normal und unnormal gibt, ist diskursive Herrschaft, schafft
Kategorien, die in den Köpfen weiterleben und von Mensch zu Mensch weitergeben wer-
den. Das Leben wird durch und durch normiert und standardisiert, eine direkte Kontrolle
dann immeröfterüberflüssig. 7
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AktuelleHerrschaftstheorien I: DieAliens ...
Wie kann mensch diese diskursive Herrschaft begreifen, anschaulich machen? Christoph
Spehr hat einen metaphernreichen, fast poetischen Versuch gemachtmit dem Buch „Die
Aliens sind unteruns“.
RundumdasBuch liefundläufteineDebatteumUtopien, u.a. mitdenKongressen „Outof
this world“, angereichert immerwiedermit Bildern aus Science Fiction − so wie sich der
Kreis der Diskutierenden „FreundInnen desMaquis“ nennt (Maquis, franz. der Busch, ist
nicht nur ein Begriff aus dem französischen Widerstand, sondern auch die anarchistische
„Zone“ in Star Trek). Wie kann die Befreiung derMenschen und Gleichberechtigung tat-
sächlich aussehen?Wie gesellschaftlicheOrganisierung stattfinden?Wichtig istdie Spehr'-
sche IdeederFreien Kooperation, demwichtigsten Baustein einerherrschaftsfreien Gesell-
schaft. HerrschaftsfreieBeziehungen zwischenMenschen können nurentstehen, wenn der
PreisderMenschen, dieseeinzugehen oderwiederzu verlassen, gleich hoch ist. Gleichbe-
rechtigung bedarf also gleicher Möglichkeiten − ein wichtiger Beitrag zur Debatte über
Utopien und ihreBausteine, die bereits heuteSchritte ermöglichen. 8
DasBild derAliens benutztSpehr, um ein Bild zu schaffen derdiskursiven Herrschaftsver-
hältnisse − sie sind nicht an konkrete Einzelmenschen verbunden, sondern können alle
„befallen“, wie eine Krankheit oder eben dasBild einesAlien-Codes, der in dieMenschen
gelangundsiesteuert. Doch, umbei demBildzu bleiben: DieAlienssindschlau− siever-
liehen in Form von PDS-FunktionärInnen Spehr den Rosa-Luxemburg-Preis für seine Ar-
beit„Gleicheralsandere“, daszweitewichtigeWerkdieserDebatte. Seitdem vermehren sie
sich. DerKongreß„Outofthisworld“ wurdezunächstunterstütztvonderPDS-Stiftung, am
Endewar er ihreVeranstaltung, während Spehr undUmfeld selbst zu FunktionärInnen im
BremerLandesverbandwurden. 9Hinzu kommt, daßSpehrdiegesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen der Freien Kooperationen nur sehr vereinfacht und oberflächlich diskutiert.
DieGefahren von Kontrollstrukturen alsAusgangspunktvon Herrschaftunddaraus folgen-
deKonkurrenzstattKooperation thematisierterkaum.

Theorie II: FreieMenschen in Freien Vereinbarungen
Im Jahr1999, mitten imGewühl umdenWiderstandgegen diegeplanteZukunftsshowEx-
po2000 (die dann doch als billigeUnterhaltungsschau endete, wasauch demWiderstand
dieFlügel nahm), fandsich dieGruppeGegenbilderzusammen− dreiMenschen ausmar-
xistischemundanarchistischemUmfeld. IhrZielwareinBuchmitHerrschaftskritikundEnt-
würfen für herrschaftsfreie Formen von Gesellschaft − was auch im Sommer 2002 er-
schien. Dort wird Herrschaft als komplexes Gebilde beschrieben mit direkten, ökonomi-
schen unddiskursiven Formen.
Grundidee einer herrschaftsfreien Zukunft ist der Begriff der Freien Menschen (die also
nichtunterdemZwang zureigenen Verwertung, zurUnterwerfung odererzwungenen Ko-
operation stehen− ähnlich wie bei C. Spehr) undFreien Vereinbarungen, also einemGe-
flecht von Verabredungen, die nicht institutionalisiert sind, sondern immerwieder neu ge-
schlossen, weiterentwickelt usw. werden, allerdings nicht formal, sondern als dauernder,
nichtendenderProzeß. Esgelingtauch in größeremRahmen, wasaufAkzeptanzundaus-
reichendeUnterstützung stößt− wiegenau, istnoch ein weißerFleck im Entwurf.
Der Text des Kapitels 2 dieses Buches stammt überwiegend aus der Debatte um „Freie
Menschen in Freien Vereinbarungen“. Sie läuftweiter, abAnfangNovember2002 in einer
zweiten intensiven Phase. 10
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MehraktuelleTheorien: Herrschaftausmachen, Anti-Macht&Co.
Neben den beiden beschriebenen Werken erschienen weitere Texte, die lohnenswert sind.
Sienahmen andereBlickwinkel ein, arbeiteten fehlendeAspekteaufusw. Zu ihnengehören
dieDebatte um „FreieGesellschaft“ aus derOekonux-Diskussion, wovorallem Frage der
gesamtgesellschaftlichen Organisierung im Mittelpunkt stehen11, der Text „Herrschaft aus-
machen“ derGöttingerGruppeschöner leben, dieÜberlegungen zu gesellschaftlich über-
greifenden Vereinbarungen von Stefan Meretz oder Diskussionsbeiträge im Philosophen-
stübchen von AnnetteSchlemm. EinigeAuszüge finden sich im Kap. 2.5.
International erschienenTextewiedie„ZehnThesen überAnti-Macht“ von JohnHolloway12
unddasBuch „Empire“. DieDebatte liefalsoAnfangdes3. Jahrtausends in verschiedenen
Kreisen. DiepolitischePraxisaberhattedenBezugdazu fastüberall verloren− ebensowie
diedabei eingebrachten Positionen.

Am verbreitesten: Herrschaft− interessiertmich nicht ...
GroßeTeilepolitischerBewegungsetzen sichmitderFragenachHerrschaftwenigodergar
nichtauseinander. Sie reduzieren ihre Forderungen aufAbleitungen aus den entstehenden
Problemen undWidersprüchen deraktuellen Politik. IhreVorschlägedienen dembesseren
Management des Bestehenden, der Reaktion aufden unmittelbar erlebten Mißstand ohne
Blick aufdie dahinterstehenden Verhältnisse. Doch dieAuseinandersetzungmitHerrschaft
wäre von zentralerBedeutung. Ohne ein Verständnis von Herrschafts- undVerwertungslo-
giken hat emanzipatorische Politik keine strategische Grundlage. Und ohne eine Vision
herrschaftsfreierGesellschafthaben dieVorschlägeundForderungen kein Ziel überdasAb-
federnmomentanerMißständehinaus. Wiesich solcheVorschlägedann insgesamtauswir-
ken, bleibt offen und wird nicht näher analysiert. Solch eine Politik ist wie eine Fahne im
Wind− sie bewegtsich, wenn es stürmt, und in dieRichtung, wiederWindbläst.
AusderfehlendenoderfalschenAnalyseergeben sich folgerichtigStrategien, dieHerrschaft
nichtaufheben, sondern nutzen. Das ist im Sinne derer, dieHerrschaftnichtals umfassen-
den Mechanismus begreifen, sondern sie für teilbar halten, konsequent: Das Teilproblem
läßtsich scheinbardann pragmatisch lösen, wenn diehandlungsfähigsten TeilevonGesell-
schaft (z.Zt. der Staat und die Konzerne) sowie ihre Durchsetzungsorgane (Militär, Polizei,
Ämter, Bildungseinrichtungen, Justizusw.) dasProblem angehen.

b. DieMenschen alsVerursacherInnen
In vielen gesellschaftlichen Theorien giltderMensch alsAusgangspunktundUrsachedes-
sen, was politisch verändert werden soll. Werden Herrschaftsverhältnisse ausgeblendet,
bleibtunhinterfragt, woherdasVerhalten vonMenschen kommt. Umweltzerstörung, Unter-
drückung, Diskriminierung, Gewalt− all das sind dann „Fehler“ derMenschen, die einer
Korrektur bedürfen. Korrigierendes Subjekt kann dann nur eine Herrschaftsstruktur sein,
weil sieameffizientesten beeinflussen, imZweifel sogarZwangausüben kann. Soentstehen
Vorschlägewie:
− HärtereStrafen fürUmweltzerstörerInnen, GewalttäterInnen usw.
− MehrKontrolle undÜberwachung.
− MehrundhärtereGesetze, Sorgeum dassog. „Vollzugsdefizit“. 13
− Förderung desgewünschten Verhaltensdurch Zuschüsse.
− Anbiedern beim Staat, ummitdiesem zusammen tätig zu werden
− Krieg, internationaleZwangsmittel undStaatsgerichtshöfe, Weltpolizei usw.
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Bevölkerungs„explosion“
Die Steigerung der Idee vom Verursacher Mensch ist die Debatte um die Bevölkerungs-
dichte. Während diese in den Industrienationen schon vor etlichen Jahrzehnten einen sehr
hohen Stand erreicht hat und diese dicht besiedelten Länder besonders auffällig z.B. Um-
welt zerstören und Ressourcen verschwenden, wird als Schreckensszenario immerdie Be-
völkerungssteigerung in den armen Ländern thematisiert. BildermitMenschenmassen be-
stimmendasDenken− aufgenommennie in denwestlichenMetropolen, sondern dort, wo
die Länder eher dünn besiedelt sind. Vor allem Afrika, der am dünnsten besiedelte Konti-
nent, steht im Kreuzfeuer der Bevölkerungsdebatte. Dabei soll nicht in Frage gestellt wer-
den, daß dieEinschränkung derSelbstbestimmung derFrauen in diesen Ländern dieseoft
aufihreFunktion alsGebärendeundMutterreduziert. Emanzipation dientin vielen Kreisen
abereheralsDeckmantel zurKontrollevon Frauen unddientdamitgenau nichtderSelbst-
bestimmung.
Bevölkerungspolitik ist ein Herrschaftsmittel. Sie gibtvor, derMenschheit und derUmwelt
zu dienen, schafftabertatsächlich einenDiskursumüberzähligeMenschen unddamitauch
überunwerteTeile derMenschen aufdieserErde. Es ist kein Wunder, daß dieDebatte aus
den reichen Ländern kommt, dieauch überdieBevölkerungs- undausgeweitetBiopolitik14
den eigenen Machtanspruch neu festigen will.
DieGefahrdesBevölkerungswachstumsistweitgehenderfunden. DieNahrungsmittelmen-
genaufderErdereichenbereitsheutefürdiedoppelteAnzahl vonMenschen. Ein exponen-
tiellesWachstumderBevölkerung findetnichtstatt, derBegriff„Bevölkerungsexplosion“ ist
eineLüge. DieZuwachskurveflachtab. Problemeentstehen nichtaufgrundderMengevon
Menschen, sondern aufgrund des Zugangs zu Land und Ressourcen sowie aufgrund der
VerteilungvonMachtundProdukten. Mangel aufgrundvonhoherBevölkerungsdichteent-
steht in den Metropolen, in Flüchtlingslagern usw. − daß dortMenschen hinkommen, ist
abereineFolgevon Umweltzerstörung, Krieg, Vertreibung, Enteignung usw., nichtderZu-
nahmevonMenschen.

Im Original: Erste Sätze im Leitartikel „Die Welt wird eng und einfältig“ der Umwelt-kommunalen-
ökologischen BriefeNr. 21/01 (S. 1)
DierascheVermehrungderWeltbevölkerung trägtihrScherflein zurMinderungderBiodiversitätbei. Dar-
an zweifelnWissenschaftlerheutenichtmehr.

c. DieSchwächederPraxis
Nur wenige der Herrschaftsanalysen beinhalten Vorschläge für eine Praxis ausgehend im
HierundJetzt. Darumsindvieledoch beliebt− abernuralstheoretischeKost, denn sieha-
ben nichtsmitdereigenen Realitätzu tun. Herrschaftsverhältnisse innerhalb politischerBe-
wegung, dieAkzeptanzvon Normen und Institutionen sowiedieAbneigung gegenübervi-
sionären Positionen sind weit verbreitet. Stattdessen heißt es herrschaftsförmig und staats-
orientiert: „Nazis raus!“ oder „Wirtschaftstärkerkontrollieren!“) Änderungen: Fehlanzeige.
Oderzumindestfast. Essind sehrkleineKreise, dieAktionsformen entwickeln, die sich ge-
gen Herrschaft richten, zumindestdiese immerauch mitdiskutieren oderVisionen sichtbar
machen wollen.
International hab es die Diskussion um herrschaftsabbauende Aktion u.a. im Zusammen-
hangmitdemAufstandderZapatistas, dienichtdieMachterobern, sondern autonomeRäu-
me schaffen wollten. DiesesKonzeptwurdevon herrschaftsorientierten, vorallemmarxisti-
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schenGruppen in den Industrieländern sogarkritisiert, währendsich diestaatsnahenNGOs
wenig umdiesenAufstandkümmerten. AlsweltweitesNetzwerkentstandaufden Ideen der
ZapatistasdiePeoplesGlobal Action (Internet: www.agp.org).
InDeutschlandwardieDebatteumemanzipatorischePolitikundPraxissehrmühselig. Vie-
le Ansätze innerhalb der verschiedenen thematischen Bewegungen wurden ignoriert oder
sogarausgegrenzt. „AbwicklungdesNordensstattEntwicklungdesSüdens“ wareinDenk-
anstoß ausTeilen derBUKO, derabernurwenig praktischeFolgen hatte. Auch in derBU-
KOdominieren heutesanfteTönezuStaatundHerrschaft, vielePersonen sindDoppelfunk-
tionärInnen mit dem NGO Attac. Die Idee „Umweltschutz von unten“ verband ab 1998
ÖkologieundSelbstbestimmung. In derBreitederUmweltgruppen kam sienichtan− die
Umweltverbände ignorierten sie ganzoderbekämpfen sie sogar. 15MitdemWiderstand ge-
gen dieExpo2000scheiterteschließlich ein größererVersuch, emanzipatorisch-widerstän-
digePolitik handlungsfähig zu gestalten. Übrig bliebein kleinerKreis, derabEndedesJah-
res 2000 eine kontinuierliche Diskussionsplattform zu direkter Aktion, kreativem Wider-
stand, visionärer Debatte und Praxis, Selbstorganisierung und Herrschaftsabbau in Alltag
undPolitik schuf: Hoppetosse− dasNetzwerk fürkreativenWiderstand. Es istOrtfürAus-
tausch undStrategieentwicklung, agiertaberniemalsselbst(Internet: www.hoppetosse.net).
Bis 2002 blieb es klein und nurwenig handlungsfähig. Diemeisten derBeteiligten waren
auch in ihren Regionen AußenseiterInnen zwischen dominanzdurchdrungenen politischen
Gruppen mit ihrerOrientierung an Tagespolitik undEin-Punkte-Fragen.

Quellen zu 4.4
1 Basis diesesTextes istderArtikel „Es gehtum mehrals die Frage, wer regiert ...“ ausderAnti-Wahl-Zeitung „Machtnix!“

(Juli 2002, siehewww.wahlquark.de.vumitallen Texten onlineundBezugsmöglichkeiten).
2 Wergenau diese „Bösen“ sind, istumstritten. BesondersverbreitetistdieTheorie, daß es sich um dieKapitalistInnen han-

delt − allerdings fällt meist schon die Abgrenzung schwer: Ist der Abteilungsleiterin von Siemens oder der Chef von
DaimlerChrysler nun AngestellteR und daher eher ArbeiterIn oder doch KapitalistIn? Und was istmitder VW-Arbeiterin,
die Infineon-Aktien gekaufthat?OderdemÖko-Aktivist, deran einerWindenergieanlagebeteiligtist?

3 Kein Wunder, daß die meisten MarxistInnen Attac lieben ... sie passen sich beide dem Emblem von Attac (Prozentzei-
chen) an: PolitischeAnalyse− jetztnoch mehrreduziert!

4 Umfangreiche Informationen dazu finden sich im Kapitel „Rechte Ökologie“ des Band 1 dieser Buchreihe „Reich oder
rechts?“. Zitatesammlungen gibtesunterwww.projektwerkstatt.de/aes/tierrechte.html.

5 Antideutsche im Internet: www.antideutsch.de, www.bahamas-redaktion.de, www.copyriot.com/sinistra. Antisemitis-
mus in linkenGruppen: www.projektwerkstatt.de/debatte/antisemi.html,www.antisemitismusstreit.tk.

6 Daß es auch in Israel selbstmassivenWiderstand gegen Sharon gibt, verschweigen die meisten Antideutschen regelmä-
ßig ebensowiedieUnterstützung Sharonsdurch religiös-fundamentalistischeoderfaschistischeGruppen.

7 Es gibtviele Begriffe und Namen hinter der Debatte um diskursive Herrschaft und Konstruktion. Grundlegend waren die
Werkedes französischen PhilosophenMichel Foucault, dieGender-Debatte und Theorien z.B. von Judith Butler, dasRin-
gen um eineDekonstruktion derGeschlechter sowiediepolitische PraxisdesQueer, deroffensiven Vermeidung eindeuti-
gerGeschlechtszuordnung. Pink-Silver istein daraus entstandenesAktionskonzept, das inzwischen aufAktionstagen und
Demonstrationen immerwiederauftaucht.

8 Weiterlesen in: C. Spehr, 2000: „DieAliens sind unter uns“ (Siedler-Verlag) und „Gleicheralsandere“ (Download über
www.rosaluxemburgstiftung.de/Einzel/Preise/rlspreis.pdf. InternetseitedesKongresses: www.outofthisworld.de.

9 Auch derSiedler-Verlag istnichtohne− Kontaktezu rechten Kreisen sind unübersehbar.
10Mehr: GruppeGegenbilder, 2000: „FreieMenschen in Freien Vereinbarungen“ (für10 Euro über die Projektwerkstattzu

beziehen, Bestellung u.a. über www.projektwerkstatt.de/materialien). Diskussionsforen www.opentheory.org/
gegenbilder (allgemein) und .../buchprojekt (zweite Phase ab Nov. 2002 geplantmiteinemWorkshop aufdem Oeko-
nux-Kongress). ÜbersichtderDebatten: www.projektwerkstatt.de/herrschaft.

11 Das fehlt in den meisten anderen konkreten Utopien und schließtdahereine Lücke. Mehrunterwww.oekonux.de, Auszü-
ge im Kap. 2.5.

12VielederTextesind überwww.projektwerkstatt.de/herrschaftverlinkt.
13Vollzugsdefizitbedeutet, daß vorhandeneGesetzeundVerordnungen nichtausreichend umgesetztwerden.
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14Politikderumfassenden Kontrolle vonMenschen− KörperundDenkvermögenwerden umfassend reguliertbis hin zurDe-
batteum unwertesLeben, Verwertung von Körper, Körperteilen undGenen.

15 Im Jahr 2000 startete das Projekt „Ökostrom von unten“ als Versuch, in die Debatte um die Energiewende einzugreifen
und neben ökologischen Aspekten auch die Machtfrage zu stellen. Es ging um Energieversorgungsanlagen im Gemein-
schaftsbesitz− dezentral und direkt (statteiner Vermarktung der Energie). Trotz intensiver Bemühungen gelang es nicht,
dieseAktion populärzu machen. Stromfirmen und Energie-Lobbyverbändeschwiegen dasProjektebenso totwiedieUm-
weltverbände. Innerhalb von Anti-Atom-Gruppen wurde die Idee mehrfach als zu kompliziert bezeichnet, interessierte
Aktivebeteiligten sich an derWerbung fürden zentral vermarkteten Ökostrom. DieHerrschaftsfrage interessierte nieman-
den (sieheunterhttp://move.to/oekostrom).
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4.5 DasKonzept„NGO“
DerBegriff„NGO“ (Non-governmental organization, deutsch NRO=Nicht-Regierungsor-
ganisation)wurde imZugederRio-Konferenz1992geprägtundschufeinen verbindenden
BegrifffüralleOrganisationen, dienichtan derRegierungselbstbeteiligtsind, aberdortbe-
stimmteInteressenvertreten, vorallemaberRegierungen alsZielgruppeempfinden (Lobby-
arbeit) undsich dementsprechendorganisieren, umdiesezu erreichen. Dazu gehörenUm-
weltverbände, die Gewerkschaften, Kirchen, Firmen und deren Zusammenschlüsse sowie
vielemehr. DieSchaffungdesBegriffesNGOistwenigereineBezeichnungfüreinenOrga-
nisationstyp, sondern vorallem eineDenklogik.
Um das Prinzip und die Wirkung der NGO-Arbeit zu verstehen, muss klar sein, dass
„NGO“ eineHandlungsstrategiebedeutet. SiekannOrganisationenganzprägenoderauch
nur teilweise. Es gibt etliche Verbände, die auch, aber nicht nur NGO sind, zum Beispiel
Massenverbändewie der BUND, Greenpeace, Eine-Welt-Organisationen oder Jugendver-
bände, die einen NGO-Stil vor allem in ihren Spitzenstrukturen praktizieren, innerhalb de-
rer es aber auch direkte Aktionen, Öffentlichkeitsarbeit und Basisbewegung gibt. Einige
moderneLobbyverbändekonzentrieren sich ausschließlich aufdenNGO-Stil undverfügen
über keinerlei Basis und demokratische Legitimation. Dazu zählen WEED und German-
watch. Auch der erst Ende der 90er gegründete Verein Share sollte so agieren, doch die
Strategieerweitertesich dortundAttacentstand. DerNGO-Arbeitfehltgrundsätzlich diede-
mokratischeLegitimation, denn auch wenn sie alsTeilbereich in größeren Verbänden statt-
findet, entzieht sie sich als intransparente Angelegenheit von Hauptamtlichen-Apparaten
meiste der innerverbandlichen Debatte.
MitderKritik amNGO-Stil sind folglich nichtdieVerbändeundGruppen als solches, son-
dern einebestimmteStrategiegemeint. Welchen UmfangNGO-Arbeit innerhalbdieserOr-
ganisationen jeweils hat, ist höchst unterschiedlich − allerdings ist er in den letzten Jahren
erheblich angewachsen undhatdiezentralen Führungsgremien und -apparate fastvollstän-
dig erfaßt. AndereStrategien wurden zurückgefahren− z.B. sichtbar in derPersonalpolitik
der großen Verbände, die kaum noch Menschen mitErfahrungen aus derBasisarbeit ein-
gestellt haben, sondern Lobbyarbeits- undMarketingprofis. Die Kritik an den NGO-Strate-
gien vonOrganisationen bedeutetauch einean den Strategien undStrukturen vonOrgani-
sationenunddendorthandelndenPersonen, soweitsiedafürverantwortlich sindoderkritik-
los zusehen.

Im Original: Auszug aus Joachim Hirsch, 2001: „Des Staates neue Kleider“, in: Ulrich Brand u.a.,
Nichtsregierungsorganisationen in derTransformation desStaates,WestfälischesDampfboot in Mün-
ster (S. 15f)
NachWahl (...) sind unterNGOfreiwilligeZusammenschlüssezu verstehen, die staats- und parteiunab-
hängig, nichtanwirtschaftlichenGewinn undauch nichtan den Eigeninteressen ihrerMitgliederorientiert
sowie weder ethnisch, noch national, religiös oder geschlechtsspezifisch exklusiv sind. Dies ist freilich
zunächsteinmal eineehernormative und selbstbeschreibendeKonstruktion, die in derRealitätkaum volle
Entsprechungen finden dürfte. ...
NGOsind in derRegel eben nichtnur idealistischeSachwalterwieauch immerdefinierterMenschheitsin-
teressen sondern notwendigerweiseauch nachwirtschaftlichenGesichtspunkten undKalkülen arbeitende
„Moral“-Unternehmen.
Auszüge aus Elmar Altvater u.a., 1997: „Vernetzt und verstrickt“, Westfälisches Dampfboot,Münster
(S. 13,15und 25)
NGOs dürfen in „Sandkästen“ spielen, wie Jens Martens (WEED) meint. Ihre Expertise ist allenfalls im
Rahmen der Institutionen der „global governance“ gefragt, um umwelt- und sozialpolitisch Porzellan zu
kleben, dasdie Finanz- undWirtschaftspolitiker zerschlagen. ... Die alten und neuen sozialen Bewegun-
gen sind demnach weder in Deutschland noch in anderen Ländern von derBildfläche verschwunden, um
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„den“ NGOs Platz zu machen. Wenn sie alle sich der neuen Typologisierung unterzuordnen hatten,
dann schlichtauspolitisch pragmatischenGründen. Nursokonntevon den Segnungen desNGO-Booms
in Form von Spenden und Staatsgeldern, medialer, öffentlicher und auch wissenschaftlicherAufmerksam-
keitoder internationalerAnerkennung undReputation profitiertwerden. ...
Die „ZeitderUnschuld“ (DieZeitvom 6.9.96) ist jedenfalls fürdieNGOsvorbei. Die Entwicklung eigen-
ständiger Initiativen einer autonomen, regierungsunabhängigen Vernetzung scheintunabdingbar für eine
langfristige Perspektive. Andernfalls würden NGOs eine gesellschaftliche Produktivkraft in der „Netz-
werkgesellschaft“ sein (oderwerden) und allenfalls einen Beitrag zurSymptombehandlung der typischen
Schäden von Industriegesellschaften in der Umweltoder im sozialen Bereich leisten. Ihr Statuswürde zu
dem von zivilgesellschaftlichen Akzeptanzbeschaffern für das Entwicklungsmodell degenerieren, das zu
ersetzen oderzu korrigieren NGOs(und neuesozialeBewegungen) ursprünglich angetreten sind.
AuszugausHeikeWalk/Achim Brunnengräber,„EndederSupernovaNGOs?“ in: ÖkologischesWirt-
schaften Spezial 3-4/2002 (S. 12)
NGOs haben sich in der Vergangenheit zwar geschickt in Szene gesetzt und dadurch mediale Zustim-
mung und offizielle Aufmerksamkeit gewonnen. Einen stärkeren Einfluss, der über die abrufbare Berater-
rollehinausgeht, konnten sie sich abernichterkämpfen.
Auszug aus Roland Roth, „NGO und transnationale soziale Bewegungen ...“, in: Ulrich Brand u.a.,
2001,Nichtsregierungsorganisationen in der Transformation desStaates,Westf. Dampfboot in Mün-
ster (S. 53)
NGO agieren ... als eine hierarchische nationale und internationale professionelle Elite mit bezahltem
Personal, orientiertan konsultativen Prozessen mit nationalen Regierungsinstitutionen und internationalen
Organisationenweitabgehoben von lokalen und regionalen Solidaritätsinitiativen, diezumeistaufehren-
amtlicher und freiwilliger Basis arbeiten undwenigerals10 Prozent ihrer finanziellen Mittel vom Staater-
halten. EsgibtalsoeinestarkeTendenzin Richtung separierterWelten. ÜblicherweisehatdieNGO-Elite
ihre lokalen Wurzeln, soweit sie überhauptvorhanden waren, gekapptund istwenig interessiertan der
Transparenz des Informations- und Verhandlungsgeschehens, zu dem ihre Repräsentanten Zugang ha-
ben.
AuszugausAlexDemirovic,„NGO,StaatundZivilgesellschaft“, in: Ulrich Brandu.a.,2001,Nichtsre-
gierungsorganisationen in derTransformation desStaates,Westf. Dampfboot in Münster (S. 142ff)
NGOstellen gewissermaßen eineParallelezurEntwicklungvon grünen Parteien dar. Im letzteren Fall pro-
fessionalisieren sich politische Aktivisten, indem sie zu beruflichen Parteipolitikern und Parlamentariern
werden. In einem kleinen Segmentder sozialen Bewegungen, vor allem dem Umweltbereich, professio-
nalisieren sich Bewegungsaktivisten, indem sieNichtregierungsorganisationen gründen. Einevergleichba-
re Entwicklung gibtes auch im Bereich der internationalistischen Solidaritätsbewegung. Durch die vor al-
lem von der Sozialdemokratie mit dem Brundtland-Report vorangetriebene Diskussion über nachhaltige
Entwicklung und die UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro wurden beide
politischen SträngeEndederachtzigerund frühen neunzigerJahreengmiteinanderverknüpft. Mehrals in
anderen erlangten NGO in diesen beiden Bereichen dieAnerkennung durch zwischenstaatlicheOrgani-
sationen unddurch nationaleRegierungen. EinzelneStaatsapparateundStiftungen unterstützenNGOdi-
rekt finanziell und indirekt durch Steuererleichterungen sowie durch Kooptation in den politischen Bera-
tungsprozeß. ... im Zusammenspiel mit den Medien reduzieren einige der von diesen aufgewerteten
NGO die Komplexität weltgesellschaftlicher Zusammenhänge auf wenige und scheinbar unmittelbarer
politischerPraxiszugänglicheThemen, Personen oderVerhandlungsarenen.

a. Was istNGO-mäßigesHandeln?
Auch wenn sie Nicht-Regierungsorganisationen heißen − die Strategie des Handelns als
NGO ist aufdie Regierungsstrukturen bezogen. NGOsmachen ihre Strategien genau an
den durch dieoffiziellen Strukturen vorgegebenenMöglichkeiten fest. Siesinddamitstrate-
gisch abhängig. NGO bedeutet das Gegenteil von selbstorganisiert, spontan, kreativ oder
autonom.
Es gibtmehrereMöglichkeiten, das eigeneHandeln an den Vorgaben durch Regierungen
sowie anderen Machtmechanismen (Markt, Konzerne usw.) auszurichten. Die wichtigsten
seien im folgenden genannt. Eskönnen jenach NGOmehrereoderallegleichzeitig zutref-
fen− das istsogareherderNormalfall.
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Strukturen passend zu offiziellen Machtstrukturen
NGO-Arbeitbedeutet, dieeigenenZieleaufden gleichen EbenenwieRegierungen undan-
dereMachtstrukturen (Konzerne, Institutionen) zu verfolgen und fürdieeigeneAktivitätne-
ben der dauernden Lobbyarbeit vor allem die Anlässe und Beteiligungsmöglichkeiten zu
nutzen, dievonSeiten derRegierenden vorgegebenwerden. NGOshabendazu ihrehaupt-
amtlichen Strukturen in den letzten Jahren stark verändert. Gefördert werden (außer zur
Geldbeschaffung) kaum noch eigene Handlungsfelder, sondern die Lobbyarbeit, die dau-
ernde Mitwirkung in Gremien, die direkten Kontakte zu Machtgremien und die dauernde
Präsenzan den Orten derMachtausübung.
Zum einen haben dieMassenverbändewie BUND, NABU oderBBU ihreVorstands- und
Bürostrukturen soumgebaut, daß nun vorallemLobbyarbeitgeschieht. Dieverbandsinter-
neArbeit, z.B. dieUnterstützungvonBasisstrukturen, istweitgehendzurückgegangenoder
findetgarnichtmehrstatt(soverfügtderEx-BasisgruppenverbandBBUheutenichteinmal
mehr über einen regelmäßigen Rundbriefzu seinen Basisgruppen, stattdessen verbringen
dieSpitzenfunktionärInnen immermehrZeit in Regierungsgremien).
Zum anderen sindneue Institutionen entstanden, dievon vorneherein nichtmehrübereine
BasisodereigeneHandlungsstrukturen verfügen, sondern nurnoch ausBürosundHaupt-
amtlichenbestehen, dieausschließlich derLobbyarbeitundGeldbeschaffungdienen (wobei
dasofteng zusammenhängt).

ExpertInnentum undKarrieredurchlässigkeit
SpitzenfunktionärInnen in den NGOs zeichnen sich nichtmehr durch Erfahrungen in der
Mobilisierung undDurchführung vonAktionen oderfachlichesKnow-How, sondern durch
taktischeFähigkeiten bei derLobbyarbeitaus. Damitgehtden NGOsdaspersonellePoten-
tial verloren, überhauptnoch andersagieren zu können alsNGO-mäßig. Verbunden istdas
mit einer wachsenden Karrieredurchlässigkeit. Staatliches Handeln sowie Management in
Konzernen istdenAufgabengebietenmodernerNGOssehrähnlich. DieerworbenenErfah-
rungen derhandelnden Personenmachen dieseüberall guteinsetzbar. FührendeNGO-Ak-
tivistInnen sind in Konzernen und Staatsapparaten inzwischen sehr begehrt. Das gilt auch
umgekehrt. Daher „springen“ viele NGOlerInnen zwischen den verschiedenen Manage-
mentebenen hin undher. 1Ganznebenbei dientdasauch ihrer individuellen Karriere− was
auch wiederdemNGOdient, denn dasErreichen der lobbyorientierten Verbandszielewird
dadurch wahrscheinlicher, daß immermehrPersonen mitdirektemKontaktzumNGOauf
einflußreichen Posten in den Regierungsapparaten sitzen. NGO-FunktionärInnen bewer-
ben sich um Leitungsposten in Gremien, rangeln um die Besetzung der Plätze in ihnen
oder versuchen, selbst in Parlamente oder leitende Posten der Verwaltung vorzudringen.
Umdaszu erreichen, ist ihrVerhalten anbiedernd, dennmitaggressiven Aktionen undPo-
sitionen ist Karriere in Regierungsapparaten nichtmachbar. Besonders beliebt sind dauer-
hafteVerflechtungen z.B. überGremien undProjekte, dievomStaatoderKonzernen sowie
den NGOsgemeinsam getragen werden.

Im Original: Auszug ausChristoph Spehr,1996: „DieÖkofalle“, ProMedia,Wien (S. 125)
Wenn heute einige von einer neuen zukünftigen Elite aus „rationalen“ Unternehmen, VertreterInnen der
ökologischen NGOs, „modernen“ Staatsbürokraten und multinationalen Konzernen sprechen, die sich
die Führerschaftfürweitere gesellschaftliche Entwicklung nehmen wird, dann istdas nichtfalsch. Hier fin-
det eine Integration und ein personeller Austausch statt, so wie in der ersten Jahrhunderthälfte die alte
Herrschaftselite einzelne Repräsentanten der Sozialdemokratie akzeptierte, aufnahm und mit ihnen zu-
sammenwuchs. Es ist, wiegesagt, eineArtneuerOffizierskaste, diehierentsteht. Effizientim Denken, sol-
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datisch in derOrganisation, launig im Kasino und meilenweitgetrenntvon den Erfahrungen und derAll-
tagspraxis normalerMenschen. Fähig zur Kritik und zum Widerspruch, wo es um die Verbesserung des
kapitalistischen Projektesgeht; undpersönlich garnichtmehr in derLage, Alternativen dazu überhauptzu
denken.
Auszügeausdem Rundbrief2/1997desForum Umwelt&Entwicklung (S.12+18)
Die starke Ausrichtung desNRO-Handelns am offiziellen internationalen Konferenzgeschehen, dem von
Seiten der einzelnen Regierungen bisher kaum konkrete Taten folgten, schlägt nun auf die NRO selbst
zurück. Jetztsitzen sie− mitgegangen, mitgefangen− in derKooptationsfalle. DievielgeprieseneNGO-
communitygab dementsprechend in NewYorkein traurigesBild ab. DieNROwaren „ein Schatten ihrer
selbst, geschrumpftaufein kleinesHäufchen konferenzgehärteterLobbyisten undein noch kleineresFähn-
lein kritischerWarnerundMahner“, soUweHoering im Freitag von 4.7.97.
Auszug aus Ralf Fücks,2 1998: „Vom Umgang mit Wertekonflikten“, in: Evang. Akademie Loccum,
69/1998,Stiftungen undNGOsalsArchitekten desWandels (S. 25ff)
Auch die Beziehung zu NGOs ist durchaus nicht konfliktfrei. Das hängst sehr stark mit unserer Rolle als
Geldgeberzusammen. Wirkönnen viel undvollerEmpathieübergleichberechtigtepartnerschaftlicheBe-
ziehungen sprechen, aber es bleibt immer ein Gefälle, ein Machtgefälle, eine strukturelle Ungleichheit
zwischen denGeldgebern unddenen, dievon dieserFinanzierung abhängig sind. ...
Die suchen die Kooperation mitNGOs innerhalb und außerhalb der Bundesrepublik. Wir suchen sie im
Rahmen dervon unsdefinierten Ziele undSchwerpunkte. ...
... Rückfrage von Projektpartnern ... Arbeitet ihr nur noch miteiner ganz schmalen Elite von Partnerinnen
aus dem Süden oder aus Europa zusammen, die sich auf einem bestimmten Niveau bewegen und ent-
sprechendeQualifizierung haben?Da meldetsich die Sorge, ob miteiner solchen Ausrichtung nichtviel-
leicht doch am Ende nur kurzatmige internationale Konferenzdiplomatie gefördertwird, von Seminaren,
Konferenzen, Meetings, bei denen man, wie Peter L. Berger sagte, nichtgenau weiß, wasdie eigentlich
für eine nachhaltigeWirkung haben gegenüber dieser eher basisorientierten Arbeit, die sich aufAufbau
von zivilgesellschaftlichen Akteuren undStrukturen richtet.

Aktionsformen passendzumNGO-Stil
Aktionen widersprechen demNGO-Stil nicht. Nurwenigeallerdingshaben dasbisherver-
standen und intelligentgenutzt. Wichtig fürNGOsist, daßAktionen keinen eigenständigen
Charakter haben, sondern eingebettet sind in Lobbyarbeit und die gezielte Informationsar-
beit. NGO-Stil bedeutet das Gegenteil von direkter Aktion. Alles ist darauf angelegt, die
Mächtigen für sich zu gewinnen oderzu nutzen. Dafür istnützlich, wenn Aktionen laufen,
diedieöffentlicheWahrnehmung deseigenen Themasverstärken undDruck soaufbauen,
daß die eigeneVerhandlungsposition verbessertwird.
− Kampagnen: Moderne NGOs zetteln Kampagnen an, um eine öffentliche Unterstüt-
zung für ihre Lobbyarbeit zu erreichen. Ein typischesBeispiel istdie Forderung nach ei-
ner „Tobin Tax“ durch Attac. Vielen Basisgruppen wurden Unterlagen zugesandt, sich
an derKampagne zu beteiligen. Die örtlichen Aktivitäten waren aberstark kanalisiertauf
dasZiel von Attac, dieTobin Taxdurchzusetzen (Unterschriftensammlungen usw.).

− Instrumentalisierung: Noch moderner ist, Aktionen anderer für die eigenen Zwecke zu
instrumentalisieren. Diese Art der Arbeit ist erstmals durch den neuen NGO Attac und
sein Umfeld großflächig angewendetworden. So sind für die Lobbyarbeit zurTobin Tax
die Proteste gegen EU- und G8-Gipfel (Brüssel, Genua usw.) umgedeutetworden. Bei
Attac und in den Attac tragenden Medien wie FR, taz, Spiegel usw. sind solche Proteste
als Demonstrationen für die Tobin Tax bezeichnet worden. Ein noch krasseres Beispiel
waren die Proteste gegen die Klimakonferenz in Bonn im Sommer 2001. Die Befür-
worterInnen des neoliberalen Kyoto-Protokolls waren in der ersten Verhandlungswoche
nie mit Aktionen auf der Straße sichtbar − jedoch etliche kritische Gruppen. In den
Medien wurden Bilder und Berichte dieserAktionen so verändert, daß sie als Aktionen
für das Kyoto-Protokoll, gegen die US-Regierung und für die EU sowie die deutsche
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Position umgedeutet wurden. Rücksprachen mit den JournalistInnen ergaben, daß das
sehrbewußtgeschah und allen Beteiligten klarwar, daß dasFälschungen waren. 3

Im Original: Auszug ausP.M.,2000: „Subcoma“,Paranoia Cityin Zürich (S. 49)
Wenn wir es ganz illusionslos betrachten, sind heute die militanten Demonstranten kaum mehr als nützli-
che Idioten derNGOsunddieswiederum nützliche Idioten desglobalen Kapitals.

Aufbau von elitären Gremien
NGOs streben nicht nur nach Posten in Gremien, sondern kümmern sich auch selbst um
den Aufbau neuer Gremien, in denen sie dann mit den Mächtigen zusammensitzen. Das
reicht von der politischen Forderung nach besonderen Räten (Ökorat, Nachhaltigkeitsrat
usw.)biszu denmassenhaftgeschaffenenGremien zurAgenda21, in denen sich nichtetwa
BürgerInnen engagieren, sondern vorallemdieFunktionärInnen derNGOs− von Firmen
biszuUmweltverbänden. DieseGremien schaffeneineneueEliteunddefinieren sich alsEr-
gänzungderbestehendenMachtstrukturen, nichtaberalsderenGegengewichtodergarein
Aktionsfeld, in dem auch Macht in Frage gestellt undmehrBeteiligungsrechte für die ein-
zelnen Menschen eingefordertwird.

FinanzielleAbhängigkeiten
Ohne eigene Basis bzw. in weiter Ferne von ihrwachsen die finanziellen Abhängigkeiten.
Viele NGOs finanzieren ihre Arbeit ganz oder zu großen Teilen aus öffentlichen Zuschüs-
sen, d.h. ausGeldern genau derRegierungsstellen sowie zunehmend auch Konzerne, die
sie über ihre Lobbyarbeit gleichzeitig für sich zu gewinnen suchen. Daraus entstehtein of-
fensichtlicher Interessenkonflikt.
DieVerbändekönnennichtmehrdrohen− zumeinen, weil siekeineBasismehrmobilisie-
ren können bzw. ihnen bereits dasKnow-Howfür öffentlicheAktionen fehlt, zum anderen
aberauch, weil sie damit ihre eigene finanzielleGrundlagegefährden würden.

PersonelleVerflechtungen
DieNähe zu den Regierenden, bewußtherbeigeführt, ziehtdirekte personelleVerflechtun-
gen nach sich. EtlicheSpitzenfunktionärInnen in den NGOshaben Parteibücher in derTa-
sche, verdienen ihrGeldinStaatsapparatenoderstehenvorKarrieresprüngen inParlamente
und Verwaltung. Das beeinträchtigt die freien Entscheidungsmöglichkeiten derNGOs be-
trächtlich.

Teilnahmean derMacht
Dieverschiedenen NGOswollen gemeinsam einezusätzlichepolitischeStruktur innerhalb
des parlamentarischen Systems sein. Einzelne Vorschläge, z.B. im Öko-Vordenker-Blatt
„PolitischeÖkologie“, gehen soweit, neben Bundestag undBundesrateineDritteKammer
fürdieNGOsschaffen zu wollen. DieUmweltverbände säßen dann plötzlich mitder Indu-
strie, demADACundanderen in einemBoot. DiesesBestreben hatmindestensdrei negati-
veFolgen: Zusammenmitdem in den letzten Jahren entwickelten Bedürfnisnach Konsens
undDialog gehen dieFeindbilderverloren− unddamitauch klareAbgrenzungen samtih-
rer inhaltlich-politischen Profile. Um eineHandlungsfähigkeitzu erreichen, müßten ständi-
ge Kompromisse geschlossen werden. Die Situation wäre sehr ähnlich den Agenda- und
anderen Runden Tischen.
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Schlimmernoch isteinezweiteWirkung: NGOssindzwarnichtdieRegierungselbst, treten
aber zu den Mächtigen auf die gleiche Ebene − als Berater und Lobbyisten, am liebsten
aberalseigenständigerMachtfaktor(Klagerecht, NGO-Parlamentusw.). DiedeutlichsteAb-
grenzungverläuftdamitzu den „normalenBürgerInnen“. DieNGOskämpfen fürihreeige-
nenRechte, nichtfürdieallerMenschen oderderunabhängigen bzw. lokalenGruppen. Da
sich zudem neue Bündnispartner (eben die anderen NGOs) anbieten, geht der Kontakt
auch zur eigenen Basisweiter zurück. Folge in den großen Verbänden: DieGeschäftsstel-
len werden mit immermehrPersonal für die Lobby- undGremienarbeit aufgestockt, wäh-
rendderKontaktzurBasisverkümmert.
Drittens entsteht eineGefahr aus dem einzigen gemeinsamen Interesse der verschiedenen
NGOs. Was ADAC, Gewerkschaften und Frauenverbände mit UmweltschützerInnen oder
Eine-Welt-Läden eint, istdie Forderung nach derFörderung von NGOs. MehrGeld, Infor-
mationen, Posten usw. wollen alle. Daherwerden die NGOs in diesem Fall eine starkeAl-
lianz für ihre eigenen Bedürfnisse und Vorteile entwickeln − und dabei den nicht-NGO-
orientierten Gruppen konkurrenzstark gegenübertreten. Das kann eine Schwächung und
Ausgrenzung selbstorganisierterGruppen nach sich ziehen4.
Wie sehrdie eigeneMachtsteigerung im Vordergrund derNGO-Arbeit stehtund diese vor
allem aufKosten derBeteiligung derMenschen insgesamtgeht, zeigen zwei zentrale Bei-
spiele von NGO-Arbeit: dieAgenda21 unddieGlobalisierungsdebatte.
− Agenda21: DiesesDokumenteinerUN-Konferenz im Jahr1992 enthältzum einen die
ungeschminkte Aufforderung zum weltweiten Ausbau derAtom- undGentechnik, auch
in anderen Kapiteln werden vor allem High-Tech-Verfahren bevorzugt. In den Kapiteln
um die Beteiligung sollen die Konzerne auf die gleiche Ebene wie die Politik gebracht
werden, währendmit den BürgerInnen nur ein Dialog geführtwerden soll. Eine beson-
dere Rolle wird aber den NGOs gegeben. Das ist einer der Gründe für die Popularität
derAgenda21: DieNGOswollen vorallem sich selbstnützen, daraus entstehtein posi-
tives Verhältnis zu einem Dokument, das ansonsten jeglichem Umweltschutzgedanken
zuwider ist.

− Globalisierungsdebatte: Ziel weltweiter neoliberalerUmgestaltung durch neue Handels-
verträge, WTO-Bedingungen usw. ist der ungehinderte Zugang zu Märkten, Rohstoffen
undMenschen alsArbeitskraft. Soziale und ökologischeBewegungen müßten sich die-
serEntwicklung entgegenstellen, fördert sie doch dieAusbeutung von Mensch undNa-
tur. Doch NGOs verhalten sich anders. Sie verbünden sich nicht mit den Menschen,
sondern suchen den Kontakt mit den Mächtigen. Sie wollen dabeisein und versuchen,
Teilnehmer aufden internationalen Konferenzen zu sein. Dazu gründen sie Lobbyorga-
nisationen, die selbst auch keinerlei Basis und damit Kontakt zu den Menschen mehr
haben (Beispiele: WEED, GermanWatch, WWF, Share u.a.). Die protestierenden Men-
schen in vielen Ländern derWeltwerden von den NGO-Kadern höchstens instrumenta-
lisiert füreigeneVorteile oder ihreForderung, in den Machtapparaten mitwirken zu kön-
nen. Wenn es den NGOs hilft, distanzieren sie sich ebenso schnell von direkten Aktio-
nen undöffentlichem Protest.

Akzeptanzbeschaffung
Durch die Mitwirkung an den Entscheidungsprozessen, ohne jedoch wirklich Mitsprache-
rechte zu haben, geben die NGOs den Regierenden einen sozialen und ökologischen
„Touch“. Das stärktdieHerrschenden und ihreEntscheidungen.
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Reproduktion von Macht
NGOsrichten ihreStrategien undStrukturen nichtnuraufRegierungs- undMarkthandeln
aus. SiereproduzierendiedortigenHerrschaftslogiken auch intern (sieheKap. 3.3), in ihren
Positionen (sieheKap. 3.1 und 3.2) und in ihremVerhältnis untereinander. So haben viele
NGOsderIndustriestaaten Beziehungen zu Partnerorganisationen in ärmeren Ländern, die
finanziell sowiezumTeil auch personell abhängig sind. Daszeigtsich auch daran, daß füh-
rendeNGOs in vielen ärmeren Ländern überdieKöpfederdortigen NGOssowieohnehin
derbetroffenenMenschen hinwegmitden jeweiligen Regierungen verhandeln undKoope-
rationen eingehen.

Im Original: Auszug aus Joachim Hirsch, 2001: „Des Staates neues Kleider“, in: Ulrich Brand u.a.,
Nichtregierungsorganisationen in der Transformation des Staates, Westf. Dampfboot in Münster
(S. 39ff)
Insgesamtbestehtauch innerhalb desNGO-SystemseineMachthierarchie, diepotenten, meistmetropo-
lenbasierten „NGO-Transnationals“ im Vergleich zu kleineren und schwächerenOrganisationen aufloka-
lerund regionalerEbeneerheblicheVorteile schafft(...). In gewisserWeisebildetalsodasNGO-System
selbstnoch einmal diezwischen denNationalstaaten existierendeungleicheMachtverteilung ab. ...
Schließlich misst sich die demokratische Qualität von NGO sehr wesentlich an der Art ihres Bezugs zu
denen, deren Interessen sie zu repräsentieren und wahrzunehmen beanspruchen. Interessen können in
derWeise stellvertretend formuliertund praktischeHilfe kann durchaussogeleistetwerden, dassdieAb-
hängigkeitderAdressaten verstärktund deren Möglichkeiten zu gesellschaftlich-politischer Selbstorgani-
sation geradezu zerstörtwerden, wie es sich bei vielen Entwicklungs- und Nothilfeprojekten nachweisen
läßt. ...
Gehtes um dieAufhebungweltweitdominierenderHerrschafts-, Ausbeutungs- und Abhängigkeitsbezie-
hungen, sowird eskeinen Ersatzfür radikale, d.h. unmittelbareundaußerinstitutionelle, dieherrschenden
politischenAgenden undKonsensesprengendeundgegen den verzweigten Komplexvon Herrschaftsap-
paraten aufnationalerwie internationalerEbenegerichteteAktion geben können, schon garnichtin Form
vonVerhandlungen aufdiplomatischem Parkettoderamgrünen Tisch. Zu einem solchenVerhalten sind in-
dessenNGOaufgrund ihrerStruktur- und Funktionsbedingungen nursehrbedingtin derLage.
AuszugausAlexDemirovic,2001: „NGO,StaatundZivilgesellschaft“, in: Ulrich Brandu.a.,Nichtsre-
gierungsorganisationen in derTransformation desStaates,Westf. Dampfboot in Münster (S. 144)
Nur ein winziger Teil der weltweit existierenden NGO kann internationale Konferenzen besuchen und
den Entscheidungsprozeß zu beeinflussen versuchen. Sie repräsentieren bestimmte Interessen und Bevöl-
kerungsgruppen, ohne von diesen Bevölkerungsgruppen delegiertund gewähltzu werden; vielmehr ent-
scheidet häufig die Nähe zu Regierungen, einzelnen Staatsapparaten oder Politikern, also persönliche
BekanntschaftoderZugehörigkeitzu einem Netzwerk, überdie Teilnahme. Die Bevölkerung, der „Volks-
souverän“, weiß häufig nichteinmal, dasssievertretenwird.

b. Wirkung aufBündnisse
NGOs wirken auf Bündnisse „NGOisierend“, d.h. sie übertragen ihre Arbeitsformen auf
dasBündnis. DashatverschiedeneUrsachen undFolgen:
− NGO-orientierte Verbände können an Bündnissen mit radikalen Aktionsstrategien und
-inhalten nicht mitwirken, ohne ihren Ruf als regierungsberatende Organisationen zu
riskieren, d.h. weitervon den Regierenden akzeptiertzu sein.

− Oftmals neigen Bündnisse dazu, über die beteiligten regierungsnahen Organisationen
Finanzanträge zu stellen und sind dann später davon abhängig, daß diese Verbände
auch im Bündnismitwirken. Dadurch werden dieBündnisse erpreßbar.

− Die NGOs sind über ihre Hauptamtlichenstrukturen, angesiedelt nahe der politischen
Machtzentren, ständig handlungsfähig und übernehmen die Funktionen, die ihnen eine
dominante Rolle in den Bündnissen verschaffen, z.B. die Erstellung von Rundbriefen,
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Einladung undVorbereitung von Treffen, Kontaktadresse nach außen, Pressearbeit usw.
Übersehen wird dabei, daß Hauptamtlichenstrukturen und Hierarchien nicht nur zu
Zensur, Steuerung und Zentralisierung neigen, sondern in der Regel auch uneffizient
agieren, da sie sich nichtnuran derSacheorientieren.

− NGOs müssen, wollen sie Bündnisse dominieren, auf einen hierarchischen Stil der
Bündnisse drängen, denn sie verfügen in der Regel nur überwenige, dann aber haupt-
amtliche und strategisch erfahreneMitarbeiterInnen. WoBündnisse durch kleine Steue-
rungsgruppen koordiniert werden, wächst die Dominanz derer, die in kleinen Runden
mitwenigen Personen agieren.

− Hinzu kommtdie augenblicklicheSchwächederselbstorganisierten Gruppen, sei es lo-
kal, regional oder auch in überregionalen Projekten. Eine überregionale Aktionsfähig-
keit in Netzwerken oder Projekten jenseits der NGOs und einiger weniger weiterer
Hauptamtlichenstrukturen gibteszurZeitkaum.

Neben den überregionalen Strukturen und Büros übernehmen zunehmend auch Basis-
gruppen dasDenken alsNGOund entwickeln aufihrerEbene (Land, Region, Kommune)
ähnliche Verhaltensweisen, bemühen sich um Posten in Gremien oder beteiligten sich als
Arbeitsschwerpunkt an der Agenda. Wer radikal bleibt, verliert dann oft den Kontakt zu
denen an den Tischen derMächtigen. VieleagierenweiteralsBürgerinitiativeoderautono-
me Gruppe, verbleiben als naturkundeorientierte Gruppe im Hintergrund oder lösen sich
auf.

c. NGO-Arbeit imVergleich
Die durch die NGO-Orientierung vieler Verbände und Organisationen entstandenen Ab-
hängigkeiten und politische Inhaltsleere einschließlich der Unfähigkeit, bissig und wider-
ständig zu sein, sind offensichtlich. Es gibt keine Alternative dazu, NGO-Arbeitsformen zu
beenden, soll politischeBewegungwiederhandlungsfähig undwirkungsvoll sein.
Inzwischen liegen genügendBeispiele vor, die direkteVergleicheermöglichen:
− Die NGO-dominierten Proteste gegen den Weltwirtschaftsgipfel im Juni 1999 in Köln
waren blaß gegenüber den von handlungsfähigen Aktionsgruppen organisierten Prote-
ste gegen die WTO am 30.11 .99 in Seattle. Dabei ist interessant, daß in Seattle auch
Verbände an den Protesten beteiligt waren, die sonst als NGOs agieren, aber in Seattle
auf eine öffentliche Aktionsform setzten. Die meisten deutschen NGOs verhielten sich
da anders. Sie wollten gerne bei derWTO selbst dabei sein, baten den Atom- undGen-
technikfreund Klaus Töpfer (CDU), für sie in der WTO zu sprechen, und kritisierten
oder verschwiegen die Proteste zunächst. Zum Glück konnten die deutschen (und auch
andere vergleichbare) NGOs in Seattle nicht so zum Zuge kommen wie in Köln −
sonst wäre diese WTO vielleicht nicht gescheitert ... Im Nachhinein versuchten viele
NGOs, die Proteste für sich zu nutzen und ihre eigene Rolle herauszuheben, gleichzei-
tig aber steckten deutsche Spitzen-NGOs ihre Hauptkraft in die Gründung eines über-
greifenden NGOs, deralsDach allerLobbyverbändeauftreten soll. 5

− Dieweiteren globalen Auseinandersetzungen wurden stark von Basisbewegungen orga-
nisiert. An ihnen waren teilweise auch Verbände mit NGO-Stil beteiligt, jedoch meist
wenig prägend. Die öffentliche Wirkung ging vor allem von derWiderständigkeit, Un-
berechenbarkeit, den direkten Aktionen, z.T. auch der Militanz6 aus. In Deutschland
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kam es als Reaktion und mit breiter Unterstützung SPD- und PDS-naher Kreise7 zum
Aufbau des NGOsAttac. Dieser kanalisierte dieWiderständigkeit vollständig und orien-
tierte alle Aktivität auf die Bedürfnisse der Attac-Elite, bestimmte politische Reformvor-
schläge einzubringen. Widerständige Aktionen unterblieben im Jahr 2002 fast ganz8
und waren auch nicht vorgesehen. Eine Beteiligung an den internationalen Protesten
z.B. zum EU-Gipfel in Spanien im Sommer2002warkaummehrvorhanden.

− Viele Anti-Atom-Gruppen begriffen frühzeitig, daß im Zuge der sogenannten Konsens-
gespräche keinerlei Fortschritte, sondern eher nur rechtlicheAbsicherungen desWeiter-
betriebs zu erreichen waren. NGO-Stil war es, sich als Berater aufzuspielen, die eigene
Teilnahmean den Konsensgesprächen einzufordern und immerneueZeiträume fürden
Ausstieg zu benennen (z.B. BUND-Energiesprecher Klaus Traube nach der Bundes-
tagswahl 1998: 10 Jahre; SPD- undUmweltfunktionärErnst-Ulrich vonWeizsäcker: 30
Jahre usw.). Erst Ende 1999 fanden die Umweltverbände zaghaft zu öffentlichen Ak-
tionsformen zurück, nachdem sie den totalen Mißerfolg ihrer Beraterorientierung bei
der Bundesregierung bemerkten. Dennoch hielten viele an ihrem Lobbystil fest oder
forderten sogar deren Ausweitung (z.B. Restrisiko vom 27.9.99, S. 4). Demgegenüber
haben die direkten Proteste dieAkzeptanzderAtomenergie im Laufe der Jahrzehnte er-
heblich reduziert. Ähnliches gilt auch für dieGentechnik: Direkte und öffentlicheAktio-
nen haben die Gentechnik zu einer wenig beliebten Technologie gemacht, nicht die
Lobbygesprächemitden Regierenden.

− Die Expo 2000, wo viele NGOs mitmachten in der Hoffnung, dann wenigstens noch
kleineVerbesserungen oderAlternativen einbringen zu können. Sie konnten im geplan-
ten zentralen Bereich der Expo, dem Zukunftsentwurf für die Welt von morgen (The-
menpark), nichts verändern. Dort wurden neue Atomkraftwerke als Energielieferanten
präsentiert − aber nebendran drehten sich ein paar Windräder der Öko-Firmen und
-Verbände. Medizin und Landwirtschaftwaren von Gentechnologie geprägt− daneben
standderBio-Erlebnishofvon demeter. WeltweiteProjektewaren derTransrapid, mehre-
reAtom-Forschungsreaktoren, Genlabore− und auch ein paarHecken desBUND, das
Agendahaus des Umweltzentrums Dresden, die alternativen Lebensprojekte Pommritz,
Steyerberg und artefact sowie viele weitere Projekte der Verbände. Sie dienten als Ak-
zeptanzbeschaffer, auf die Expo-Ausgestaltung selbst hatten sie keinerlei Einfluß. Dort
herrschten die Regierungen undGroßkonzerne. DerNGO-Stil kann direkte und öffent-
licheAktion nichtersetzen undHerrschaftsprojekte nichtdemaskieren.

Ein Nebeneinander von NGO-Tätigkeit und direkter Aktion ist kaum oder gar nichtmög-
lich, denn sie richten sich zu wesentlichen Teilen gegeneinander. Zum einen geht es um
verschiedene Handlungsformen, oft auch andere Ziele sowie den Zwang zur Beschaffung
finanziellerundpersonellerRessourcen. Esistauch inNGOsnichtunendlich viel Zeit, Geld
und Kraft da. Gremien- und Lobbyarbeit aber kosten sehr viel Zeit, die Hauptamtlichen-
strukturen verschlingen große Teile des Geldes, das für politische Arbeit zur Verfügung
steht. DieseRessourcen fehlen bei den konkreten und direkten Aktionen. Gleichzeitig stel-
len sie ein internes machtpolitisches Gefälle für einen Lobbystil dar, d.h. direkte Aktions-
gruppenwerden ausgegrenztdurch dieApparatemitihren zeitlichen undfinanziellenMög-
lichkeiten.
Zum anderen werden NGOs und direkte bzw. öffentliche Aktionen gegeneinander ausge-
spielt. Unabhängige Aktionsgruppen werden damit konfrontiert, daß die Mächtigen ihre
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Handlungen über die Beratung der NGOs legitimieren („die Expo ist öko, sonst würde
doch der BUND, NABU, DNR, WWF ... nicht mitmischen“ usw.). Zum Teil greifen die
NGOsdiedirektenAktionsgruppen sogaran, in demsiesich ständigvon derenAktionsfor-
men distanzieren (z.B. bei widerrechtlichen Aktionen wie Besetzungen, Sabotage usw.).
NGOswerden bei ihrerLobbyarbeit immerwiederaufdirekteAktionen angesprochen und
fühlen sichmeistgenötigt, dazu Stellungzu beziehen. DasbelastetdieGesprächeundgeht
soweit, daßNGOssich öffentlich vonAktionendistanzieren undradikalenGruppenvorwer-
fen, ihnen dieLobbyarbeitzu erschweren.
Prominente VerfechterInnen des NGO-Arbeitsstils, z.B. in den neokeynesianischen Me-
dien, heizen diese Stimmung sogar noch an − seit den Auseinandersetzungen beim EU-
Gipfel in Göteborg fordern sie die NGOs und vor allem Attac immer wieder auf, radikale
Gruppen zu verdrängen.

Im Original: Auszug aus C. Grefe, M. Greffrath und H. Schumann,92002: „attac“. Rowohlt Berlin,
S. 126,137f,182) zum Attac-Kongreß im Oktober2001
Auch manche Unverbesserliche oder selbst ernannte Heilige politischer Sekten mit revolutionären Erlö-
sungshoffnungen an anarchistischen oder esoterischen Büchertischen waren darunter. Doch solche
Randerscheinungen lenkten nur ab von dem Ernst, der Kompetenz, auch der kritischen Distanz, mit der
sich die überwiegende Mehrheit der Besucher so hochkomplexen Fragen wie jenen des globalisierten
Handels- und Finanzsystems stellte, nach Deutung suchte und demokratische Einflussmöglichkeiten ab-
wog. ...
Ebensowenigdürfen Personen oderGruppemitarbeiten, dieGewaltalspolitischesMittel akzeptieren ...
Prominente Akteure könnten helfen, und sie werden es tun, in dem Maße, in dem die Bewegung es
schafft, sich dieSteineschmeißervom Halszu schaffen.

d. DieGeschichtesprichtfürdirekteund öffentlicheAktionen
Gerade dieGeschichte desUmweltschutzes zeigt, daß direkte und öffentlicheAktionen er-
folgreicher sind. DerUmweltschutzwurde zu einerwesentlichen Kraft in derGesellschaft,
alserseineForderungenmitdirekten undöffentlichenAktionen einbrachte. StartbahnWest,
Wyhl, Brokdorf, Wackersdorf, Gorleben undmehr stehen beispielhaft für bundesweiteAk-
tionen, viele örtliche Aktionen und Besetzungen. Darüber ist der Umweltschutz durchset-
zungsfähig geworden. Das Umweltbewußtsein stieg, die Politik zog einem Automatismus
gleich mitUmweltschutzprogrammen, -gesetzen usw. nach.
Als die Umweltschutzorganisationen durch mehrMitglieder und öffentliche Förderung ge-
stärkt und hierarchisch durchorganisiertwaren, die ersten FunktionärInnen Karrieremach-
ten in Parteien undVerwaltung, späterauch in derIndustrie, wechseltedieStrategie. Dialog,
runde Tische, Gremienarbeit und mehr standen nun im Mittelpunkt. Gleichzeitig ließ die
DurchsetzbarkeitvonUmweltschutzforderungenmassivnach. Heutesitzen „Ökos“ in allen
möglichenGremien, Umweltschutzistaberin derÖffentlichkeitunwichtiggeworden. Neue
GesetzeoderProgrammewirken eherdemUmweltschutzentgegen.
Daraus istzu schließen: ÖffentlicherDruck, direkteAktion und unabhängigeArbeitsstrate-
gien verbessern dieDurchsetzbarkeitdereigenen Forderungen. Allerdingsgibtes im Kon-
fliktmitden Regierenden wenigerChancen aufeigeneKarriere und finanzielle Förderung.
Der NGO-Stil dagegen verschlechtert die Durchsetzbarkeit politischer Forderungen und
verbessertdieChancen fürKarriere undFördergelder.
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Quellen zu 4.5
1 Jens Katzekwurde vom Anti-Gentechnik-Sprecher des BUND direkt zum Pressesprecher derGentechnikfirma KWS und

agiertheute als einerderwichtigsten Lobbyisten derGentechnik-Branche. DasHandwerkszeug dazu haterbeim BUND
erlernt. Ausden selbstorganisierten Alternativfirmen vorallem im Energiebereich entstanden dieökokapitalistischen Geld-
anlagefirmen − eine dermodernsten Branchen imWirtschaftsspektrum. Vieleweitere Beispielewären anzuführen (siehe
auch Kap. 3.2und4.6sowiedasKap. „Öko-Betriebe“ im Band1 „Reich oder rechts?“).

2 EhemaligergrünerSpitzenfunktionär, heuteChefderHeinrich-Böll-Stiftung und als solchereinerderVorantreiberderMo-
dernisierung der Grünen, u.a. Befürworter der Kriegseinsätze. Seit Jahren immer wieder Partner und Finanzier großer
NGOsund ihrerzentralistischen, staatsorientierten Kampagnen (Ökosteuer, Köln '99).

3 Zu Instrumentalisierung sieheauch im Kap. 3.3, zu den Klimaverhandlungen im Kap. 4.6.
4 Allerdings kann es auch zu einer Klärung führen, in dem selbstorganisierte Gruppen jede Chance auföffentliche Förde-

rung verlieren, können siesich mehraufihreautonomenAktionsformen konzentrieren.
5 Später entstand aus dem zunächst „Netzwerk für die demokratische Kontrolle der Finanzmärkte“ genannten Dachver-

bandderNGOAttac.
6 Das soll nicht beschönigen, daß viele der militanten Aktionen zwar Öffentlichkeit herstellten, aber keine emanzipatori-

schen Positionen oderVisionen vermittelten. Das unterscheidetsie abernichtnegativvon den meisten gewaltfreien Aktio-
nen.

7 Nur in geringeremAusmaßauch ausgrünem Umfeld, da dortsozialpolitischeThemenwenigerverankertsind.
8 Ausnahmen gingen eher auch kreativeWiderständigkeitvon Einzelpersonen zurück, die dann als Attac auftraten − z.B.

beim Protest gegen die Berliner Bankgesellschaft im Sommer 2002, wo in einer kreativ und selbstbestimmt agierenden
Gruppeauch dasAttac-Koordinationskreis-MitgliedBirgerScholzdabeiwarundalsAttacauftrat.

9 JournalistInnen von Spiegel, tazundZeit.
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4.6 Eigentum ausdehnen!
KlimaschutzschafftneueVerwertungsverhältnisse

Neoliberalismus bedeutet eine beschleunigte Ausdehnung der Verwertungsverhältnisse−
zum einen geografisch, d.h. das Diktat der offenen Märkte und der Reproduktion über
MarktundVerwertungwirdweltweitbis in den kleinsten Zipfel und in jedemenschlicheGe-
meinschaft ausgedehnt. Zum anderen aber bedeutet es eine Ausdehnung aufbisher nicht
derVerwertung unterworfeneBereiche. DasbekanntesteBeispiel der letzten Jahre sinddie
Gene. Bislanggehörten sieniemandem, waren daherauch nichtverwertbar, dadieVoraus-
setzungdesEigentumsverhältnissesodervergleichbarerRegelungenwieNutzungslizenzen
usw. fehlten. Daswurdenun geändert, sodaßmitGenen undgentechnischenManipulatio-
nen in Zukunftgehandeltwerden kann.
In dieserLogik liegtauch dermoderneKlimaschutz, derhieralsBeispiel fürdenÖkoneoli-
beralismusdienen soll. BisherwarLuftkeinerRegelungunterworfen, einigeUmweltschutz-
gesetzeregeltendenSchadstoffausstoß. Handelbarwardasabernicht. Daswirdnunanders.
Konzerne und Nationalstaaten erhalten Lizenzen zur Nutzung der Luft und können diese
handeln. DamitwerdenMarktlogiken aufdieLuftübertragen, dieLizenzen können verwer-
tet, profitabel ge- und verkauftwerden. Spekulation undAkkumulation, d.h. dieAnsamm-
lung von Luftverschmutzungsrechten z.B. in den reichen Industrienationen bzw. bei domi-
nanten Konzernen, sindmöglich.

Im Original: Auszug aus Christa Müller, 1997: „Von der lokalen Ökonomie zum globalen Dorf“,
Frankfurt/Main (S. 209)
Das Instrumentarium der Ökonomie soll durch die Einführung des „Ökosozialprodukts“, das Naturver-
brauch als Kapitalverbrauch verbucht, sogar noch optimiertwerden. DieMonetarisierung derNatur re-
produziert jedoch die Reduktion von Natur auf ihren Tauschwert innerhalb der einseitigen Wertzuwei-
sung einer Ökonomie, die nur auf quantitative Tauschwerte bzw. Preise reagieren kann. ... Von dieser
Warte aus betrachtet schreibteineMonetarisierung derNatur lediglich ihren zweifelhaften Aufstieg zur
gesellschaftlich anerkanntenWare festund bedeutetnichtmehr als die künstlicheVerknappung derNa-
tur. Über die Konstruktion desÖkosozialprodukts erscheintNatur nur noch mit ihrem Kapitalwert in den
Produktionsfunktionen.

Die Geschichte des modern Klimaschutzes beginnt dort, wo marktförmige Umweltschut-
zideen insgesamtpopulärwurden. Zu den Ergebnissen derUNO-KonferenzvonRio1992,
deren umfangreichstes und bekanntestesErgebnis dieAgenda21 ist, gehören auch Festle-
gungen zumKlimaschutz. Darausentwickelten sich Konferenzen der„Vertragsstaaten“, wie
dieUnterzeichnerländerderKlimaschutzrahmenkonventionen genanntwurden. Im japani-
schenKyotowurde1997 ein Protokoll verabschiedet, dasden künftigenUmgangmittreib-
hauswirksamenGasen regeln sollte. Dabeiwirdschon indiesemProtokoll klar, daßesweni-
gerumdenSchutzdesKlimasging, sondern umeinenMechanismus, derzwarfürdieUm-
weltbessersein könntealsdasungebremste „Weiterso“, derabervorallem neueMöglich-
keiten fürProfite undKapitalakkumulation schaffen wird. Darum istmodernerKlimaschutz
auch ein Teil derneoliberalen Veränderung derWelt− undpaßtzu vielen anderenmoder-
nen ökologischen oder sozialen Regulierungsmechanismen, die von Seiten der National-
staaten oder Staatenbünde gesetzlich oder vertraglich verankertwerden und vor allem die
Ausdehnung desMarkteszum Ziel haben (wie in derAgenda21 vorgeschlagen).
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Im Original: Auszüge aus Sebastian Oberthür/Hermann E. Ott, 2000: „Das Kyoto-Protokoll“, Les-
ke+Budrich in Opladen1

... könnten dieMechanismen zurwegweisenden Innovationwerden, da siePrinzipien desMarktes in bis-
hernichtgekanntemAusmaß in die internationaleUmweltpolitikeinführen. (S. 136)
DerEmissionshandel, dieGemeinsameUmsetzung und derMechanismus fürumweltverträgliche Entwick-
lung (...) verfügen zweifellosüberalleVoraussetzungen, um sich zu denwichtigsten Elementen desKlima-
regimeszu entwickeln. IhrepolitischeBedeutung kannwohl kaum zu hoch bewertetwerden. MitderNut-
zungdieser Instrumentewirdsich dasKlimaregimevon einer in ersterLinieaufden Umweltschutzgerichte-
ten Vereinbarung in einen „harten“ Wirtschaftsvertrag verwandeln. Eswäre denkbar, dass derCDMei-
nesTages in Konkurrenzzurmultilateralen Entwicklungshilfe tritt. MitderSchaffung einesSystems fürden
Handel mit Emissionen (und abgeleiteten Produkten wie Termingeschäften) könnte ein riesiger neuer
Marktentstehen, aufdem umfangreicheFinanztransaktionen stattfinden. (S. 350)

Klimaschutzab Endeder90er Jahre dasgrüneAusgängeschild desNeoliberalimusgewe-
sen. ErdientealsAkzeptanzbeschaffung− ideell odermitden zielgerichteteingesetztenKa-
tastrophenszenarien. Siewurdenvongenau denenverkündet, diedieklimaveränderndePo-
litik zu verantworten haben. Undsiedienen dazu, genau diesen Personen und Institutionen
dieweiterenGeschickeanzuvertrauen, denn „esistjetztkeineZeitfürgrundsätzlicheDebat-
ten“. Ebenso istdasArgumentzu hören, daß dieStaaten und ihreGewaltmonopole in die-
serKrise gebrauchtwürden − grüne Farbe fürKontrollen, Überwachung, Märkte, Polizei,
Parlamente undArmeen. Bei derKlimakonferenz im Juli 2001 in Bonn forderten dieUm-
weltverbände (!), daß Klimasünden vor einen internationalen Gerichtshofzu bringen seien
− undbezogen sich dabei positivaufden damalsgeradeinhaftierten ehemaligen jugoslawi-
schen StaatschefMilosevic. Welch eineAkzeptanzbeschaffung für ein GerichtohneLegiti-
mation, dieillegaleVerhaftungunddenKrieggegen Jugoslawien. Soll eskünftigauchKrie-
ge fürdasKlimageben?

a. DieGeschichte: Kyoto− Bonn− Marrakesh
DieDebatteumdie internationalenRegelungen zumKlimaschutzzeigen sehrdeutlich, wel-
che Ziele verfolgt werden. Zudem zeigen sie, welche Rolle die Umweltverbände in dieser
Diskussion spielen. Sie treten akzeptanzbeschaffend aufundeinseitig pro-europäisch.
1997 war in Kyoto das Klimaprotokoll nach fünf großen Konferenzen und vielen kleinen
Verhandlungenverabschiedetworden. Danach gingesumdieAusführungsbestimmungen,
die Grundlage für die Ratifizierung in den Staaten waren. Die Klimakonferenz in Bonn im
Sommer2001 wardieFortsetzungderzunächstgescheiterten sechstenKonferenz(COP6)
in Den Haag, deshalbwurdeBonn auch COP 6.5 genannt. Schon imVorfeld zeigte sich,
daß deutsche und EU-Regierungen sowie die von ihnen abhängigen NGOs eine Hand-
lungseinheitbilden würden.

Im Original: Jürgen Trittin, Bundesumweltminister, in derGrünen-Zeitung „KlimaZeit“
Das Kyoto-Protokoll müsseGrundlage für den globalen Klimaschutz bleiben. Für dieses Protokoll gibtes
keine realistischeAlternative.
PDS-Presseinfozu einem Antrag im Bundestag,14/65760
... sei auszuloten, wie sich bei einerVerweigerungshaltung der USAeine schnellstmögliche Ratifizierung
desKyoto-Protokollsauch ohnedieVereinigten Staaten erzielen lasse.
PresseinfodesWWF Deutschland,veröffentlichtvon otsam11.6.2001
Sechs Umweltschutzorganisationen haben sich im Vorfeld des EU-Gipfels an Bundeskanzler Gerhard
Schrödergewandt. In einem offenen Brieffordern BUND, DNR, Germanwatch, Greenpeace, Nabu und
WWFein klaresBekenntniszum Kyoto-Protokoll.
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Beispiel: BUND-und BUNDjugend-Aktion
Vorallem dieBUNDjugendorganisierteeineRettungsbootaktion fürden Klimagipfel. DasBootsolltenicht
symbolisch das Klima retten, sondern explizitdas Kyoto-Protokoll. In derWerbung wurde die Nähe zur
EU und ein platter Antiamerikanismus deutlich. Zitat: „In Bonn muß der Klimavertrag vor derAttacke der
Amerikanergerettetwerden, um eine globale Katastophe zu verhindern. ... DerVertag kann in Krafttre-
ten, wenn andere Staaten die Blockade der Amerikaner ignorieren. Deshalb lädt der BUND Tausende
Menschen ausallerWeltnach Bonn ein, um ein Rettungsbootfürden Klimavertrag zu bauen.“

Einigen Basisgruppen vor allem aus dem Umweltschutz-von-unten- und dem Risingtide-
Netzwerk brachten eine deutliche Kritik an dem neoliberalen Charakter des Kyoto-Proto-
kollsein, allerdings fehltevorallem derRisingtide-Gruppe, die fürdieOrganisation derAk-
tionen sehrwichtig war, derMutzu einerklaren Aussage. 2

Im Original: Auszug aus der Resolution gegen das Kyoto-Protokoll des Bundes-Ökologie-Treffens
(Mai 2001 in Augsburg)
AusfolgendenGründen istdasKyoto-Protokoll zu verhindern:
1 . KyotoerlaubteineSteigerung derCO2-Emissionen
... Nach dem aktuell verhandelten „Kyoto-Protokoll“ würden sich die Industrieländerabernurzu einerRe-
duktion von 5,2% je nach Land bis 2008 oder 2012 verpflichten, obwohl sie als Hauptverursacher der
Emissionen 80% laut IPCCeinsparen müßten. Dank fragwürdigerMethoden und etlichen Schlupflöchern
in den Umsetzungsrichtlinien läßtdas Kyoto-Protokoll sogar eine deutlich Erhöhung der CO2-Emissionen
zu. ...
2. KyotodehntmarktwirtschaftlicheVerwertungslogiken aus
... werden die Voraussetzungen für eine Vermarktung der Luft geschaffen, das bedeutet Profit statt den
Klimaschutz zu fördern. Luftwird nicht mehr länger allen gehören, sondern das Recht, sie zu belasten,
wird kauf-undverkaufbar− unddamitz.B. akkumulierbar, d.h. dasRechtaufLuftbelastungwirdStückfür
Stück in dieHandweniger übergehen, eben derzahlungskräftigsten und durchsetzungsstärksten Konzer-
ne. Kyoto bedeutetdaher eine Ausdehnung der Vermarktungslogik− und ist somiteine klassische Form
desNeoliberalismus.
3. DieDebatteum KyotoverhinderteinewirkungsvolleKlimaschutzdebatte
Die Klimadebatte derVereinten Nationen verschlingtgigantisches Potential − zeitlich, materiell sowie fi-
nanziell ...
4. Kyotoschaffteine rechtlicheAbsicherung fürden Ausstoß von Treibhausgasen
... Stück für Stückwerden sich die Reichen die Emissionsrechte sichern − und damit nicht nur das Recht,
Umweltweiterzu zerstören, sondern auch dieChance, sichweiterzu industrialisieren. DieglobaleUnge-
rechtigkeit könnte steigen. Die Industrienationen legalisieren ihre Umweltzerstörung mit Hilfe von neuen
Gesetzen − Kyoto ist die rechtliche Absicherung desWeiterbetriebs der Verschmutzungsanlagen. Eine
Parallelezum „Atomkonsens“ istunübersehbar.
ErsteAbsätzederStellungnahmedes Instituts fürÖkologiezurKlimakonferenzim Juli 2001 in Bonn
Wer für den Klimaschutz ist, muß gegen Kyoto sein. Denn es schafft keinerlei Verbesserung der Schad-
stoffausstösse, sondern eine weitere Verschlechterung wird zugelassen. Wer zudem eine gleichberech-
tigteGesellschaft und ein freies Leben allerMenschen mitgleichen Möglichkeiten will, sollte gegen das
Kyoto-Protokoll kämpfen. Denn es zementiertUngleichheiten bzw. verschärftdie Ausbeutungsverhältnis-
se.
DasHauptargumentgegen Kyoto: Noch mehrKapitalismus! ...
Luftistnichtsoeinfach direktzu verwerten, weil sie nichtgreifbar ist. Daherhaben sich dieArchitektInnen
des totalen Marktes (Neoliberalismus) im Zuge der Klimaschutzverhandlungen etwas Cleveres einfallen
lassen: Nichtdie Luftselbstsoll vermarktetwerden, sondern dasRecht, siezu verschmutzen. ...
AuszügeauseinerStellungnahmevon WolfGöhring,DKP Bonn,zurKlimakonferenz(Juli 2001)
Wenn dasRechtkäuflichwird, dieAtmosphärealsglobaleAbfallhaldefürCO2undandereTreibhausga-
se benutzen zu dürfen, so könnten in wenigen Jahren die transnationalen Konzerne, die sich selbst als
„Global Players“ bezeichnen, dieBesitzerdieserRechtesein. Sie könnten dann schrankenlosCO2produ-
zieren unddenMilliardenArmen dieserWeltmitdem zunehmenden Treibhauseffektlebensbedrohlich zu-
setzen. DenArmenwärezudem dasRechtaufindustrielleEntwicklunggenommen, essei denn, sieschaff-
ten den Sprung in eineextrem CO2-arme Industrie, ein Sprung den sich die hochentwickelten und reichen
LändersamtihrerGlobal Players jedoch nichtzumutenwollen.
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Die Kritik wurde von den Umweltverbänden ebenso wenig aufgenommen wie von allen
Parteien undMedien. 3BiszumAnfangderKlimakonferenzin Bonnwurdean den Lobprei-
sungen festgehalten. Die KritikerInnen wurden nur aufVeranstaltungen, wo sie tatsächlich
auftraten, angegriffen, sonstwurdedieKritik ganzverschwiegen.

Im Original: Manfred Treber,Germanwatch, in seinerRedeam15.7.2001 in Bonn
Viele hier sehen den Emissionshandel mit Treibhausgasemissionen kritisch. Er ist jedoch mittlerweile ein
Faktum− unabhängig vom Kyoto-Protokoll bereiten sowohl die EuropäischeUnion wie auch die rot-grü-
ne Bundesregierung die Einführung eines Emissionshandelssystems vor. Der Emissionshandel hat einen
großen Vorteil. Mit einem solchen Instrumentwird Klimaschutz in die Sprache derWirtschaft− und die
heißt: Geld− eingeführt. Dadurch hatdieWirtschafteinen Anreiz, Klimaschutzzu machen.
Pressemitteilung von Dr. FranzAlt (per Email im Juli 2001)
Bosse fürKyoto: „e-mission 55“
EswirdGeorgeW. Bush nichtgefallen: aberin Bonn beim Klimagipfel kämpfteineWirtschaftsinitiativefür
dasKyoto-Protokoll. GeorgeW. Bush lehntesmitderBegründung ab, esschadederWirtschaft.
140Unternehmen aus10 Ländern sehen dasanders. Sie haben sich zum Verband „e-mission 55“ zusam-
mengeschlossen. Dabei sind: DieDeutscheTelekom, derGerling-Konzern, dieDeutsche Bank, derOtto-
Versand und die Schweizer Bank Sarasin. Gerd Tenzer, Vorstand der Deutschen Telekom und einer der
Hauptinitiatoren derWirtschaftsinitiative sagt: „Das schnelleWachstum unserer Initiative zeigt, dass die
Wirtschaft einen verbindlichen internationalen Rahmen für den Klimaschutz braucht, um die Investitions-
kraftzu stärken unddieWettbewerbsfähigkeitzu sichern.“
DerName „e-mission 55“ bedeutet: 55 Ländermüssen das Kyoto-Protokoll unterschreiben und diese 55
Ländermüssen zusammen 55ProzentderTreibhausgaseemittieren. Die „e-mission 55“-Mitgliederhaben
einen Jahresumsatzvon 400Milliarden Dollar. Ihre Zahl wächstbis dasKyoto-Protokoll in Kraftgetreten
ist. Sie hoffen jetztaufden Johannisburg-Gipfel „Rio plus10“ im Jahr 2002− 10 Jahre nach dem ersten
Umweltgipfel in Rio1992.
Auszüge aus dem Papier des Parteirates der Grünen zur ökologischen Steuerreform, FR vom
9.7.2001
DerHandel mitCO2-Zertifikaten istein modernesundeffizientes InstrumentzurErreichung klimapolitischer
Ziele. Deutschland muss in der internationalen Debatte eine Führungsrolle übernehmen. Ab 2005 könnte
ein Emissionshandelssystem mitabsoluten Emissionsobergrenzen dieÖkosteuer fürdie Industrie ersetzen.
Wiedie festgelegten Emissionsreduktionsziele dann erreichtwerden, bleibtden Unternehmen überlassen
− derStaatkümmertsich lediglich um dieKontrolle undeventuelleSanktionen.
Reinhard Loske, umweltpolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion von B9́0/Grüne, in der FR am
13.11 .2001
EinMarktfürEmissionszertifikatebietetdieChance füreineeffizienteKlimapolitik
Konzernewie BP und Shell sind dieVorreiter: Sie handeln schon heutemitCO2-Emissionen, um den Aus-
stoßdesTreibhausgases im Unternehmen zu senken. ... DerEmissionshandel rücktimmermehr in denMit-
telpunkt der klimapolitischen Debatte. ... Der Handel mit Emissionslizenzen ist ökonomisch effizient und
ökologisch treffsicher − und daher grundsätzlich positiv zu bewerten. Denn in die CO2-Reduktion wird
dortinvestiert, wodieKosten dafüram niedrigsten sind. ... IstderHandel erfolgreich eingeführtund stellt
erseineFunktionsfähigkeitunterBeweis, sollteerüberkurzoder langzum zentralen Klimaschutzinstrument
im Bereich Industriewerden.

Wichtige Verbündete der Handlungseinheit von EU, deutscher Regierung und NGOsmit
ihren neoliberalen Klimakonzepten waren dieMedien. Je „linker“ sich Tageszeitungen be-
griffen, desto eherneigten sie sogardazu, dieKritikerInnen desKyoto-Protokolls aggressiv
anzugreifen. Keine (!) ZeitungmitAusnahmederer, in derAktivistInnen desUmweltschutz-
von-unten-Netzwerks selbstmitwirken, druckten den Aufrufgegen das Kyoto-Protokoll ab
oder berichteten darüber. Besonders auffällig waren die Texte von Wolfgang Pomrehn im
Neuen Deutschland und in der JungenWelt, wo dieGegnerInnen desKyoto-Protokolls in
dieNähe desUS-Präsidenten Bush gerücktwurden. Bush wurde rund um Bonn von Me-
dien und NGOs als „der Böse“ stigmatisiert− ein Glücksfall für EU und deutsche Regie-
rung, die sich so sehr leichtalsHelden im Kampfum dasKlima inszenieren konnten.
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Beispiel: Berichterstattung in der „Jungen Welt“
Im Vorfeld der Bonner Klimakonferenz verabredeteWolfgang Pomrehn von der Jungen Welt eine Pro-
undContra-ThemenseitezumKyoto-Protokoll. DasContra solltevom InstitutfürÖkologieverfaßtwerden,
pro Kyoto wollte jW-Redakteur Pomrehn selbst schreiben(!). Der Contra-Text ging Pomrehn auch zu.
Veröffentlichtwurde jedoch nur ein zweiseitiger Textfür Kyoto− allerdings angereichertmitzahlreichen
Diffamierungen derKyoto-GegnerInnen. Wie eineNachfrage ergab, hatte Pomrehn der Redaktionszen-
trale in Berlin den Contra-Textauch garnichtweitergegeben. 4

AufdemGipfel wurdenach langemRingen ein deutlich verschlechtertesKlimaschutzproto-
koll verabschiedet. Unter anderem werden jetztWälder, auch bestehende oderAufforstun-
gen nach Abholzungen, alsKlimaschutz (sog. Senken) anerkannt. Umweltverbändehatten
vorherzu Aktionen in Bonn fürdasKyoto-Protokoll undeineVerbesserung derbisherigen
Regelungen aufgerufen. Beschlossen wurde dann eine deutliche Verschlechterung. Den-
noch jubelten diegroßenUmweltverbände, während in anderenVeröffentlichungen dieKri-
tik deutlich formuliertwurde. Das zeigtbemerkenswertdeutlich, wie nahe die großen Um-
welt-NGOsdemStaatstehen und alsdessen Akzeptanzbeschaffer fungieren.

Im Original: FR,24. Juli 2001,S. 1 und 35

Greenpeacesprach von einem „historischen Schritt“ ...
Selbstdie Umweltschutzgruppen, die den Delegationen aufden Klimagipfeln sonst Feuer unter dem hin-
tern machen, woesnurgeht, schienen aufeinmal konvertiert. „Dasistein großerpolitischerSieg“, hießes
auf der Pressekonferenz der Öko-Beobachter. ... Ein Experte von der Umweltstiftung WWF gibt denn
auch zu: „Noch einmal hätten wir dieMobilisierung fur einen weiteren Gipfel nichtgepackt.“ Natürlich
schieben alleÖkospflichtschuldigstnach, dassei nur „Klimaschutz light“, und dieArbeitbeginnenun erst
recht. Druck für schärfere CO2-Reduktionsziele müsse gemachtwerden. Und dafür gesorgt, dass die im
Kyoto-Protokoll aufgerissenen Schlupflöchernichtgenutztwerden. Bloßwiedasgeschehen soll, dafürhat
von den Umweltschützern keiner eine zündende Idee. Dass „Kyoto1 “ bis 2010wohl nurmitGlück über-
haupt Emmissionsreduktionen der Industriestaaten gegenüber dem Stand von 1990 bringen wird, haben
sich dieUmweltschützer ja selbstausgerechnet. 6
Bundesumweltminister Jürgen Trittin in einem Interviewder FR,26, Juli 2001
DieEuphorie istberechtigt, weil esgelungen ist, ein völkerrechtlichesSystem zu etablieren, das langfristig
zum tatsächlichen Absenken desCO2-Ausstossesführt. ... Von solcherProzentrechnerei halte ich nichts.
DörteBernhardt,Germanwatch in UmweltkommunaleökologischeBriefeNr. 16/1 .8.2001
Angriff der USA abgewehrt ... ein historisches Ereignis ... Die eigentlich notwendigen Klimaschutzziele
werden durch dasProtokoll nichterreicht. Durch den Einbezug verschiedenerSchlupflöcherwird nureine
Stabilisierung der Industrieländer-Emissionen (ohne die USA) bis 2012 gegenüber 1990 herauskommen.
... Daswar der Preis für eine solidere Architektur desAbkommens. Zudem istes gelungen, nichtnur den
AngriffderUSAaufdasKyoto-Protokoll, sondern auch aufdieUN als legitime InstanzzurRegelung glo-
baler Menschheitsfragen abzuwehren. Dis könnte historische Bedeutung für die Entwicklung einer auf
NachhaltigkeitausgerichtetenWeltordnung haben.
ÜberschriftderBUND-Pressemitteilung vom 23. Juli 2001
BUND: InternationalerKlimaschutznichtgescheitert− BonnerErgebnis istKlimaschutz„ultralight“
GERMANWATCH-Presseerklärung,Bonn 23.7.01
1 . Der UN-Klimagipfel von Bonn hatheute einen Durchbruch für den internationalen Klimaschutz erzielt.
...
3. ... Diese bindenden Konsequenzen werden in ihrer Bedeutung dadurch kaum geschmälert, dass sie in
letzterMinutedasAttribut„rechtlich verbindlich“ bedauerlicherweisenoch nichterhielten,
4. Die eigentlich notwendigen Klimaschutzziele werden durch das Kyoto-Protokoll nicht erreicht: durch
den Einbezug verschiedenerSchlupflöcherwirdwohl real nureineStabilisierung der Industrieländer-Emis-
sionen bis2012gegenüber1990herauskommen. Aber in derArchitekturdesKlimaschutzabkommenshat
sich weitgehend die EU durchgesetzt, sodass fürdie Industrieländerein ernsthaftes Instrumentfürzukünf-
tigen Klimaschutzentsteht.
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WWF hälterzielten Klimakompromiss für„Durchbruch mitGeburtsschmerzen“
„DieKonferenzisthaarscharfan einerBlamagevorbeigeschrammt, aber in letzterMinuteein Durchbruch
erzieltworden, um das Kyoto-Protokoll ratifizierungsfähig zu machen“, so Regine Günther,3 die Leiterin
desWWFKlimareferats. ... DaserzielteErgebnissei ein Erfolg.

DieUmwelt-NGOsreagierten damitsehreindeutigundunterstützendzurBundesregierung
undEU, mitderenPolitikerInnen-Szenesiepersonell engverfilztundvonderenGeldern sie
abhängigsind. UnabhängigereBeobachterInnen bewerteten dasErgebnisderBonnerKon-
ferenzallerdings schon skeptischer.

Im Original: Kommentar der FR am 28.7.2001 zum Gerücht, Russland würde aus dem Kyoto-Proto-
koll aussteigen
Ein Schlupfloch hier, ein Exportbonbon dort, ein bisschen frischesGeld obendrein. ... nurdasJa zum Pro-
tokoll ermöglichtesMoskau, seine„heißeLuft“ − dieseit1990nichtmehrgenutztenCO2-Emissionsrechte
− teuer an den Westen zu verkaufen und so den eigenen Staatshaushalt zu sanieren. Deswegen: Die
Russenwerden dabei bleiben.
Vorwort in Photon August2001,S. 3
„Der längsteWeg beginntmit dem ersten Schritt“, mag da mancher Umweltschützer einwenden. Doch
möglicherweise ein Schrittaufeinem falschenWeg. Denn das1997 in der japanischen StadtKyoto aus-
gearbeitete Rechtsdokumentgibtden Industrieländern die Möglichkeit, sich weitgehend von ihren Mini-
malverpflichtungen freizukaufen. Durch den potenziellen Handel mit den Emissionsminderungen sind die
im Kyoto-Protokoll festgeschriebenen Mindestreduktionsziele automatisch zu den maximalen Reduktions-
zielen geworden. Das istschon mal unschön. Esgibtabernoch einenweiteren, wesentlich schwererwie-
genden Haken am Protokoll: Dadurch, dass jeweils die preiswerteste Art ausreicht, irgendwo auf der
Welt CO2 oder eines der anderen im Protokoll genannten Treibhausgase zu sparen, wird jedes Land
auch nurdieseOptionenwahrnehmen. ... LangfristigeOptionen, wieetwadieErforschung undMarktein-
führung der Photovoltaik, haben aus Kostengründen keine Chance. Unter dem Kyoto-Protokoll hätte
selbsteine Regelung wie das deutsche Erneuerbare-Energien-Gesetz keine Chance gehabt. Das Kyoto-
Protokoll drohtsomit, Vor-Ort-Initiativen zu lähmen, vielleichtsogarzu verhindern.“
StellungnahmedesSolarenergie-FördervereinszurBonnerKlimakonferenz(per Email)
ÜberdieLobpreisungen desKonferenzergebnissesdurch einigeUmweltverbändekönnenwirnurverwun-
dertden Kopfschütteln.
Kommentarvon Hermann Scheer in tazvom 26.7.2001,S.12
TotschlagargumentKioto
Das Klimaprotokoll ist eine Kapitulation. Die Kohlendioxidemissionen werden nicht sinken, sondern stei-
gen. UnddieGewinnung erneuerbarerEnergienwird behindert
Wie auch immer der von der Bonner Konferenz akzeptierte Kompromiss noch modifiziertwird: Die ent-
scheidende Frage bleibt, ob erwenigstens einen kleinen Fortschritt im Weltklimaschutz bewirktoder ob
das verstümmelte Klimaprotokoll kontraproduktiv sein könnte. Die europäischen Regierungen sowie die
meisten Umweltverbände und Beobachter, die vor Ort agierten, haben sich für die positive Lesart ent-
schieden: DerBonn-Kompromisssei geradenoch erträglich; ersei dasrelativBesteundvorallem dasEin-
zige, waswirhätten. EineUmweltorganisation überschlug sich garvorEuphorie, als sie von einem „geo-
politischen Erdbeben“ sprach. Obwohl haufenweise Kröten geschlucktwurden, töntder Refrain derGe-
genwart: „EsgibtkeineAlternative.“Wiedereinmal. ...
Tatsächlich hatdieserKompromiss jeneGrenzeüberschritten, diefürUnterhändlerhäufig unsichtbarwird:
ab wann ein „Verhandlungserfolg“ so schlecht ist, dass er mehr schadetals nützt− und das eigentliche
Ziel kompromittiert. Dies gilt nicht nur für die nochmals amputierte Zielgröße, die nicht einmal mehr eine
CO2-Minderungvon zwei Prozenterreicht. Noch viel mehrtrifftdiesaufdiesogenannten flexiblen Instru-
mente des Protokolls zu, die einen unbegrenzten Emissionshandel und „Joint Implementation“ erlauben.
Damit können Verpflichtungen dadurch erfüllt werden, dass Emissionsrechte und Emissionsboni gekauft
werden, statt Klimaschutzinitiativen im eigenen Land zu starten. ... Diejenigen Umweltverbände, die in
besterAbsichtzu dem Kompromissaufrufen, werden noch unangenehmeÜberraschungen erleben.
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Kommentarvon RainerBalcerowiak in der Jungen Weltvom 30.7.2001
Genua istauch Kyoto
... Das jetzt erzielte Übereinkommen, dessen Ratifizierung zudem in den Sternen steht, ist in bezug auf
den Klimaschutzso lächerlich, daßdieBemühungen seinerGesundbeterfastrührendwirken. Addiertman
die Weigerung der USA, sich auf Reduktion der Treibhausgase festzulegen, mit der Anrechnung von
Waldflächen aufdie produzierten Treibhausgase und den diversen Schlupflöchern derVereinbarung, ist
unte dem Strich sogarmiteinerSteigerung derCO2-Emissionen zu rechnen. Der „Segen“ derGlobalisie-
rung manifestiert sich beim Umweltschutz in der Möglichkeit, mit Klimazerstörungsrechten weltweit zu
handeln und zudem dieDeindustrialisierungmöglicherWeltmarktkonkurrenten mitein paarGlasperlen zu
prämieren.
Mail von Jörg Bergstedt, Institut fürÖkologieund Red. Wirtschaftder „Ö-Punkte“
Kritikan derKonferenz
1 . Dasohnehin beschisseneKyoto-Protokoll istnichtverbessert, sondern nochmalsverschlechtertworden.
Damiterfüllten sich Ankündigungen ausden Reihen derKyoto-KritikerInnen, diebereitsvorhersagten, daß
Bonn nurzu einerweiteren Verschlechterung dienen würde, um dann dasKyoto-Protokoll dennoch bzw.
deswegen anzunehmen.
2. Die Umweltverbände (NGOs) hatten seitdem Ausstieg derUSAplattaufeinen „Pro Kyoto“-Kurs ge-
setztund aufKritikweitgehend verzichtet. Solch eineStrategie ist immer falsch, da sie den nötigen Druck
wegnimmt. Zudem blieben dieNGOs ihren eigenen Aussagen nichttreu. Sie riefen vorden Verhandlun-
gen alleauf, mitihnen füreineVerbesserungderAusführungsbestimmungen zu kämpfen. Herauskameine
Verschlechterung. Dennoch begrüßen dieUmweltverbändedasErgebnisderKonferenz. Offenbarhaben
siekeine inhaltlichen Positionen odernehmen sich selbstnichternst.
3. Wie zu befürchten war, ist nun eine Verrechtlichung der beschissenen Umweltsauereien vollzogen
worden (bzw. wirddurch dieRatifizierung). Umweltverbände (stattden Beschluß zu verhindern) sehen es
nun als ihreAufgabean, den entstanden Schaden (Schlupflöcher) zu verhindern.
4. Der Paktaus Regierungen, Konzernen, Medien und NGOs hatperfekt funktioniert. Kritische Stimmen
wurden nichtwahrgenommen oder sogar in der Berichterstattung wider besseren Wissens umgedeutet.
Diese seitwenigen Jahren bestehende Elitestruktur in den Industrienationen stellteinen handlungsfähigen
Machtblock dar, dem ein in „Gut“ und „Böse“ kategorisierter, unorganisierter und teilweise inhaltsleerer
WiderstandaufderStraßeentgegensteht.
KritischeGruppenwurden nichtnurmarginalisiert, sondern standen sich mitihren Strategien auch selbstim
Weg. Die Unklarheit in den Positionen einigerGruppen schwächte die öffentlicheAusdrucksstärke, glei-
ches gilt für die schwache zahlenmäßige Anwesenheit deutschsprachiger Umweltgruppen bei den Akti-
vitäten (ausgenommen dem inhaltlich flachen, kyoto-euphorischen Rettungsboot). Auch jetzt fehlt eine
klareStimme, diedieKlimakonferenzalsMißerfolg bewertet.
LambertSchneider/SabinePoetzsch in: DerÜberblick4/2001,S. 56ff8
InstrumentmitbegrenztemNutzen
... fürdieerneuerbaren Energien und fürdieärmsten Länderdarfman von demMechanismus in seinerge-
genwärtigen Form nichtallzu viel erwarten Ausder Perspektive der Entwicklungszusammenarbeitbesteht
einweiteresProblem darin, dasssich die Investitionen inCDM-Projektevermutlich aufeinesehrbegrenzte
Anzahl von Ländern konzentrieren werden. ... Laut Schätzungen werden .... möglicherweise alleine in
China 60bis80ProzentderCDM-Projekteumgesetztwerden. Weitere10bis20Prozentkönnten aufIn-
dien entfallen. Damit bliebe für den Rest der Entwicklungsländer nur ein kleiner Brocken vom ohnehin
schon kleinergewordenen Kuchen übrig.

Mit ihren positiven Formulierungen standen die Umwelt-NGOs nicht nur imWiderspruch
zu verschiedenenAktionsgruppen undweiteren BeobachterInnen sowieaufeinerLiniemit
derRegierung, sondern es ergab sich aufoffen sichtbar eine gemeinsameHaltungmitder
Industrie.

Im Original: StellungnahmedesBundesverbandesderDeutschen Industrie, BDI (per Email)
Der in Bonn erzielte Kyoto-Kompromiss ist nach Ansicht des Bundesverbandes der Deutschen Industrie
(BDI) ein kleiner, aberentscheidenderSchrittin die richtigeRichtung. ... DerBDI wiesdaraufhin, dassdie
immensen Zugeständnisse bei der Anrechnung von Kohlendioxidspeichern (Senken) und bei der Erfül-
lungskontrollevorallem an Russland, Kanada und Japan zuWettbewerbsnachteilen fürdiedeutscheund



201

europäische Industrie führen könnten. Während desKlimagipfels in Den Haag hatte derBDI deshalb vor
einerEinigung um jeden Preisgewarnt. Dieweichen BonnerAussagen zurErfüllungskontrolle könnten der
deutschen Industrie nicht die Sorge vor Ungleichbehandlung gegenüber Wettbewerbern aus anderen
Vertragsstaaten nehmen.

Einzelne Funktionäre von Umwelt-NGOs hielten es sogar für notwendig, neben ihrer PR-
Arbeit fürRegierung undneoliberalesKyoto-Protokoll dieKritikerInnen direktanzugreifen.

Im Original: Mail von Manfred Treber,Germanwatch,am 27.7.2001
WERERREICHTLANGFRISTIGAMMEISTEN IMKLIMASCHUTZ?
− 178 Länder, die sich am Montag für die Umsetzung des Kyoto-Protokolls, für einen allerersten, völlig
unzureichenden Anfang im internationalen Klimaschutzaussprachen
− 1 Land geführtvon PräsidentBush, der das Problem „sehr ernst“ nimmt, aber keine rechtlich verbindli-
chen Zieleakzeptierenwill
oderschließlich
− Jörg Bergstedt, Hermann Scheer9und ein paarandere, die bisher im Klimaschutzallerdings noch nicht
im geringsten ausgewiesen sind und, das istbekannt, auch andereZieleverfolgen.

Die siebteKonferenz (COP7) fanddann in Marrakesh statt. DortwurdedasBonnerErgeb-
nisweiterdeutlich verschlechtert. DieAbläufewiederholten sich weitgehend. ImVorfeld fei-
erten EU-Regierungen, NGOs undMedien dasBonnerErgebnis undwarben für die end-
gültige Verabschiedung der Ausführungsbestimmungen auf dieser Grundlage. In Marra-
kesh dann wurden erneutdeutlicheAbstrichegemacht, was in Beobachterkreisen zu Kritik
führte, währendNGOsundEU-Regierungen wiederum den Abschluß lobten.

Im Original: HelmutHaberl,Chefredakteur, in Energiewende4/2001 (S. 2)
Heiße Luft
AufderKlimakonferenzinMarrakeshwurden dieZieledesKyoto-Protokollsweiterverwässert
Russland darf sich nun mit 33 Millionen Tonnen Kohlenstoff mehr als doppelt so viel Kohlenstoffsenken
gutschreiben lassen als in Bonn vereinbart. Das bedeutet, dass Russland nun noch mehr „heiße Luft“ zu
verkaufen hat. Darunter versteht man im Jargon der internationalen Klimaverhandlungen handelbare
CO2-Emissionsrechte, denen keine reale CO2-Reduktion gegenübersteht, bzw. nur solche CO2-„Reduk-
tionsmaßnahmen“, die auch ohne Kyoto-Abkommen getroffen worden wären. ... Das Kyoto-Protokoll
wird aufGrund der zahlreichen Schlupflöcher sowie des Rückzugs der USAnichtzu einer Treibhaus-Re-
duktion von 5,2Prozentführen, wieursprünglich geplant. Nach Schätzungen vonWilliamNordhauswird
dieTreibhausgas-Reduktion im Jahr2010nurmehretwasein Prozentbetragen.
Dr. Eva Glawischnig, Nationalratsabgeordnete der Grünen in Österreich, in Energiewende 4/2001
(S. 3)
... ist nur ein kleiner Schritt für den Klimaschutz. Das schon in Bonn massivaufgeweichte Kyoto-Protokoll
wurdeweiterabgeschwächt.

b. Bewertung
DermoderneKlimaschutzbietetAnschauung in vielerlei Hinsicht:
− Hinter dem Deckmantel der Ökologie werden neue Verwertungslogiken geschaffen.
Umweltschutz ist dadurch zu einem Zugpferd des Neoliberalismus, d.h. der Ausdeh-
nung von Verwertungsverhältnissen geworden. Ähnlicheswird für soziale und Gesund-
heitsfragen in den nächsten Jahren gelten. Sie werden genutzt werden, um unter dem
SchleierdesMenschlichen Profitmaximierung undKapitalakkumulation vorzubereiten.

− Die NGOs sowie viele weitere politische AkteurInnen haben sich einfangen lassen von
der Propaganda der Regierungen und können inzwischen zur Regierungssphäre ge-
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Quellen zu 4.6
1 DieAutoren diesesBuchesstehen dem Kyoto-Protokoll positivgegenüber− was ihre Formulierungen noch eindrucksvoller

macht, beschreiben siedoch zustimmenddaskapitalistischeRegimedesKlimaschutzes.
2 Auch nach den Erfahrungen derBonnerKlimakonferenzändertsich dasnicht. MitBezug aufdie im Sommer2002stattfin-

dendeWeltkonferenz„Rio+10“ beschäftigte sich Risingtide in DeutschlandmitderAgenda21 . Ihr Fazit: „Risingtideunter-
stütztdie IdeederAgenda, dieUmsetzung istdefizitär, deshalbwird derVertrag abgelehnt.“ (Protokoll ausdem Treffen
im Januar2002)

3 DieWWF-Mitarbeiterin Renate Günther rief nach der Verabschiedung der Resolution gegen das Kyoto-Protokoll durch
das Bundes-Ökologie-Treffen noch sehr aufgeregtbei einem derTeilnehmer des BÖTsan undwollte darüber diskutieren.
Doch diesem eigenen Vorschlag kam sienienach.

4 Nach (!) diesem Vorgang begann Wolfgang Pomrehm in der Jungen Welteine feste Anstellung und ist seitdem dort im-
merwiederalsNGO-naherSchreiberaufgefallen.

5 In dergleichen Ausgabewird übergentechnisch gezüchteteBaumarten alsKlimaschutzberichtet.
6 In den Formulierungen der Redaktion deutetsich schon derWiderspruch zu den einseitig positiven Äußerungen der Um-

welt-NGOs an, d.h. den vorher Kyoto-euphorischen Medien waren Zweifel gekommen. Weitere Beispiele folgen im
Text.

7 In der österreichischen Zeitung „Energiewende“, herausgegeben vom Ökologie-Institut in Wien und dem WWF Öster-
reich, wurde das Kyoto-Protokoll scharf kritisiert. Offenbar ist die Regierungsnähe ein Phänomen speziell der großen
NGOsin den Führungsnationen Europas.

8 Entwicklungspolitische Zeitung – gemeint ist im Text der Clean DevelopmentMechanismen, der Klimaverschmutzungs-
rechtean dievergibt, dieKlimaschutzin Entwicklungsprojekten finanzieren.

9 Hermann Scheer hatte sich mehrfach kritisch zum Kyoto-Protokoll geäußert. Er istSPD-Bundestagsabgeordneter und Prä-
sidentvon Eurosolar. In beiden Funktionen hatermaßgeblich am Erneuerbare-Energien-Gesetzmitgewirkt.

zählt werden. Aggressivität richtet sich, so sie überhaupt vorkommt, nicht mehr gegen
die Regierenden, sondern gegenüber den verbliebenen unabhängigen Gruppen. Ihnen
werfen die regierungsorientierten NGOs und FunktionärInnen vor, ihre Beratungs- und
Lobbyarbeitzu schwächen durch radikalePositionen undAktionen.

− Die selbst aus dem Blick des Reformismus katastrophalen Ergebnisse aktueller politi-
scher Konferenzen und Entscheidungen irritieren die NGOs nicht mehr. Sie tragen ih-
ren Teil dazu bei, nach jedem Rückschritt das Ganze als Fortschritt zu feiern und damit
Akzeptanz füreinegescheiterteKonferenznach deranderen zu schaffen.

− Herrschaftwirdwederdiskutiertnoch in Fragegestellt.
− Die Rivalität zwischen Europa und den USA spitzt sich weltpolitisch zu. Die europäi-
schen Regierungen benutzten ökoneoliberale Argumente als eine der schärfsten Waffen
gegenüber den USA mit ihren weniger integrierenden Herrschaftsstrategien. Die EU
kann den Nachteil ihrerZersplitterung durch den deutlich moderneren Ansatz harmoni-
sierenderHerrschaftsausübung immermehrwettmachen.

DasKyoto-Protokoll gehört zu den ersten umfassenden, weltweiten Werken der vollständi-
gen Fusion vonVerwertungslogikmitdemMäntelchen desSozialen undÖkologischen. Es
ist zu erwarten, daß dieses Prinzip fortan zum dominanten Politikstil wird. Der Schutz der
Umwelt und die Rettung der armen Menschen wird zur Chefsache der Industrienationen.
Die Mittel, das Problem zu lösen, werden mehr Markt, mehr Konzernmacht, mehr Ge-
richtshöfe, mehr Kontrolle und mehr Kriege sein. Die Umweltzerstörung, die Toten, das
Elend, dieVertreibung und derHunger, die als Folge dieserForm von Politik immermehr
zunehmen werden, sind fortan bedauerliche Folgen des eigentlich Guten. Und die Legiti-
mation von noch mehr„guten“ Kriegen, Märkten, Kontrollen ...
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4.7 NationaleBefreiungundNation alsSicherheitsgarant
EineSteigerungderBefürwortungvon StaatundNation findetsich oftdann, wenn derMy-
thos bewaffneter Befreiung und von Widerstand und Kampfgegen das „Böse“ damit ver-
bunden ist− wasauch immerdas jeweils ist. In derGeschichte politischerBewegung gibt
es viele Beispiele dafür, daß eine Analyse von Herrschaftsverhältnissen verdrängt wurde,
wenn die Sprache derGewehrläufe den Blick trübte und Schwarz-weiß-Schemata hervor-
rief. Solidaritätmiteiner, Haß gegen die andereSeitewaren die Folge.
So geschah esmit vielen nationalen Befreiungsbewegungen, die von „linken“ politischen
Gruppen unterstützt und beworben wurden, weil sie gegen die Herrschenden im dortigen
Land, gegen dieUnterdrückung von Benachteiligten oderMinderheiten kämpften. DieSo-
lidaritätmitVerfolgten staatlicherGewalt istdabei richtig, solangesie sich gegen dieVerfol-
gung selbst richtet. Aus emanzipatorischerSicht ist staatlicheGewalt nie akzeptabel, wenn
sieauch in vielen Einzelfällen heutenoch einehinnehmbareNotlösungdarstellt, weil ande-
re Reaktionen z.B. gegen Gewalt zwischen Menschen in dem Zeitpunkt nichtmöglich er-
scheinen. Systematische staatlicheKontrolle oderVerfolgung aber isteine krasseForm der
Unterdrückung, Befreiungskämpfedagegen legitim.
Dennoch bleibt festzustellen, daß das Freund-Feind-Schema darauf reduziert wurde. Die
Ziele, Methoden und internenStrukturen nationalerBefreiungsbewegungenwurden ausge-
blendet. Dabei hättemeistschon ein oberflächlicherBlick ausgereicht, um diemeisten Be-
freiungskämpfe als herrschaftsorientiertwahrzunehmen:
− ZielwardieAbschüttelungderFremdherrschaftundderAufbau einesneuenHerrschafts-
system unter der eigenen Kontrolle. Das wäre ein Wechsel, aber kein Abbau von Herr-
schaftgewesen.

− In vielen Fällen wurden eigene Staaten angestrebt. Staaten aber bedeuten nur für die
Herrschenden mehrHandlungsmöglichkeiten, Absicherungen undKontrolle, nichtaber
fürdieMenschen.

− Innerhalb dermeisten Befreiungsbewegungen gab eskrasseDominanzverhältnisse, der
Umgang mit Kindern, das Verhältnis von Männern zu Frauen usw. zeugten von einer
grundlegend patriarchalen Gesellschaftslogik. Damit wäre es auch hinsichtlich dieser
Diskriminierungsverhältnisse nichtzu Fortschritten gekommen.

− Die Ideologien waren meist herrschaftsbefürwortend, oft orientiert auf einzelne Führer-
personen undeinedaraufzugeschnittene religiöseoderweltanschaulicheGrundlage.

Entsprechend haben erfolgreiche sog. Befreiungskämpfe dieser Artwenig Fortschritte ge-
bracht. Es war eher zufällig, ob Machtwechsel die Verhältnisse für die Menschen durch-
schnittlich verbesserten oder sogar verschlechterten: DasRegime desAyatollah Khomenei
im Iran und dieTaliban in Afghanistan wurden einst als Befreiungsbewegungen unterstützt
und gefeiert− ersteres von den „Linken“ gegen den gemeinsamen Feind Schah, zweitere
z.B. von derUS-Regierung alsgemeinsameFeindedersowjetischen Beeinflussung.
DieseZufälligkeit istnichtüberraschend, denn eineAuseinandersetzungmitHerrschaft fin-
detgarnichtstatt. Sowerden Staat, Nation, Regierung, Volk usw. zu Begriffen, die neutral
zu sein scheinen− wosich allein die Frage stellt, wersie jeweils ausfülltund steuert.

Im Original: Auszug auseinem Leserbriefin derGöttingerDrucksacheNr. 381
Wenn irgendetwasGesellschaftspolitisches aus dem vergangenen Jahrhundertzu lernen ist, dann wohl
das, wohin dieKonstruktion von gesellschaftlichen Kategorienwie„Völker“, „Nationen“, „Rassen“ führen
kann: Diese Einteilungen von Menschen führen zu Hierarchisierungen, Ausbeutung und Unterdrückung
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und kann inMassenvernichtung enden. Aufrassistische, nationalistische, völkischeUnterdrückungmitum-
gekehrtem Rassismus und „Nationalen Befreiungsbewegungen“ zu antworten, reproduziert dieses Den-
ken letzten Endesnur immerweiter (und ich denke, dasGleichegiltanalog auch fürSexismus).
Dies istdeutlich zu sehen: Wasistan derRealIRA, derUCK, einem eventuellen Staat(nichtnur) unterFüh-
rung der PKK oder dem aktuellen Autobombenterror der ETA noch emanzipatorisch? Fiese Folterer der
Guardia Civil isteine Sache, aber bei explodierenden Bomben in belebten Straßen schlägtder angebli-
cheBefreiungskampfin nichtsanderesalsnationalistischen Terrorum. „Servasconoesdelicto“ (baskisch
sein istkein Verbrechen). So lautetdieParoleeinesPlakates, dasvoreinigenMonaten im T-Keller im Rah-
men einerAusstellung von politischen Plakaten aus dem schönen Baskenland zu bewundern war. Wozu
immerwiederdiese überflüssige Identitätskonstruktion, um sich gegen eine sehr reale nationalistischeUn-
terdrückung zuwehren? „Patria omuerte!“ (Vaterland oderTod!) So lauteteinerderPropagandaslogans
nichtnurvon Fidel. Wenn ichwählen dürfte: wedernoch, nogracias. „WirDeutschen“ dürften unsereEr-
fahrungen mitdem „deutschen Nationalismus“ nichtaufandereRegionen übertragen, höre ich manchmal
alsGegenargumentzu meiner Position. Das sehe ich genau anders herum: Menschen, die sich derGe-
schichteder„deutschen“ völkischen Ideologisierungbewusstsind, könnenÄhnliches in anderen Regionen
erkennen. Was hier mörderisch ist, ist eswoanders auch − mal in dieser, mal in jener Form. Ich meine,
dieser Planet istzu klein für den ganzen völkischen Schwachsinn: Wir sollten das getrostmitdem letzten
Jahrtausend hinteruns lassen.
Derganzerassistische, nationalistische, völkischeund sexistischeMististmenschenverachtendunddas ist
Grundgenug, damitauch im eigenen Kopfaufzuhören und nichtnur, weil sonstdieGefahrbestünde, So-
lidaritätsbekundungen von FaschistInnen zu ernten.

a. DerKonflikt Israel-Palästina in der innerdeutschenDiskussion
Prägendes Merkmal der Debatte ist die Ausblendung von staatlich-institutionellen Herr-
schaftsverhältnissen. Die Interessen der israelischen bzw. der palästinensischen Führung
werden von den pro-israelischen Strömungen genausoübersehen wie von den pro-palästi-
nensischen. Tatsächlich sindabersowohl Israel wie auch Palästina hochkomplexe, von ver-
schiedenen Herrschaftsverhältnissen durchzuzogene Gesellschaften. Israel ist eine moder-
neDemokratiewestlichenZuschnittes, d.h. dietypischedemokratischeKontrolledesöffent-
lichen Lebens durch hochtechnisierte Überwachungssysteme ist hier genauso präsentwie
Kapitalverhältnisse, Bevormundungen und sonstige „übliche“ Diskriminierungen. Hinzu-
kommtein Spektrum religiösen Fanatismusses, der in den Parlamenten stark vertreten und
an der Sharon-Regierung beteiligt ist. Besonders aus diesen Gruppen wird immerwieder
die totaleAusrottung oderVertreibung allerPalästinenserInnen gefordert.
Die palästinensischen Autonomiegebiete, ihre Behörden und Organisationen bestehen
überwiegend auspatriarchal-personalen Machtstrukturen. An derSpitze stehtderClan um
Arafat, dermit den typischen Unterdrückungsmitteln einerDiktatur agiert− einschließlich
Folter, öffentliche Hinrichtungen usw. Innerhalb Palästinaswirken beide dominanten Herr-
schaftsverhältnisse, dieAbhängigkeitvon denökonomischenHerrschaftsstrukturen in Israel
sowie die Unterdrückung durch das Arafat-Regime zusammen. Eine Herrschaftskritik
müßtedieseVerhältnissebenennen undeinepolitischePraxisentwickeln, diedieseangreift
− undanderem eineSolidaritätherstelltmitdenGruppen, die in Palästina und Israel dage-
gen auftreten undagieren. Doch dasgeschiehtkaum.

Pro-israelischePositionen
In der antideutschen Kritik wird jegliche Staatsanalyse ausgeblendet. Der Staat Israel wird
gleichgesetzt mit der Gesellschaft, es wird Interessensidentität zwischen Regierenden und
Regierten angenommen− ein krasserRückschritt, geradezu dieAufgabejederHerrschafts-
analyse. Kapitalinteressen, Machterhalt, Diskriminierungsformen sind komplettnegiert.



205

Im Original: Hermann L. Gremliza in der konkret5/02
Israel istderStaat, dessen ganzerZweckderSchutzjüdischen Lebens ist
Im Original: Auszug aus„DerKommunismusund Israel“, jour fixe frühjahr/sommer2002von isf, Frei-
burg
ImWesen Israelsalsdesungleichzeitigen StaatesderJuden liegtesabernichtnur, Reaktion aufden Ver-
ratan Aufklärung undWeltrevolution, nichtnur, Notwehrversuch gegen den NazifaschismusundAsyl zu
sein. Sondern eben auch, daß die üblichen Muster derbürgerlichen Rollenverteilung− hier dasGewalt-
monopol desbürgerlichen Staates im allgemeinen und dortdie Personen, diedie Regierungsausübung im
besonderen besorgen− fürden israelischen StaatesaufgrundseinerKonstitutionsbedingungen keineGel-
tung mehr hat. ... Israel einer „Klassenanalyse“ zu unterwerfen zu können − all diesGewese verdrängt,
daßAriel Sharon, natürlich ohne eszu wollen, näherdran istam Kommunismusals seine Kritiker, daß er,
aufseine, ihm alsGeneral einzig möglicheWeise, den antifaschistischen Kampfführtals eineArt israeli-
scheAusgabe von Buonaventura Derruti. Denn derKommunismus, die staaten- und klassenloseWeltge-
sellschaft, verlangt, soll ergelingen, etwasUnmögliches: Rache fürdieToten, fürdieOpferderBarbarei;
zugleich aberauch, daß niemand andersbehandeltwerdeals nach seinem eigenenMaß: Gerechtigkeit
für die Lebenden. ... Daß die militante Aufklärung die GestaltAriel Sharons und der Panzer der israeli-
schen Armeeannimmt, dasheißtdie historisch derzeiteinzig mögliche Form, versetztnatürlich diejenigen
in helle Aufregung, die von derAufklärung nur den „Aufkläricht“ (ErnstBloch) behalten haben ... Esmag
sein, daß die Juden ein „Volk“ sind; Israel ist jedenfalls eineGesellschaft. ... (zu Palästina) Islamfaschis-
mus diesesVolkes ... Ariel Sharon jedenfalls, der Zionistund praktischeAntifaschist, istdem aufgelösten
Rätsel derGeschichtenäheralsdiedeutsche Linke ...

DasPrinzipdesVolkes, alsodieKonstruktion einerEinheitlichkeitvonMenschen ähnlicher
Abstammung oder geografischerHerkunft, wird auch über Israel und Palästina hinaus im-
meröfterangenommen, z.B. dieKonstruktion „Deutsche“.

Im Original: Auszug ausder konkret3/02
Esgibtkein Prinzip, dasesMitgliedern desKollektivs ,dieDeutschen' erlaubte, in solcherLageandereszu
tun, als IsraelsPartei zu ergreifen.

ZurAusblendungvonHerrschaftgehörtauch dasständigeÜbersehen von zumTeil krassen
Unterdrückungsformen. Waren „Offene Grenzen“ noch vor wenigen Monaten in linken
Gruppen eine gemeinsamePosition, so sindGrenzkontrollen undEinschränkung von Be-
wegungsfreiheit(z.B. Einwanderungs-/RückkehrmöglichkeitfürseitderStaatsgründung Is-
raels vertriebene sog. „PalästinenserInnen“) jetztbei Antideutschen und derzunehmenden
Zahl pronationalerIsrael-UnterstützerInnenweitverbreitet. Nichtwenigerblindsindpropalä-
stinensischeGruppen: SieverzichtenmeistaufeineklareKritikdesArafat-Regimes, obwohl
dessen Diktatur mit ständiger Folter, politischen Morden sowie der Unterstützung des un-
menschlichen Terrors in Israel offensichtlich ist.

Im Original: Auszug aus „Der Kommunismus und Israel“ vom ISF in der antideutschen Zeitung T-34
(S. 15f)
Nun soll gewiß nichtbehauptetwerden, Ariel Sharon sei der Lenin von Israel, aberdie israelische Staat-
lichkeit speist sich, historisch wie strukturell, aus ihrem Wesen als parlamentarisch verfaßte und im Staat
zusammengefaßteEmanzipationsgewalt.
Titel und Textauszug eines Flugblatts, das aufder LL-Demo2002 von den JungdemokratInnen/Junge
Linkeverteiltwurde,OriginaltextundDebatteunterwww.de.indymedia.org/2002/01/13550.html
CooleKidstragen kein Pali-Tuch
... Israel als bürgerliche Gesellschaft hingegen ist auch ein schützender Hafen für all diejenigen, die in
arabischen Staaten keine Chance hätten: Schwule, Lesben, selbstbewusste Frauen, Atheisten und Non-
konformisten, diekeine Lusthaben, ihr Leben als„Märtyrer“ zu beenden.
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Pro-palästinensischePositionen
Keinen Deutbesser siehtes in weiten Teilen derGruppen aus, die diemilitaristischePolitik
Israels angreifen und Solidarität mit dem palästinensischen „Widerstand“ und dahinterste-
hende Strukturen einfordern. Zum einen richtet sich ihre praktische Politik ähnlich wie bei
den Antideutschen und Israel-AnhängerInnen nicht aufeine Emanzipation oderVerbesse-
rung derLebensbedingungen derMenschen in Nahost, sondern gegen politischeGegne-
rInnen inDeutschland. 1Zumzweitenwerdenwiebei denAntideutschen sämtlicheAnalysen
von Herrschaftsverhältnissen innerhalb von Staaten und staatsähnlichen Strukturen ausge-
blendet. Sowird Israel alsEinheitgesehen und angegriffen− alsEinheit (klassenlos, Inter-
essenidentitätvon Regierung undRegierten) sehen auch dieAntideutschen Israel. DerUn-
terschied reduziertsich aufdieBewertung, dieBeschreibung ist identisch. Gleichesgilt für
Palästina− dieAntideutschen reden vom „palästinensischen Selbstmordkollektiv“, diepro-
palästinensischenGruppen reden unterschiedsverwischendvom „palästinensischenWider-
stand“ oder gar „Volk“. Bei rechten Gruppen klangen Beschreibungen der beiden Gesell-
schaften sehr ähnlich. allee konstruieren Einheitlichkeit, d.h. sie argumentieren völkisch.
Zwischen Sharon undantimilitaristischen oderanarchistischenGruppen in Israel wirdnicht
mehrunterschieden. Dieorthodoxen Regierungsmitglieder, diedieAusrottung allerPalästi-
nenserInnen offen fordern, sinddasgleicheeinheitlicheKollektivwiedieMenschen, dieals
Angehörige des israelischen Staates das Ende derBesatzungen oderKonfrontationspolitik
fordern. In gleicherWeisewirdeineGleichheitin denpalästinensischenAutonomiegebieten
konstruiert. DerArafat-Clan und die hungerleidenden Teile derBevölkerung, dieGeheim-
polizei unddieMenschen aufihren Folterbänken stellen ein „Volk“, „Kollektiv“ u.ä., dieAk-
tionen gegen Israel einen „Volksaufstand“ dar.

Im Original: Auszug aus dem Kritik-TextderGruppeDemontage zu einer Filmreihe der FreundInnen
despalästinensischen Volkese.V. im Mai19982

Israel wird in dem ganzen Textalsmonolithischer, aggressiverGegnerkonstruiert. 3 Israel wird alsSubjekt
gesetzt, alsob essich nichtum eineKlassengesellschaftmittiefgehendenWidersprüchen handelte.

Hinzu kommt bei vielen palästinensischen und pro-palästinensischen Gruppen ein ver-
steckter oder offener Antisemitismus. 4Dazu gehören mehrere Argumentationsmuster, die
Israel oder jüdischen Menschen insgesamt das Recht aufSelbstbestimmung abspricht, sie
zu Schuldigen antisemitischerHetzemachtusw.:
− Die Reduzierung Israels auf einen US-Brückenkopf in Nahost negiert einen eigenstän-
digen Existenzgrund für Israelis. Abgesehen von der komplett falschen Analyse (Israel
entstand aus ganz anderen Gründen, vor allem als Reaktion auf die weltweite Verfol-
gung von Juden; die USAhaben zudem auch in arabischen Staaten direkt viele Stütz-
punkte, z.B. in Saudi-Arabien) nutzt diese Argumentation geschickt den vorhandenen
Anti-Amerikanismus, um ihn gegen Israel zu wenden. Bei aller notwendiger Kritik an
der machtorientierten, menschenverachtenden Weltpolitik der US-Regierung (nicht der
AmerikanerInnen als Kollektiv!) und anderer Institutionen in den USA ist es falsch, Is-
rael dafürkollektivzu brandmarken.

− Immerwieder wird die Politik Israels als Grund für den Antisemitismus angeführt. Das
ist die gleiche falscheAnalysewie die Schuld einer Frau an ihrerVergewaltigung, wenn
sie bestimmteKleidung trägt, odereinesObdachlosen an Repression oder sozialrassisti-
sche Angriffe, weil er ja nicht hätte aufder Straße sitzen oder betteln müssen. Bei aller
Kritik an der militaristischen Politik Israel und der Herrschaftsförmigkeit auch dieses
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Staates− Antisemitismus ist eineDiskriminierung, eineKategorisierung von Menschen
und vor allem vor dem historischen Hintergrund der Shoa eine unglaublich aggressive
Form derHerabwürdigung von Menschen.

− Das Herrschaftsverhalten des israelischen Staates wird stärker angegriffen als gleiche
oderähnlicheStrukturen in anderen Demokratien. Das istgefährlich, weil vor allemwe-
gen der Konflikte derAnschein erwecktwird, daß speziell Israel diese Unterdrückungs-
formen entwickelthat.

Im Original: UnkommenierterO-Ton von Achmed aufdem freien Radiosender FSK am 25.10.20005

Füruns istIsrael nurein amerikanischerStützpunktmitAtomwaffen undein bißchenMenschen drauf.
Mail einesContraste-Redakteursaufderoffenen Contraste-Mailingliste
Faktistauch, dass ich deutlich in derListegeschrieben habe
1 ) dass ich AttentateaufdieZivilbevölkerung in Israel nichtfür legitim halte.
2) dass ich Attentate aufdie Zivilbevölkerung in den Siedlungen der besetzten Gebiete für legitim halte,
da sie sichwissentlich in Kriegsgebietbegeben haben und strukturelleGewaltausüben.

b. BewertungundPerspektive
Im Streit zwischen pro-israelischen und pro-palästinensischen Gruppen in Deutschland
spielen viele Faktoren eine erhebliche Rolle. Nur einige davon haben etwasmit politischer
Ideologie zu tun. Oftprägendersind:
− Sowohl antideutsche wie auch palästinensische Gruppen und ihre UnterstützerInnen
sindmännlich geprägt, oftmals ziemlich mackerig organisiertund handelnd. Das fördert
gewaltförmiges und aufSieg abzielendesVerhalten. Gleichzeitig tritt die hinterfragende,
gesellschaftlicheAnalyse in den Hintergrund.

− In großen Teilen der beteiligten Gruppen finden sich AnhängerInnen politischer Strö-
mungen, die sehr schematische Gesellschaftsvorstellungen haben und alles, was ge-
schieht, danach einzusortieren versuchen − u.a. religiöse oder orthodox-kommunisti-
scheStrömungen.

− Offensichtlich ist, daß zwischen den „Lagern“ allerhand alte Rechnungen zu beglei-
chen sind.

− Jahrelange politische Arbeit hat bei vielen Beteiligten offen die Resignation gesteigert,
Verbitterung geschaffen und die Lust auf grundlegendes Hinterfragen auf den Null-
punkt gesetzt. Insofern sind antideutsche und pro-palästinensische Aktivitäten eine ähn-
liche Entwicklung wie derHöhenflug von Attac6− beides geht aufdie Sehnsucht nach
einfachen Lösungen und Halt in einerGemeinschaft ohne Reflexion zurück. Das ist ei-
neParallele zur ideologischen Basis rechterMobilisierungen.

Diese letztgenannten Punkte haben wesentlichen Einfluß, sind aber nichtGegenstand die-
sesBuches. Hier istwichtig, deutlich zu machen, welche Folgen fürdie eigenen Ziele und
Handlungen derVerzichtaufeineAnalysevon Herrschaftbedeutet− undwasnoch zu er-
warten ist, wenn es populärwird, diese auch gar nichtmehr zu wollen. DerSpitzen-NGO
Attacwirbt inzwischen offensivdamit, keine festgelegte Ideologie zu haben, sondern tages-
aktuell zu entscheiden. NachwelchenKriterien dann entschiedenwird, istkomplettoffen−
und damit auch, welche Entscheidung getroffen wird. Emanzipatorische Politik kommt in
einersolchen LageunterdieRäder, denn derStaatund seineMethoden derDurchsetzung
erscheinen immerwiederalsnaheliegende, pragmatischeLösung.
DasgenaueGegenteil wärewichtig: Wiedergenauerhinzugucken, zu analysieren, Solida-
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rität mit gesellschaftlichen Visionen zu verbinden. Das ist anstrengender und nicht mehr
kompatibel mitdenen, die herrschen. Aberwereine andereWeltwill, darfsich nichtdavor
drücken, darüberüberhauptnachzudenken, wasdenn anderswerden soll. Sonstbleiben al-
leSlogansdieserArteineFarce. In denStraßenszenen vonpro-israelischengegenpro-palä-
stinensischenGruppen jedenfallsgibtesschondieerstenGewinner: DieHerrschaft, dieNa-
tion, das Volk. Beide Seiten reproduzieren damit nicht nur Herrschaft, sondern sie sind
auch anschlußfähig an rechteGruppen. Denn diehoffen auch aufmehrStaat, mehrNation
unddieReduzierung derMenschen aufihrDasein alsTeil desVolkes. Nichtüberraschend
ist, daß rechteGruppen immerdabei sind− ob nun für Israel, fürPalästina oder auch im-
mermehr in den modernen, staatstreuen NGOsder letzten Jahre.

Quellen zu 4.7
1 Dasbeweisen auch die ständigen BerichteüberPöbeleien bisSchlägereien zwischen den streitendenGruppen. Ein guter

Teil dieser Berichte ist frei erfunden, um die jeweils andere Seite als Schlägertruppe und sich selbst als Opfer zu
inszenieren. Gleichzeitig gibt es aufbeiden Seiten ein sehr aggressives Vokabular, das auch Gewaltanwendung gegen
die jeweilsandereSeiteoffen läßt.

2 ZitiertnachGruppeDemontage, „Antisemitismus in derBRD-Linken“ in: Phase2, Mai2002 (S. 53).
3 Bemerkenswert: Genau diese Behauptung, hier als richtige Kritik an Israel-KritikerInnen formuliert, findet sich bei den

antideutschen Israel-AnhängerInnen tatsächlich (sieheoben im Textdes isf).
4 Sieheauch im Kap. 3.3 unterb., Antisemitismus.
5 AndereGruppen übten anschließendKritikan derSendung.
6 Wobei große Teile von Attac die pro-palästinensischen und manchmal klar antisemitischen Positionen teilen − siehe z.B.

dieBerichtedesfranzösischen Attac-ChefBernardCassen überseineReisenach Israel und Palästina im Frühjahr2002.


